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81. Sitzung 

Bonn, den 20. Mai 1988 

Beginn: 9.00 Uhr 

Vizepräsident Stücklen: Die Sitzung ist eröffnet. 

Ich rufe Zusatzpunkt 7 der Tagesordnung auf: 

Aktuelle Stunde 
Die jüngsten Äußerungen des Bundesmini-
sters der Verteidigung, Dr. Rupert Scholz, zum 
Verteidigungsetat und zu der Entwicklung in 
der Sowjetunion 

Meine Damen und Herren, die Fraktion DIE GRÜ-
NEN hat gemäß unserer Geschäftsordnung eine Ak-
tuelle Stunde zu dem genannten Thema verlangt. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Lippelt. 

Dr. Lippelt (Hannover) (GRÜNE) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Der eine geht, aber unmit-
telbar vorher unterzeichnet er noch den Vertrag zur 
Produktion des Jägers 90 und beschert damit künfti-
gen Haushalten Risiken in der Größenordnung von 
50 Milliarden DM. Der andere kommt, aber noch un-
vereidigt fordert er vom bankrotten Finanzminister 
schon eine kräftige Heraufsetzung der Militärausga-
ben. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Alles falsch, 
was Sie sagen!) 

Eine perfekte, aber zu durchsichtige Arbeitsteilung: 
Der eine stiehlt sich davon mit der politischen Verant-
wortung, der andere kommt mit unschuldiger Miene 
und zeigt seine leeren Taschen, und der Bundeskanz-
ler steuert unbeirrt ins vorprogrammierte finanzpoliti-
sche Chaos. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Insofern ist es schon wichtig, diese Berufung hier zu 
diskutieren, die so deutlich die Zäsur vor der End-
phase der Regierung Kohl markiert. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Lachen bei der 
CDU/CSU und der FDP) 

Wer ist der neue Militärminister? Was bedeutet seine 
Berufung? Er ist ein nationaler Mann, besser: Er ist ein 
Nationalist. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Die GRÜNEN 
stehen vor der Spaltung, steht in der Presse 

heute!) 

Der zuständigen Ministerin Wilms verweist er ihr 
zweifellos richtiges Wort vom „deutschen National-
staat", der nicht „um seiner selbst willen" Ziel unserer 
Politik sein könne; alle Optionen seien offen, also 
auch der Nationalstaat. 

Und die westeuropäischen Verbindlichkeiten, in 
die wir inzwischen eingetreten sind? Minister Scholz: 
Notfalls muß es auch ohne Europa gehen. 

Und die osteuropäischen Nachbarn? Die Einheit 
darf nicht abhängen von dem, was andere Nachbar-
völker denken. 

Nun kann man ja an die Wiedervereinigung glau-
ben, aber man kann — so wie die meisten ihrer An-
hanger es tun — sie als vorläufig nicht aktuell anse-
hen. Aber Herr Scholz ist ein virulenter Wiederverei-
niger. Zitat: „Langfristige Entspannung ist nicht er-
reichbar, solange die Teilung andauert. " Da sie aber 
ganz deutlich noch andauert und noch andauern wird, 
heißt das ja wohl im Umkehrschluß: Zurück zur Politik 
der Konfrontation, zurück zur Politik der Stärke, Herr 
Minister. Vielfach entpuppt sich das Weltbild unseres 
neuen Ministers als das der frühen Adenauer-Zeit, 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

so z. B., wenn er jene unselige Kontroverse um das 
unsägliche Motto des Schlesier-Treffens 1985 wieder

-

aufgreift, die doch der Kollege Rühe dankenswerter-
weise mit dem Hinweis auf die politische Bindungs-
wirkung des Vertrages vom Tisch gebracht hatte. Zi-
tat Scholz: Der Warschauer Vertrag habe seine politi-
sche Bindewirkung unter den Gegebenheiten, unter 
denen er geschlossen sei. Das Deutsche Reich bestehe 
als „nicht handlungsfähiges Völkerrechtssubjekt" 
fort. — Oh, diese schrecklichen Juristen! 

Oder anders gefragt: Herr Minister, merken Sie vor 
lauter juristischer Fachterminologie gar nicht, wie Sie 
hier vom Nationalisten zum Revanchisten werden? 

(Beifall bei den GRÜNEN — Wimmer 
[Neuss] [CDU/CSU]: Das ist ja ungeheuer! — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Herr Rühe — er ist leider nicht hier — , wo blieb Ihr 
Einfluß auf den Kanzler, um eine solche Berufung zu 
verhindern? Das Weltbild der frühen Adenauer-Zeit 
findet sich natürlich insbesondere in dem massiven 
Mißtrauen gegen die Sowjetunion. Perestroika sei 
möglicherweise nur eine Atempause im Wettrüsten, 
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Dr. Lippelt (Hannover) 

um zwischenzeitlich die Industrie zu modernisieren. 
Abrüstung? Nicht doch. Es geht um den Abbau des 
nuklearen Potentials, um „Kriege wieder führbar" zu 
machen; so immer wieder in den jüngsten Äußerun-
gen. Überhaupt: Jedes Nachdenken über Verände-
rungen in der Sowjetunion — in den Augen unseres 
neuen Militärministers ist es nur „euphorischer Gor-
batschowismus". 

(Francke [Hamburg] [CDU/CSU]: Was ist 
denn das für ein Ismus?) 

— Ja; es ist schwer auszusprechen; aber so schreibt 
er's. 
Wie ist der Bundeskanzler nur zu diesem Mann 

gekommen? Aber auch das erfahren wir ja nun dan-
kenswerterweise von ihm selbst. Er hat es nämlich 
„Bild am Sonntag" mitgeteilt. Immer — so berichtet er 
dort — wenn der Bundeskanzler in Berlin war, rief er 
ihn an. Dann gingen sie über den Ku'damm spazieren. 
„Und" — Zitat — „wenn wir dann zusammen sind, 
abends noch ein Bier trinken, reden wir natürlich über 
alles mögliche." 
Also: Verwandte Seelen, das ist es. 
Und so plaudert es sich denn wohl auch am Biertisch 

behaglich über die Vorgänge in der Sowjetunion. 

(Frau Roitzsch [Quickborn] [CDU/CSU]: Das 
ist eine Büttenrede!) 

— Ja, es ist gelegentlich nötig, Frau Kollegin! — In der 
Version Scholz': „Das europäische Haus", was ist es?: 
„Eine verführerische, publizistisch äußerst geschickte 
Vokabel", „ein Bild, hinter dem wahrscheinlich ein 
antiamerikanisches Kalkül steht" . Wir haben glückli-
cherweise ähnliche Bemerkungen des Bundeskanz-
lers vor eineinhalb Jahren inzwischen vergessen. 
Aber wir wünschen dem Bundeskanzler alles Gute 

für seine Moskau-Reise, auf die er so lange hingear-
beitet hat. Allerdings, die Stolpersteine wälzt er sich 
selber in den Weg. Oder tun es andere? 
Sie sehen — Herr Präsident, ich komme zum 

Ende —, die Linie ist deutlich. Sie führt über die CSU-
Arbeitsgruppentagung. Sie ist völlig deutlich. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Warum haben Sie 
eine Aktuelle Stunde beantragt?) 

Deshalb will ich hier eines ganz klar sagen. Würde 
sich diese Linie durchsetzen, . . . 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, ich 
habe Sie gemahnt. Sie kommen offenbar nicht so 
schnell zum Schluß. Ich bitte, zum Ende zu kom-
men. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Herr Lippelt, die 
Begründung der Aktuellen Stunde haben Sie 

immer noch nicht gesagt!) 

Dr. Lippelt (Hannover) (GRÜNE): Ich darf den Satz 
noch zu Ende bringen:... so wäre allerdings die im-
mer noch mögliche Chance, die Abrüstungsbereit-
schaft der Sowjetunion zu einem europäischen Frie-
densprozeß zu vertiefen, . . . 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, Sie 
sind weit über Ihre Zeit. Bitte enden Sie! 

Dr. Lippelt (Hannover) (GRÜNE):... ernsthaft ge-
fährdet. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Ich bitte alle Redner, dar-
auf zu achten, daß es für den Präsidenten verbindlich 
ist, nach fünf Minuten mit der Redegenehmigung 
Schluß zu machen. Ich bitte, sich daran zu erinnern. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Wimmer. 

Wimmer (Neuss) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Heute ha-
ben wir es wieder mit einer von den GRÜNEN bean-
tragten Aktuellen Stunde zu tun, die die Bezeichnung 
„aktuell" nicht verdient. 

(Koschnick [SPD]: Keine Kritik an dem Mi

-

nister!)  

Den Antragstellern geht es nicht um die Ad-hoc-Bera-
tung eines akuten und deshalb viele Menschen bewe-
genden Sachverhalt durch das Parlament. Nicht ein-
mal die wichtige sachpolitische Auseinandersetzung 
steht im Vordergrund. 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Herr 
Wimmer, die Politik wird hier gemacht! Also 

müssen wir darüber reden!) 

Nein, diese Art von Aktion ist gegen den Mann ge-
richtet, gegen den neuen Verteidigungsminister, der 
sein Amt gerade zwei Tage innehat. 

Ich erinnere dazu an den ursprünglichen Antrag der 
GRÜNEN, diese Aktuelle Stunde unmittelbar nach 
der Vereidigung von Bundesminister Scholz stattfin-
den zu lassen. 

(Dr. Hoyer [FDP]: An der die GRÜNEN selber 
nicht teilgenommen haben!) 

Spätestens damit wurde die Absicht klar: Keine faire 
Chance für den neuen Mann, der jetzt sein Regie-
rungsamt übernommen hat. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Es wird zum Einschießen auf die Person des Neuen 
geblasen, gleichsam als Ersatz für die mangelnde Fä-
higkeit zu solider Sachauseinandersetzung. 

Das, Herr Lippelt, ist grüne Politik, die für sich sel-
ber spricht. Die Wähler werden sich darauf ihren Reim 
zu machen wissen. 

Als designierter Bundesminister der Verteidigung 
hat Rupert Scholz damit begonnen, sich öffentlich an 
der sicherheits- und verteidigungspolitischen Dis-
kussion zu beteiligen. Seine Gedanken liegen dabei 
in der Kontinuität unserer sicherheits- und verteidi-
gungspolitischen Überlegungen. Sie werden uns aus 
guten Gründen weiterhin beschäftigen, und dies eben 
nicht in Aktuellen Stunden, sondern im Bohren dicker 
Bretter. Daß hier allerdings, meine Damen und Herren 
von den GRÜNEN, Ihre Stärken nicht liegen, ist kein 
Geheimnis. Ihre Präsenz, etwa im Verteidigungsaus-
schuß, wo die Arbeit geleistet wird, spricht dafür 
Bände. 

Der Verteidigungsminister ist beispielsweise mit 
folgenden Aussagen hervorgetreten, die den GRÜ- 
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Wimmer (Neuss) 

NEN offensichtlich genug Grund geben, sich einer 
zweifelhaften Erregung hinzugeben: 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Er muß wissen, wo er 
dran ist!) 

„Entspannungspolitik ist fortzuführen. " — „Waffen 
allein führen nicht zum Krieg."  — „Keine Fehlein-
schätzung der sowjetischen Absichten bei den gegen-
wärtigen Abrüstungsverhandlungen!" 

(Erler [SPD]: Das habe ich aber anders gele- 
sen!) 

„Die sowjetische Militärdoktrin kennt nach wie vor 
das Ziel, Kriege wieder führbar zu machen. " — „Plu-
ralismus ist mit dem Ideologieprimat des Marxismus-
Leninismus nicht vereinbar." — „Über die Konse-
quenzen der Politik Gorbatschows für die Außen- und 
Sicherheitspolitik der Sowjetunion ist noch nicht ent-
schieden." — „Die Bundesrepublik Deutschland ist 
fest verankert im Bündnis, das über eine sicherheits-
politische Allianz hinaus eine Wertegemeinschaft auf 
der Basis der Demokratie und der Freiheit darstellt." 
Oder: „Dieses Land muß die notwendigen finanziel-
len Lasten aufbringen, wenn es verteidigungspolitisch 
glaubhaft bleiben will." 

Was ist an diesen Aussagen falsch, die die jüngsten 
Äußerungen des Verteidigungsministers wie ein roter 
Faden durchziehen? Ich meine, nichts; nichts jeden-
falls für den, der sich für die Sicherheit unseres Landes 
und unserer Mitbürger in verantwortlicher Weise ein-
setzt. 

Daß dies nicht nach dem Geschmack der GRÜNEN 
ist, wissen wir nicht erst seit dem Zeitpunkt, in dem 
Ihnen die Legitimation für Ihre Kassandrarufe endgül-
tig verlorengegangen ist. Um es mit einem alten Wort 
erneut zu sagen: Sie sind gewogen und für zu leicht 
befunden worden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Frau Unruh [GRÜNE]: War aber nicht doll!) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Koschnick. 

Koschnick (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Warum regen wir uns so 
auf? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die GRÜNEN haben wegen Erklärungen zu Recht 
eine Frage gestellt, wegen Erklärungen, die auch ich 
nicht begreife, die ich aber dem Verteidigungsmini-
ster nicht vorwerfe; denn er war noch gar nicht verei-
digt. Er hat diese Dinge noch als neutraler Neuling 
gesagt. Und ich bitte ihn jetzt ganz herzlich, sich in 
den nächsten 100 Tagen, für die ich — auf jeden Fall 
für mich — Hilfe und Unterstützung zusage, nicht 
mehr mit Genscher anzulegen, nicht über Außenpoli-
tik, nicht über Deutschlandpolitik zu sprechen, son-
dern die Bundeswehr anzuschauen und die Probleme 
der Bundeswehr aufzuarbeiten. Daß Sie nichts davon 
verstehen, werfe ich Ihnen nicht vor — ich verstehe 
auch nicht allzuviel davon — , aber arbeiten wollen 
wir beide gemeinsam. 

(Beifall bei der SPD) 

Und ich sage Ihnen: Die Bundeswehr braucht Ihren 
Einsatz. Wir sagen Ihnen eine Gratulation — — 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

— Wir gratulieren sogar — — Ja, wir können gar nicht 
genug Verteidigungsminister haben, die sich einar-
beiten. 

(Heiterkeit — Beifall bei der CDU/CSU) 

Zweite Bemerkung: Ich glaube, es ist ein sehr müh-
seliges Unterfangen, sich mit Genscher anzulegen. 
Das haben viele versucht und sind reingefallen. Wenn 
Sie Ihre Kräfte ganz für den Verteidigungsauftrag 
nutzen, kommen wir ein Stück weiter. Und deswegen 
sage ich Ihnen: Bundesminister Klein fällt rein, Sie 
fallen rein, wenn Sie so weitermachen. Aber Sie kön-
nen in der Bundeswehr vieles erreichen; ich verspre-
che Ihnen Hilfe. 

Da hat Ihr Vorgänger gerade noch den Jäger 90 
beschließen lassen und damit eine subtile Abrü-
stungsentscheidung getroffen. Denn er hat der Haupt-
stütze der Verteidigung, dem Heer, das Geld entzo-
gen, um hier das Geld hinsichtlich des Verteidigungs-
auftrags zu konzentrieren. 

(Zuruf des Abg. Wimmer [Neuss] [CDU/ 
CSU]) 

— Psch. — 

Das dritte ist: Sie haben eine Zusage vom Kanzler 
—vielleicht vom Kabinett — auf mehr Geld. „Glück 
auf " sage ich Ihnen da nur. Beim letztenmal waren 
Ihre Kollegen im Verteidigungsausschuß baß er-
staunt, wie die eigene Fraktion 500 Millionen DM 
weggesäbelt hat. Aber Wimmer kämpft jetzt gemein-
sam mit Ihnen. Sie werden hoffentlich viel Erfolg ha-
ben. 

(Heiterkeit — Beifall bei der SPD, der CDU/ 
CSU und der FDP) 

Um so mehr als Stoltenberg Sie stützen muß; denn er 
hat ja seinen schleswig-holsteinischen Staatssekretär 
für Ihr Haus behalten. Das ist zwar für die Hardthöhe 
schwierig, aber für die Bewilligung von Geld kann das 
nützlich sein, einen Staatssekretär zu haben, der von 
Stoltenbergs Gnade lebt. 

Mit einem Satz: Hier arbeiten wir gemeinsam. Und 
zu den Kollegen aus der CDU/CSU-Fraktion, mit de-
nen wir im Verteidigungsausschuß sind, sage ich: 
Freunde, helft ihm auch! 

(Heiterkeit bei der SPD und den GRÜNEN) 

Seid ein bißchen nett. Wir brauchen das im Interesse 
unseres gemeinsamen Auftrags. 

(Biehle [CDU/CSU]: Sie müssen das aber 
auch machen!) 

— Das will ich auch. Es wäre, Herr Kollege Biehle, 
sicher übertrieben, wenn ich sage, er — der Herr Ver-
teidigungsminister — täte mir leid. Aber meine guten 
Wünsche begleiten ihn durch dieses Tal der Tränen, 
in das er jetzt hineinmarschiert. 

(Heiterkeit und Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Ronneburger. 
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Ronneburger (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die ungewöhnlich unpräzise Formulie-
rung des Themas der heutigen Aktuellen Stunde hat 
dem neuen Bundesverteidigungsminister dazu ver-
holfen, daß all diejenigen, die heute in dieser Aktuel-
len Stunde zu sprechen gezwungen sind und damit 
ihre Zeit für ein Thema verwenden, für das es viel-
leicht bessere Gelegenheiten gegeben hätte, 

(Beifall des Abg. Biehle [CDU/CSU]) 

nun ganz sorgfältig nachgelesen haben, was er denn 
wo auch immer gesagt hat. Sie haben dem neuen Ver-
teidigungsminister jedenfalls einen Aufmerksam-
keitswert — auch in unseren Reihen — verschafft, 

(Feilcke [CDU/CSU]: Den er verdient!) 

den er sonst so leicht vielleicht gar nicht bekommen 
hätte. 

(Heiterkeit und Beifall bei allen Fraktionen) 

Der Deutsche Bundestag aber, meine Damen und 
Herren von den GRÜNEN, sollte sich meiner Meinung 
nach mit seiner großen Mehrheit dagegen verwahren, 
daß Äußerungen eines designierten Verteidigungs-
ministers dann zum Gegenstand einer Aktuellen 
Stunde gemacht werden, wenn sich die „Prawda" 
darüber aufregt. Wenn es in der „Prawda" hieß, er 
beurteile die sowjetische Politik nach alten Denkmu-
stern, dann ist ja wohl die Feststellung erlaubt, daß 
derzeit in der Sowjetunion offenbar ein heftiger Feld-
zug notwendig ist, um die alten Denkmuster inner-
halb der Sowjetunion selbst zu verändern. Ob das bis 
zu dem Allunionstag im Juni 1988 tatsächlich gelingt, 
bleibt mit Spannung abzuwarten. Wer von uns weiß 
denn, wie groß die Hausmacht Gorbatschows tatsäch-
lich ist, auf die er sich stützen könnte? 

Das, was sich zur Zeit vollzieht, meine Damen und 
Herren von den GRÜNEN — das ist das Eigentliche, 
was man heute ernsthaft sagen muß —, ist die Suche 
nach möglicher Übereinstimmung der Interessen auf 
beiden Seiten der Grenze, Übereinstimmung der In-
teressen der Staaten, aber auch der Menschen, die in 
diesen Staaten leben; Suche nach der positiven Ant-
wort auf die Frage, wie es nicht nur zum Anhalten der 
Rüstungsspirale, sondern auch zum Abbau von Waf-
fen kommen kann. Der erste Schritt auf diesem Weg 
hat sich mit dem INF-Vertrag vollzogen. 

Aber ich sage Ihnen auch sehr deutlich: Haben 
nicht gerade Sie, die widerlegten Propheten, die Un-
glückspropheten von damals, noch die Äußerungen 
im Ohr, die etwa lauteten, nach dem Doppelbeschluß 
der NATO sei es keine Frage mehr, ob ein Krieg aus-
breche, sondern nur noch die Frage, wann ein Krieg 
ausbreche? Wer in allen seinen Prophetien so wider-
legt worden ist, sollte allerdings sehr vorsichtig sein, 
wenn er dem neuen Bundesverteidigungsminister mit 
Aktuellen Stunden glaubt nachweisen zu können, er 
sei sozusagen ein kalter Krieger. 

Wir wünschen dem neuen Bundesverteidigungsmi-
nister Erfolg. Für uns hat die Erhaltung des Friedens 
mit immer weniger Waffen größeres Gewicht als je-
der Gedanke an die Fortsetzung der gegenseitigen 
Bedrohung durch ständige Bereitschaft auf höchstem 

Niveau, die ja auch uns dringend benötigte Mittel für 
drängende Aufgaben entzieht. 

(Sellin [GRÜNE]: Jäger 90!) 

— Ich erinnere Sie wirklich noch einmal an INF, wenn 
Sie jetzt vom Jäger 90 sprechen. 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Wie sieht 
es denn mit der Modernisierung der Kurz

-

streckenwaffen aus?) 

Wie sieht es denn tatsächlich aus? Wir haben verbale 
Ankündigungen der Sowjetunion, auch Gorba-
tschows, bezüglich der Bereitschaft zum Abbau von 
Waffen. 

(Sellin [GRÜNE]: Wie sieht es mit der Moder

-

nisierung der Kurzstreckenwaffen aus?) 

Aber wir haben noch nicht den faktischen Beweis 
dafür, daß die Anstrengungen, konventionelle Rü-
stung zu vermindern, in der Sowjetunion etwa bereits 
zum Erfolg geführt hätten. Abgesehen von vertragli-
chen Regelungen über die landgestützten atomaren 
Mittelstreckenflugkörper gibt es bisher nur verbale 
Angebote der Sowjetunion zur Abrüstung. Die Reali-
tät sieht bisher leider — ich sage: leider — anders aus. 
Die Potentiale, die uns bedrohen, werden verstärkt 
und modernisiert. 
Deswegen sage ich Ihnen: Wir werden uns auch mit 

dem neuen Verteidigungsminister ernsthaft darüber 
unterhalten, welche Wege wir zur Abrüstung, zur 
wirklichen Verminderung von Rüstung gemeinsam 
finden können. Herr Minister, Sie werden unsere Un-
tersützung haben, wenn wir auf dem bisherigen Weg 
mit der Hoffnung auf Erfolg gemeinsam weitergehen 
können: zur Verringerung von Waffen, zur Sicherung 
des Friedens mit weniger Rüstungsaufwand. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf von den GRÜNEN: Mit Lambsdorff!) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Beer. 

Frau Beer (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Sehr geehrte Damen und Herren! Die NATO hat die 
nächste Runde nuklearer Aufrüstung bereits eingelei-
tet. Die Nukleare Planungsgruppe hat sich vor zwei 
Wochen in Brüssel folgendermaßen verständigt: Statt 
der Pershing und Cruise Missile, die nun hoffentlich 
auf Grund des INF-Vertrages abgezogen werden, be-
kommen wir mindestens drei andere Arten von Atom-
waffen: 

(Francke [Hamburg] [CDU/CSU]: Das ist 
nicht das  Thema!)  

Erstens den Abstandsflugkörper. Das ist eine Rakete 
wie die Pershing, nur mit dem Unterschied 

(Francke [Hamburg] [CDU/CSU]: Das ist 
nicht das Thema! Herr Präsident!) 

— Sie werden das Thema schon noch mitbekom-
men — , daß sie nicht vom Boden aus, sondern vom 
Flugzeug abgeschossen wird. 

Zweitens die nukleare Artille rie. Die etwa 1 000 ato-
maren Artilleriegranaten — sie reichen 16 km weit; 
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jeder kann sich ausrechnen, wo sie explodieren, wenn 
sie abgeschossen werden — werden Zug um Zug 
durch neue ersetzt. Der Spaß dabei ist das kleine Mo-
dul, das eine Änderung zur Neutronenwaffe ermög-
licht. Mit treuem Augenaufschlag wird jedesmal ver-
sucht, uns klarzumachen, daß es hier nicht eingeführt 
wird. Fakt ist aber, daß es auch hierherkommt. 

(Wimmer [Neuss] [CDU/CSU]: Gehen Sie 
doch mal auf das Thema ein! — Francke 
[Hamburg] [CDU/CSU]: Herr Präsident, das 
ist doch nicht das Thema! — Weitere Zurufe 
von der SPD — Jungmann [SPD]: Seid doch 
einmal ein bißchen toleranter und hört zu!) 

Drittens. Die neue nukleare Kurzstreckenrakete, 
die hier noch bestehende Lance-Rakete, wird durch 
den taktischen Armeeflugkörper der USA ersetzt. 
Sie sagen, daß das alles hiermit nichts zu tun hat. 

Aber ich sage Ihnen, das hat sehr wohl damit zu tun, 
und zwar auch mit Ihnen, Herr Scholz. Sie haben be-
stätigt, daß Sie die Montebello-Beschlüsse einhalten 
werden, d. h. daß Sie sowohl mit der Einführung der 
Neutronenbombe als auch mit der neuen Lance ein-
verstanden sind. 

(Wimmer [Neuss] [CDU/CSU]: Seit wann 
stand das in Montebello? — Feilcke [CDU/ 
CSU]: Monte C risto! — Heiterkeit bei der 

CDU/CSU) 
Herr Verteidigungsminister, Sie führen die Bundes-

republik als Nachfolger von Herrn Wörner direkt in 
die nächste atomare Nachrüstung hinein. Wir versi-
chern Ihnen, daß wir dagegen mit aller Kraft Wider-
stand leisten werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Zuruf von der 
FDP: Da müssen Sie mal in den Verteidi-

gungsausschuß kommen!) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Francke. 

Francke (Hamburg) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die beneidenswert guten 
Formulierungen der Kollegen Koschnick und Ronne-
burger sollten allerdings nicht darüber hinwegtäu-
schen, daß es dieses Parlament nach meinem Ver-
ständnis für die Folgezeit nicht zulassen sollte, daß 
hier wie von dem ersten Sprecher der GRÜNEN ver-
sucht wird, eine Karnevalsveranstaltung aufzuziehen. 
Den GRÜNEN geht es mit dieser Aktuellen Stunde 
nämlich nicht um eine Sachauseinandersetzung, son-
dern um vordergründige Schaueffekte. Nicht der 
neue Bundesminister der Verteidigung liefert den An-
laß dieser Debatte, sondern Ihr Bedarf an öffentlich-
keitswirksamer Selbstdarstellung als Folge abneh-
mender Überzeugungskraft in friedens- und sicher-
heitspolitischen Fragen ist der Hintergrund. 
Was ist, so frage ich, eigentlich gegen die Äußerun-

gen von Minister Scholz einzuwenden, daß das letzte 
Wort über die Entwicklung in der Sowjetunion noch 
nicht gesprochen ist, daß aus Abrüstung nicht auto-
matisch Entspannung erwächst, daß Waffen allein 
nicht zum Krieg führen, daß Friedensgefährdung aus 
politischer Spannung erfolgt, daß die sowjetische Poli-
tik kritische Aufmerksamkeit verdient und daß das 

eigentliche Thema die Durchsetzung der Menschen-
rechte und der Selbstbestimmung ist? 
Erstens belegen die historischen Erfahrungen die-

ses Jahrhunderts, wie Recht Minister Scholz mit seiner 
vorsichtigen Beurteilung der innersowjetischen Ent-
wicklung hat. 
Zweitens sollten die 70er Jahre auch Sie gelehrt 

haben, daß Rüstungskontrollvorgänge nicht die Ursa-
chen der Spannungen beseitigen und folglich auch 
politische Entspannung nicht ersetzen können. 
Drittens ist das Eintreten für Menschenrechte und 

Selbstbestimmung nicht nur dann ein Gebot, wenn es 
sich um überseeische Länder handelt und Solidaritäts-
bekundungen wenig kosten, 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Das hat 
ihm doch niemand vorgeworfen!) 

sondern gerade dann, wenn wir für die Deutschen in 
der DDR praktische Fortschritte erreichen wollen. 
Wenn, meine Damen und Herren, Minister Scholz 

es für unzureichend hält, daß wir Deutsche nur gut 
2 To  des Bruttosozialprodukts im Jahr für die Verteidi-
gung ausgeben, dann kann ich ihm nur zustimmen; 
denn das entspricht einer Summe, die deutsche Tou-
risten Jahr für Jahr für Urlaubsreisen ausgeben. Ich 
finde es jedenfalls angemessen, daß wir für unsere 
äußere Sicherheit mindestens so viel Geld zur Verfü-
gung stellen wie für unser Urlaubsvergnügen. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 
Der neue Bundesminister der Verteidigung befin-

det sich mit seinen Äußerungen nicht nur in Überein-
stimmung mit der gesamten Bundesregierung und 
den sie tragenden Parteien, sondern auch im Konsens 
mit der weit überwiegenden Mehrzahl unserer Bevöl-
kerung. Daß sich die GRÜNEN diesem Konsens von 
Anfang an verweigert haben, ist die eigentliche Bot-
schaft dieser Aktuellen Stunde. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Erler. 

Erler (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Herr Minister, man sagt Ihnen ungewöhnlichen 
Ehrgeiz nach. Offensichtlich bestand Ihr Ehrgeiz in 
den letzten Wochen da rin, möglichst noch vor Ihrem 
Amtseid der Öffentlichkeit klarzumachen, daß man 
alles, nur nicht neues Denken von Ihnen erwarten 
darf. So haben Sie publikumswirksam die Brille des 
realistischen Sicherheitspolitikers aufgesetzt und die 
Änderungen in der Sowjetunion Gorbatschows Re-
vue passieren lassen. Dann hat sich ganz schnell ge-
zeigt: Sie schauen noch durch eine Feindbildbrille, die 
den 50er Jahren alle Ehre machen würde. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Oh-Rufe von der CDU/CSU — Wimmer 
[Neuss] [CDU/CSU]: Koschnick war besser! 
— Lowack [CDU/CSU]: Jetzt bauen Sie doch 
einmal Ihr Feindbild gegenüber dem Mini

-

ster ab!) 
Die Technik dieser Sichtweise ist immer dieselbe 

geblieben. Sie funktioniert so: Ein ehrlicher Russe gibt 
zu, was er Böses im Schilde führt. Ein raffinierter 
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Russe sagt was Nettes, verfolgt in Wirklichkeit aber 
weiter das Böse. Gorbatschow gehört natürlich zur 
zweiten Sorte. 

Diese Betrachtungsweise hat einen Riesenvorteil: 
Egal, was der Feind alles sagt oder tut, man braucht 
sich damit gar nicht auseinanderzusetzen. Man weiß 
ja schon, worauf es letztlich hinausläuft. 

Alle Ihre Äußerungen über Gorbatschows Moskau, 
Herr Minister, zeigen dieses Strickmuster. Ich nenne 
einige Beispiele. 

Der phantasieanregenden Idee des sowjetischen 
Generalsekretärs vom „gemeinsamen europäischen 
Haus" unterstellen Sie „antiamerikanisches Kalkül". 
Es interessiert Sie nicht, daß der Autor des Slogans 
immer wieder ausdrücklich solche Absichten verneint 
hat. 

Die sowjetischen Abrüstungsangebote denunzie-
ren Sie als Versuche, lediglich eine „Pause im Rü-
stungswettlauf" einlegen zu können, um womöglich 
hinterher mit einer von Perestroika gestärkten Wirt-
schaft das Wettrüsten mit frischer Kraft wieder auf-
nehmen zu können. Es interessiert Sie nicht, daß diese 
Angebote auf einem neuen sowjetischen Sicherheits-
denken gewachsen sind, in dessen Zentrum eine ver-
letzbare Welt steht, die weder Atomwaffen noch den 
bisherigen Rüstungswettlauf verträgt. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Der umformulierten sowjetischen Militärdoktrin un-
terstellen Sie „nach wie vor das Ziel, Kriege wieder 
führbar zu machen". 

(Wimmer [Neuss] [CDU/CSU]: Wo ist die 
Umformulierung?) 

— Das ist wörtlich. Es interessiert Sie nicht, daß ge-
rade die Einsicht in die Nichtführbarkeit atomarer wie 
konventioneller Kriege auf dem Gebiet moderner In-
dustriestaaten für diese neue Doktrin Pate gestanden 
hat. 

Nun höre ich Sie schon einwenden, das seien ja 
alles nur unverbindliche Worte. Das Komische ist bloß, 
daß diese Worte, als sie noch anders klangen, immer 
für bare Münze genommen wurden. Schauen Sie ein-
mal, Herr Minister, in ein beliebiges Verteidigungs-
Weißbuch der Bundesregierung oder in eine beliebige 
Ausgabe von „Soviet Military Power" der US-Regie-
rung. Stets finden Sie dort als wichtigen Beleg für die 
östliche Bedrohung eine Beschreibung der offensiven 
und auf Sieg bedachten sowjetischen Militärdoktrin. 
Aber die Worte waren kriegerisch, und deshalb wur-
den sie ernst genommen. 

Jetzt, da diese besorgniserregenden Worte durch 
eher defensive Überlegungen ersetzt worden sind, 
werden sie abgetan. Mit Logik, zu der Sie, Herr Mini-
ster, so sagt man, ein besonders gutes Verhältnis ha-
ben sollen, hat das nichts mehr zu tun. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Welcher Anlaß besteht eigentlich, die neuen Ge-
danken und Einsichten, die aus Moskau zu uns her-
überkommen, und ihre positive Resonanz im Westen 
als „euphorischen Gorbatschowismus" 

(Wimmer [Neuss] [CDU/CSU]: Gorbasmus!) 

verächtlich zu machen, wie Sie es getan haben, Herr 
Minister? Gibt es nicht genügend Anzeichen dafür, 
daß hier mehr passiert als nur eine Ausgabe neuer 
Propagandaparolen? 

Herr Minister, kann man das als Propagandatricks 
abtun, wenn die Sowjetunion anderthalb Jahre lang 
einen einseitigen Atomteststopp durchführt und in 
dieser Zeit versucht, die Vereinigten Staaten zu einem 
gleichartigen Verzicht zu bewegen; wenn die Sowjet-
union ihre Mittelstreckenraketen in vorzeitiger Erfül-
lung des INF-Vertrags aus der DDR abzieht, obwohl 
die USA den Vertrag noch nicht einmal ratifiziert ha-
ben; wenn die Sowjetunion für alle Welt sichtbar ihre 
Truppen aus Afghanistan abzieht? 

Was muß eigentlich passieren, damit der neue Ver-
teidigungsminister der Bundesrepublik nicht die 
ewig gleichen Vokabeln der ewig gleichen Warnung 
vor dem ewig gleichen Feind wiederholt — also  die-
sem götzenhaften Feindbild huldigt, das uns nie aus 
dem Rüstungswahnsinn entlassen wird — , sondern 
statt dessen sagt: Leute, laßt uns die Gunst der Stunde 
nutzen und alle Angebote aus Moskau sorgfältig prü-
fen und unsere eigenen Vorschläge auf den Tisch 
legen, denn die Lage war noch nie so günstig für mehr 
Frieden und für weniger Waffen! 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Ihre Äußerungen in den letzten Tagen veranlassen 
uns, Ihnen diese Frage heute, am dritten Tag Ihrer 
Amtsführung, hier im Deutschen Bundestag zu stel-
len, und wir werden es in Zukunft immer wieder 
tun. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Hoyer. 

Dr. Hoyer (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Wir Liberalen heißen den neuen Verteidi-
gungsminister willkommen. Wir sind natürlich mäch-
tig gespannt, wie der Neue denn so ist und wie es sich 
mit ihm arbeiten läßt. Da geht es uns natürlich nicht 
anders als den Angehörigen der Bundeswehr: Die Sol-
daten möchten ja auch gerne wissen, was für einer da 
auf sie zukommt und wen der Bundeskanzler als 
neuen Oberbefehlshaber ausgesucht hat. 

Rupert Scholz ist natürlich kein gänzlich Unbe-
kannter. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Weiß Gott nicht!) 

Jüngere Juristen haben manche Stunde in Seminarbi-
bliotheken über seinem brillanten Kommentar gebrü-
tet. 

(Jungmann [SPD]: Wo er die Todesstrafe als 
einführbar bezeichnet hat!)  

Rechts- und Deutschlandpolitiker kennen ihn als 
kenntnisreichen und in der Sache notfalls knallharten 
Experten. Die Angehörigen seiner Berliner Admini-
stration schätzen ihn als fairen und konsequenten 
Chef, 

(Sellin [GRÜNE]: Reaktionären!) 
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und die, die mit ihm Politik gemacht haben, sagen, 
man solle ihn um Himmels willen nicht unterschät-
zen. 

Eigentlich sind das ganz gute Voraussetzungen für 
einen neuen Verteidigungsminister; denn auf einiges 
muß man sich ja schon gefaßt machen — nicht nur weil 
jeder Neue in einem so aufreibenden und mit allerlei 
Fallen versehenem Job wohl einige Schwierigkeiten 
haben wird, nicht nur weil er vieles erst wird umsetzen 
müssen, was sein Vorgänger noch auf die Schiene 
gebracht hat, 

(Westphal [SPD]: Jäger 90!) 

nicht nur weil er sich mit den 29 Fachidioten — Ent-
schuldigung: Kollegen — im Verteidigungsausschuß 
und den oft so uneinsichtig-knauserigen Kollegen im 
Haushaltsausschuß wird auseinandersetzen müssen, 
nicht nur weil er dabei nicht immer so ganz sicher sein 
kann, ob das, was ihm seine 5 000 Mitarbeiter alles ins 
Manuskript hineingeschrieben haben, unbedingt im-
mer der Weisheit letzter Schluß ist, auch nicht etwa, 
weil er einen zwar fairen und kooperativen, aber in 
der Sache — genauso wie er selbst — harten Partner 
in den Freien Demokraten haben wird, z. B. beim 
Thema Frauen und Bundeswehr, 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Ihr bekommt einen 
Lambsdorff!) 

oder etwa, weil im Nachbarhaus nicht ein von restau-
rativen Mietrechtsreform-Phobien mental bedrohter 
Sozialmieter oder ein manipulierender Erbhofverwal-
ter, sondern ein ebenso kooperativer wie kompeten-
ter, anerkannter und, von bellenden, aber — gott-
lob — so gut wie zahnlosen Wadenbeißern abgese-
hen, in der gesamten Nachbarschaft geschätzter Kol-
lege lebt. 

Nein, das ist es in der Hauptsache nicht. In der 
Hauptsache wird es darum gehen, den unauflöslichen 
Zusammenhang zwischen Verteidigungsfähigkeit ei-
nerseits und Abrüstungsfähigkeit sowie Abrüstungs-
bereitschaft andererseits glaubwürdig herauszustel-
len. Herr Ronneburger hat hierzu das Notwendige 
gesagt. 

Darüber hinaus wird es darum gehen, die Finanzie-
rung dessen, was zur Erfüllung des Auftrages unserer 
Bundeswehr erforderlich ist, zu sichern. Wir Liberalen 
sehen Sie hier vor einer Herkulesarbeit. Der Bundes-
kanzler hat Ihnen seine Unterstützung zugesichert. 
Auch wir tun dies, aber vor Illusionen ist zu warnen. 

(Zuruf von der SPD: Jawohl!) 

Nicht alles, was der Bedrohung gerecht werden 
würde, was militärisch wünschbar und was technolo-
gisch machbar wäre, wird sich bezahlen oder haus-
haltsmäßig verantworten lassen, das heißt halt auch, 
in der Abwägung zu anderen Politikfeldern. Anderer-
seits sehen wir Liberalen ganz klar, daß wir den Satz 
„Mensch geht vor Material" endlich mit viel mehr 
Leben ausfüllen müssen, wenn schon nicht aus Ein-
sicht in die Notwendigkeit der Verbesserung der so-
zialen Lage der Soldaten, dann doch bitte wenigstens 
wegen der zwingend erforderlichen Erhöhung der At-
traktivität der Bundeswehr in einer Zeit, wo wir in die 
Schere kleiner werdender Geburtsjahrgänge einer-
seits und schwieriger werdender Wettbewerbsposi-

tion der Bundeswehr als Nachfrager auf dem Arbeits-
markt andererseits kommen werden. 

Insofern werden Sie mit uns reden können, Herr 
Minister, übrigens auch insofern, als zu einer verant-
wortlichen Bundeswehrsozialpolitik auch gehört, die 
Soldaten vernünftig, d. h. auftrags- und zeitgemäß, 
mit Material zu versorgen. Hierüber werden wir bald 
reden müssen auf Grund einer soliden Bestandsauf-
nahme, die der Bundeskanzler ja bereits angekündigt 
hat. 

Das wird zu mancher kritischen Revision führen 
müssen ebenso wie auch zur Erhöhung manches 
Haushaltsansatzes. Eines aber muß klar sein: Selbst 
wenn es sich hierbei nicht um ein Nullsummenspiel 
handeln kann und wird, so werden wir schon dafür 
sorgen, daß nicht auf Grund unverantwortlicher Ta-
buisierungen der Haushaltsansatz von vornherein zur 
einzigen Variablen in diesem Spiel definiert wird. 

Sie haben also weiß Gott in der nächsten Zeit genug 
zu tun. Deshalb, Herr Minister, wäre es mir lieber, Sie 
müßten heute nicht hier sein, sondern würden sich 
jetzt endlich richtig in die Arbeit hineinknien. 

(Frau Beer [GRÜNE]: Die Würde des Hauses, 
Herr Kollege!) 

Setzen Sie sich an den Schreibtisch, machen Sie sich 
fit für das, was auf Sie zukommt! Sausen Sie durch die 
Truppe, damit Sie eine persönliche Vorstellung davon 
bekommen, was da eigentlich los ist — nicht immer 
wird Ihnen die hohe Generalität ein völlig unge-
schminktes Bild von dem liefern, worum es in der Bun-
deswehr geht — , und schließlich, damit in der Bundes-
wehr bald alle wissen, was der Neue denn für einer ist. 
Viel Glück und gute Zusammenarbeit! 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Ich erteile das Wort dem 
Herrn Bundesminister der Verteidigung. 

Dr. Scholz, Bundesminister der Verteidigung: Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Herr Hoyer, ich wäre gern am Schreibtisch. Aber auf 
der anderen Seite bedanke ich mich bei den GRÜ-
NEN, daß sie mir Gelegenheit geben, mich Ihnen 
schon so früh einmal zu präsentieren. Herzlichen 
Dank! 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Das ist das Gute!) 

— Das ist immer das Gute. 

Meine Damen und Herren, ich habe die Verantwor-
tung für diese unsere Bundeswehr übernommen, die 
den Prinzipien unserer freiheitlichen Demokratie ver-
pflichtet und entsprechend ausgebildet und motiviert 
ist. Sie ist leistungsfähig und genießt bei unseren Ver-
bündeten hohes Ansehen. Sie leistet einen hervorra-
genden Beitrag für die Erhaltung des Friedens in Frei-
heit und für unsere gemeinsame Sicherheit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es ist eine große Aufgabe für uns, aber insbesondere 
nun für mich, die Streitkräfte der Bundesrepublik 
Deutschland angesichts der engen finanziellen Per-
spektiven auf ihrem hohen Leistungsniveau zu halten. 
Ich erbitte für diese nicht leichte Zukunftsaufgabe 
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eine breite Unterstützung durch die Mitglieder dieses 
Hauses, politisch wie auch finanziell. 

(Frau Beer [GRÜNE]: Die müssen wir Ihnen 
leider verweigern!) 

Meine Damen und Herren, Sicherheit kostet Geld 
und Opfer. Diese Auffassung habe ich bereits vor mei-
ner Amtsübernahme öffentlich vertreten, und ich ver-
trete sie auch künftig. Ich freue mich im übrigen, daß 
sie schon bis zu den GRÜNEN hin zur Kenntnis ge-
nommen ist. 

(Lachen bei den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, ich habe die Verantwor-
tung als Verteidigungsminister in einer Phase politi-
scher Entwicklungen übernommen, in der nicht nur 
ein intensivierter Dialog der Großmächte vorherrscht, 
sondern auch uns Chancen zur Mitgestaltung einer 
friedlicheren Welt geboten werden. Ich habe mein 
neues Amt in einer Phase übernommen, in der die 
Nordatlantische Gemeinschaft soeben in großer Ein-
mütigkeit die Grundzüge unserer gemeinsamen Si-
cherheit bestätigt und den Kurs für die Zukunft abge-
steckt hat. Politische Solidarität und gesicherte Vertei-
digungsfähigkeit sind und bleiben Voraussetzung für 
eine konstruktive Fortsetzung des Dialogs mit den 
Staaten des Warschauer Pakts, für einen Interessen-
ausgleich, der die vitalen Interessen aller Beteiligten 
wahrt und der auch eine wirkungsvolle Politik der 
Rüstungskontrolle, der Abrüstung und der Entspan-
nung ermöglicht. 

Fortschritte im politischen Interessenausgleich 
sind nach meiner festen Überzeugung Wegbereiter 
für Fortschritte in der Rüstungskontrolle und in der 
Abrüstung. Ich halte es für fragwürdig, wenn die Kau-
salität in umgekehrter Reihenfolge hergestellt wird. 
Diese Auffassung vertrete ich seit langem, und sie 
wird die Politik der Bundesregierung unter meiner 
Mitwirkung sicher auch mitbestimmen. 

Herr Koschnick, Sie haben wieder diesen alten Hut 
verwendet, den ich täglich in der Zeitung lese: „der 
Gegensatz zu Herrn Genscher" . Wissen Sie, was ich 
als erstes gelernt habe? Die Geschäftsordnung der 
Bundesregierung, die Sie natürlich viel länger ken-
nen: Der Bundesaußenminister vertritt den Bundes-
verteidigungsminister, und der Verteidigungsmini-
ster vertritt den Bundesaußenminister. Ich bin mit 
Herrn Genscher absolut einig — eine wunderbare 
Kombination. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Lachen bei der SPD und den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, was die Entwicklung in 
der Sowjetunion betrifft, so ist die Einschätzung 
durch die Bundesregierung klar und eindeutig: Es 
liegt in unserem gemeinsamen Interesse, wenn sich 
die Sowjetunion nach innen und außen öffnet. So hat 
es der Bundeskanzler beim NATO-Gipfel im März 
dieses Jahres maßgeblich erklärt. Wir würden es be-
grüßen, wenn Glasnost und Perestroika zu mehr Of-
fenheit und vor allen Dingen zu mehr Freiheit und zu 
mehr Demokratie auch für die Menschen in der So-
wjetunion führten. Wir sind aber — auch dies maß-
geblich — daran interessiert, daß die Sowjetunion ih-
ren übermächtigen Militärapparat verändert und die  

vor allem konventionelle Überlegenheit sowie ihre 
Fähigkeit zur strategischen Überraschung und zur 
raumgreifenden Offensive in Europa abbaut, damit 
Kriege in unserer Region ein für allemal — ich wieder-
hole das: ein für allemal — nicht mehr führbar blei-
ben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deshalb haben wir große Erwartungen an die sowje-
tische Führung zu richten. Die unbestreitbar wichti-
gen Worte des sowjetischen Generalsekretärs hören 
wir gern, doch ihnen müssen Taten und konkrete Ab-
rüstungsmaßnahmen folgen, damit Fortschritte im 
Abbau des Spannungsverhältnisses erzielt werden 
können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich denke vor allem an die Worte zur asymmet rischen 
Abrüstung, denn asymmetrische Abrüstung ist das 
Thema zur Überwindung des konventionellen Über-
gewichts. 

(Sellin [GRÜNE]: Einseitig anfangen!) 

Unsere Aufgabe bleibt es, gemeinsame — nicht ein-
seitige — Sicherheit im westlichen Bündnis verant-
wortungsbewußt mitzugestalten. 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Schicken 
Sie nun Kanonenboote in den Golf, wie die 

CSU es will, oder nicht?) 

Das bedeutet, in erster Linie für eine glaubwürdige 
Verteidigung Sorge zu tragen. 

Der Bundeskanzler hat auf dem NATO-Gipfel aus-
geführt — ich zitiere — : 

Wir müssen Chancen für eine Wende zum Besse-
ren in den West-Ost-Beziehungen ernsthaft prü-
fen und, wo immer mit unserer Sicherheit verein-
bar, entschlossen nutzen. 

(Frau Beer [GRÜNE]: Wer hat denn die Rede 
geschrieben?) 

Das ist das Entscheidende. Unsere Sicherheit ist das 
Krite rium, an dem alles zu messen ist. Danach haben 
sich sowohl unsere Verteidigungsanstrengungen als 
auch unsere Bemühungen um Rüstungskontrolle, um 
Abrüstung und Entspannung insgesamt zu messen. 

Diese Auffassung, meine Damen und Herren, wird 
mein künftiges Handeln ganz maßgeblich bestim-
men. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Lowack. 

Lowack (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Gäbe es nicht so humorvolle Beiträge wie 
den des Kollegen Koschnick oder so sachliche wie den 
des Kollegen Dr. Hoyer oder so substantielle wie den 
unseres neuen Verteidigungsministers, 

(Lachen bei der SPD und den GRÜNEN) 

dann wäre dies tatsächlich die abstruseste Diskussion, 
die ich jemals im Deutschen Bundestag erlebt habe. 
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Das bedeutet nach fünf Jahren GRÜNE schon eini-
ges. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Das sagen Sie jetzt 
zum fünften Mal!)  

Der Verteidigungsminister äußert sich zu dem, ein 
Verteidigungsminister zu dem sich äußern muß, näm-
lich dazu, wie unser Land verteidigungsfähig und ver-
teidigungsbereit gehalten wird, um es damit unter 
anderem den GRÜNEN auch in Zukunft zu ermögli-
chen, sich frei zu jedem Blödsinn zu äußern. Dafür soll 
er sich dann hier dem Parlament einer Diskussion stel-
len. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Dann hätten wir kei-
nen Verteidigungsminister gebraucht!) 

Nur, meine sehr verehrten Damen und Herren von 
den GRÜNEN, das Thema war ja schon bekannt. Be-
vor Sie sich gemeldet haben, hat es die „Prawda" 
bereits aufgegriffen. Sie hat den Bundesminister 
Scholz gescholten. Dieser Beitrag in der „Prawda" 
erscheint heute nun wörtlich vorgetragen von der grü-
nen Fraktion. 

(Lachen bei den GRÜNEN) 
Nur, meine sehr verehrten Damen und Herren, 

nicht alles was „Prawda" heißt, ist auch wirklich die 
Wahrheit, und nicht alles, was im sowjetischen Inter-
esse liegt, liegt auch im deutschen Interesse. Ich wäre 
dankbar, wenn Sie, da Sie Vertreter des deutschen 
Parlaments sind, auch deutsche Interessen wahrnäh-
men und nicht die, die im Interesse der Sowjetunion 
liegen. 
Hier müssen wir doch, meine sehr verehrten Kolle-

gen, alle einräumen, daß ein gewaltiger Unterschied 
zwischen den Worten und den Taten vorliegt. Die 
Sowjetunion hat in den letzten drei Jahren in allen 
Bereichen, ob konventionell oder taktisch-nuklear, ob 
in bezug auf Kurzstreckensysteme, Mittelstreckensy-
steme oder Langstreckensysteme, nur aufgerüstet. Es 
kann doch nicht unsere Aufgabe sein, einseitig mit 
Vorleistungen anzutreten, 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Doch!) 
wenn bisher aus der Sowjetunion außer Worten über-
haupt nichts gekommen ist. 
Ihnen, meine sehr verehrten Damen und Herren 

von den GRÜNEN, rate ich dringend, den Eindruck zu 
vermeiden, der entstehen muß, als seien Sie dem 
Lockruf aus der Mottenkiste der sowjetischen Revolu-
tion erlegen, der mit jeder Ausgabe der „Prawda" neu 
erscheint. Dort heißt es: 

 

Ich kann Ihnen das auch übersetzen: 
Proletarier aller Länder, vereinigt euch! 

Danke schön. 
(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP — Lachen bei der [SPD] und den 

[GRÜNEN]) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Steiner. 

Steiner (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Es ist nicht ungewöhnlich, daß wir heute mor-
gen eine Aktuelle Stunde haben. Es ist auch nicht 

ungewöhnlich, daß wir uns mit Äußerungen eines Re-
gierungsmitgliedes zu befassen haben. 

(Zuruf von der FDP: Das war er doch noch gar 
nicht!) 

Aber ungewöhnlich ist dagegen, daß wir uns mit Äu-
ßerungen eines Regierungsmitgliedes zu befassen ha-
ben, das diese vor seinem Amtsantritt gemacht und 
der staunenden Öffentlichkeit präsentiert hat. 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Die Leute 
handeln aus ihren Anschauungen heraus!) 

Die Medien haben den Weg des neuen Verteidi-
gungsministers von seinem Berliner Senatsschreib-
tisch zur Bonner Hardthöhe, wie das so üblich ist, 
intensiv begleitet. Der Minister wurde über Nacht aus 
der Fast-Anonymität auf die politische Bühne ge-
schleift. Er wurde damit dem Scheinwerferlicht ausge-
setzt. Er wurde von allen Seiten beleuchtet und — wie 
das so üblich ist — auch quadratzentimeterweise ab-
getastet. 

Herr Minister, Sie hatten Interviewwünsche zu er-
füllen, und das haben Sie freudig und fleißig getan. 
Ich möchte sagen: beinahe schon ungezügelt und 
rund um die Uhr. In der Hetze und in der Hitze der 
Scheinwerfer ist der kühle Kopf mit dem klaren Blick 
für politische Prioritäten, wie Sie der Kanzler am 
26. April vorgestellt und gelobt hat, dann wohl doch 
etwas wärmer geworden; jedenfalls wollen wir dies zu 
Ihren Gunsten annehmen. Denn es kann ja wohl keine 
wohlüberlegte Äußerung gewesen sein, als Sie der 
„Hannoverschen Allgemeinen Zeitung" sagten, der 
Anteil der Verteidigungsausgaben am Bruttosozial-
produkt von derzeit 2,5 % sei zu niedrig. 

(Wimmer [Neuss] [CDU/CSU]: Zutreffend!) 

In der „Report"-Sendung haben Sie sinngemäß hin-
zugefügt: „Was in finanzieller Hinsicht notwendig ist, 
werde ich erfüllen; ich werde es erfüllen können; das 
wurde mir versprochen. " 

(Lachen bei der SPD) 

Ich kann nur hinzufügen: Hoffentlich war das kein 
Versprecher des Versprechers! Am 28. Ap ril hat die 
regierungsfromme „Frankfurter Allgemeine Zeitung" 
in einem Kommentar an das Wechseljahr 1982 erin-
nert und festgestellt: 

Als die CDU 1982 die Regierungsverantwortung 
übernahm, tat sie dies mit der Versicherung, sie 
wolle die bisherige, an den zu knappen Finanz-
mitteln orientierte Bundeswehrplanung durch 
eine neue, bedarfsorientierte ablösen. 

Die „Frankfurter Allgemeine Zeitung" weiter: 

Getan worden ist das Gegenteil. 

Ein wahrlich vernichtendes Urteil. 

Herr Minister, Sie haben mit Ihren Äußerungen die 
Voraussetzungen für eine in absehbarer Zeit ähnlich 
lautende Feststellung der Medien geschaffen. Es ist 
angesichts der Einnahmeausfälle durch die Steuerre-
form und angesichts der rückläufigen Einnahmen der 
öffentlichen Hand schlechthin ein ungedeckter 
Scheck, den Sie da ausgestellt haben. Denken Sie 
doch an die Diskussion, die zur Zeit über die Sozial-
hilfekosten stattfindet, wo die Länder zu Recht Fi- 
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nanzhilfe vom Bund erwarten. Denken Sie an die Aus-
fälle der Bundesbankgewinne, an höhere Zahlungen 
an die EG, an die Rentenproblematik und an die höhe-
ren Zinslasten für den von Ihrem Kollegen Stoltenberg 
verursachten Schuldenberg, und denken Sie daran, 
daß die Verabschiedung Ihres Vorgängers auch eine 
ganze Menge Geld gekostet hat. 

Es ist doch bei der katastrophalen Finanzsituation 
des Bundes völlig ausgeschlossen, daß Sie als Vertei-
digungsminister ein noch größeres Stück des Finanz-
kuchens herausschneiden können. Sie werden mit 
dem Geld auskommen müssen, das jetzt vorhanden 
ist, nicht mit den Summen, die Sie sich vorstellen, oder 
mit dem, was man Ihnen angeblich versprochen hat. 
Sie werden wirklich damit auskommen müssen, und 
Sie müssen damit auch die schlimmen Hypotheken 
Ihres Vorgängers ablösen. 

Herr Minister, wir können Ihnen nur den guten Rat 
geben: Schauen Sie sich erst einmal in Ihrem Hause 
um, lassen Sie sich informieren, machen Sie eine Be-
standsaufnahme — bei Soldaten heißt das übrigens 
„Beurteilung der Lage" — , machen Sie dann Ihre Äu-
ßerungen, treffen Sie dann Ihre Entscheidungen, und 
wenn die sinnvoll sind, werden Sie uns an Ihrer Seite 
haben. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der CDU/ 
CSU: Na, na!?) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Friedmann. 

Dr. Friedmann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und meine Herren! Die GRÜNEN haben diese 
Aktuelle Stunde auch damit begründet, daß hier über 
die Äußerungen des Ministers zum Verteidigungs-
haushalt gesprochen werden soll. Wir werden dies 
auch gerne tun. 

Was hat er denn gesagt? Er hat dargelegt, daß nach 
seiner Meinung die Bundeswehr mehr Geld benö-
tigt. 

(Wimmer [Neuss] [CDU/CSU] : Das ist zutref-
fend! — Frau Beer [GRÜNE]: Das sagen alle 

kalten Krieger!) 

Er hat gesagt, daß die Verteidigungsausgaben stei-
gen sollen, und damit hat er recht. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Ich frage Sie, meine Damen und Herren von den GRÜ-
NEN: Was haben Sie eigentlich dagegen, wenn wir 
bemüht sind, die finanzielle und soziale Situation der 
Soldaten zu verbesssern? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — Dr. 
Lippelt Hannover [GRÜNE]: Sie rüsten! Ge-
gen das Soziale ist nichts einzuwenden, aber 

Sie rüsten!) 

Was haben Sie dagegen, wenn wir für die Familien 
unserer Soldaten bessere Wohnungen haben wol-
len? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Was haben Sie dagegen, wenn wir uns Gedanken 
darüber machen, ob wir die eine oder andere Mehr-

belastung durch eine neue Zulage abdecken kön-
nen? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — Dr. 
Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Da sind wir 

sehr dafür!) 

So etwas kann man doch nur kritisieren, wenn einem 
die Verteidigungsfähigkeit zutiefst zuwider ist. Sie 
wollen doch in Wirklichkeit den Verteidigungswillen, 
der auch in der jungen Generation Gott sei Dank vor-
handen ist, unterminieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — Dr. 
Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Der braucht 

doch das Geld für den Jäger 90!) 

— Ich höre eben das Stichwort „Jäger 90". Wer sich 
dazu einläßt, sollte sich einmal die Mühe machen, in 
die Bundeswehrplanung einzusteigen. Seit Jahren ist 
dort der Jäger 90 oder ein gleichwertiges Flugzeug 
eingeplant. Das ist überhaupt nichts Neues und führt 
auch nicht zu neuen Verteilungseffekten. 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Ob es in 
die politische Landschaft paßt, ist eine ganz 

andere Frage!) 

Das ist eine Irreführung, weil Sie auch an dieser Stelle 
gegen die Verteidigungsfähigkeit der Bundesrepu-
blik sind. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU — Zurufe von der SPD) 

Es war seit Bestehen der Bundesrepublik über alle 
Fraktionen hinweg üblich, einem neuen Minister eine 
100tägige Schonzeit, eine Einarbeitungszeit, zu ge-
ben; Herr Koschnick hat freundlicherweise darauf 
hingewiesen. 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Er hat uns 
GRÜNEN auch keine Schonzeit gegeben!) 

Diese ungeschriebene Regel wird von Ihnen durch-
brochen, weil Sie Ihren Ärger über unsere Verteidi-
gungsfähigkeit nicht unterdrücken können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Was ist denn tatsächlich die Lage, meine Damen 
und Herren? Der Verteidigungshaushalt sinkt real 
nunmehr im dritten Jahr, und er würde weiter sinken, 
wenn wir die Finanzplanung nicht ändern würden. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Er muß auch sin

-

ken!) 

Der Anteil am Gesamthaushalt ist in diesem Jahr auf 
18,7 % gesunken, und er würde nächstes Jahr die 
Schwelle unterschreiten, die Sie auf Ihrem Nürnber-
ger Parteitag als optimal bezeichnet haben. 

(Zuruf von der SPD: Wir, nicht sie!) 

— Mit „Sie" habe ich die SPD gemeint — für das Pro-
tokoll. — Wir geben 2,5 % vom Sozialprodukt für die 
Verteidigung aus, unsere Verbündeten, die USA, 
6,5 %. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Traurig!) 
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Gut, wir sind keine Weltmacht, wir haben nicht die-
selben Verpflichtungen, aber unsere Sicherheit muß 
uns doch einiges wert sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Bundeswehr hat ihren neuen Bundeswehrplan 
um etwa 10 Milliarden DM reduziert. Beschaffungen, 
die bisher für nötig gehalten wurden, hat sie in diesem 
Umfang weggestrichen. Auch dies ist durch die Fi-
nanzplanung bisher nicht abgedeckt. 

Wenn wir diesen reduzierten Bundeswehrplan fi-
nanzieren wollten, müßten wir im nächsten Jahr die 
Verteidigungsausgaben um über 2 Milliarden DM, 
gleich 4 %, erhöhen. Das wird nicht möglich sein. 
Aber eines sage ich Ihnen: Dieser Bundeswehrhaus-
halt sollte zumindest im Schnitt des Bundeshaushalts 
steigen. Warum soll uns die Verteidigung weniger 
wert sein als jedes andere Gebiet unserer Politik? Die 
Sicherheit hat ihren Preis, und wir haben einen freien 
Staat zu verteidigen. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Warum sind Sie denn 
kein Minister geworden?) 

Wir sind dem Verteidigungsminister dankbar, daß 
er diese Auseinandersetzung führt. Wir sagen ihm ein 
herzliches Dankeschön dafür. Lieber Herr Scholz, al-
les Gute in Ihrem neuen Amt! Wir wünschen Ihnen 
Glück und Segen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Jungmann. 

Jungmann (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Herr Kollege Friedmann, Sie haben zum 
Verteidigungsetat gesprochen und haben die soziale 
Situation der Soldaten und der zivilen Mitarbeiter in 
der Bundeswehr angesprochen. Es hätte diesem Ver-
teidigungsminister, der sich bei den GRÜNEN dafür 
bedankt hat, daß er Gelegenheit hat, so schnell vor 
dem Parlament zu stehen, gut angestanden, auch et-
was zu den Sorgen und Nöten und zu der sozialen 
Situation der Soldaten zu sagen. Dazu hat er nicht ein 
Wort verloren. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Herr Kollege Friedmann, der Verteidigungsetat hat 
enorme Ausmaße angenommen und bewirkt einen 
Verdrängungseffekt auf andere finanziell notwendige 
Maßnahmen in dieser Republik. Der Abgeordnete 
Karl-Otto Meyer, der in der Bundesrepublik wohl seit 
der schleswig-holsteinischen Affäre bekanntgewor-
den ist, 

(Zuruf von der SPD: Eine „Barschel-Affäre" 
war das!) 

hat einmal trefflich gesagt: Zur Sicherheit gehört nicht 
nur die äußere, sondern auch die innere Sicherheit. 
Zum Frieden gehört nicht nur der äußere, sondern 
auch der innere Friede. Wer den inneren Frieden 
durch soziale Demontage gefährdet, der gefährdet 
den Zusammenhalt dieser Republik. Und wer den 
Verteidigungsetat unbegrenzt erhöhen will und 

glaubt, er könnte das zu Lasten von Sozialausgaben 
machen — — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wer will das 
denn?) 

— Das hat dieser Minister gesagt. 
Nun stellt sich die Frage: Wofür will er denn das 

verwenden, was er mehr bekommt? Will er es für 
Rüstungsausgaben verwenden — was wir vermu-
ten — , oder will er es — wie Sie, Herr Kollege Fried-
mann, es angedeutet haben — zur Verbesserung der 
sozialen Lage der Soldaten verwenden? Wenn er 
mehr tut für die soziale Sicherung der Soldaten und 
der Zivilbeschäftigten in der Bundeswehr und der Fa-
milien, um dadurch die Motivation der Soldaten zu 
erhöhen, dann hat er unsere Unterstützung. Will er es 
aber für mehr Rüstung ausgeben, wird er auf unsere 
Gegnerschaft treffen. 

(Beifall bei der SPD) 
Meine Damen und Herren, es hätte einem desig-

nierten Verteidigungsminister gut angestanden, sich 
erst einmal auch an die ungeschriebenen Regeln zu 
halten, daß man sich in sein Amt einarbeitet, daß man 
sich eine Bestandsaufnahme vorlegen läßt, wenn man 
das Amt übernommen hat, daß man versucht, eine 
Lagebeurteilung aus dieser Bestandsaufnahme zu 
machen, um dann vielleicht ablaufende Fehlentwick-
lungen zu korrigieren. Das hätte ihm besser angestan-
den, als schon vor der Vereidigung hier im Deutschen 
Bundestag durch alle Studios zu hetzen und sich in 
außenpolitischen Ergüssen zu ergehen. Er hätte sich 
nach den 100 Tagen derart öffentlich äußern sollen, 
wie er das nun vorher getan hat. Dann hätte er die 
ungeschriebene Regel des Parlamentarismus in west-
lichen Demokratien in Anspruch nehmen können, für 
diese 100 Tage geschont zu werden, damit er an sei-
nem Schreibtisch arbeiten kann. 
Ich hoffe, Herr Minister, daß Sie begriffen haben, 

daß die Bundeswehr aus 700 000 Menschen besteht, 
mit Familien, mit Kindern, die Sorgen und Nöte ha-
ben. Ich hoffe, daß Sie sich von dem Inspekteur der 
Marine berichten lassen, was er am letzten Montag in 
Oldenburg erlebt hat, wo ihm mitgeteilt werden 
mußte, daß ein junger verheirateter Unteroffizier mit 
drei Kindern in dieser Republik an der Armutsgrenze 
lebt. Dann werden Sie die Schwerpunkte Ihrer künf-
tigen Arbeit feststellen können. Legen Sie sich in Zu-
kunft nicht mit dem Außenminister an, sondern tun 
Sie etwas für die Menschen in der Bundeswehr! 
Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Abgeord-
nete Repnik. 

Repnik (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich stimme dem Kolle-
gen Franke in der Beurteilung über den Sinn oder 
Unsinn dieser aktuellen Debatte zu. Dennoch meine 
ich, hat sich uns heute morgen die Chance eröffnet, 
das Augenmerk auf einen Sachverhalt zu richten, der 
uns in der Bundesrepublik Deutschland zunehmend 
Sorge bereitet, wenn wir in einem wichtigen Feld un-
serer Sicherheits- und Außenpolitik dabei sind, die 
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Konturen verwischen zu lassen, oder wenn diese Kon-
turen vielleicht sogar von der einen oder anderen 
Seite dieses Hauses ganz bewußt verwischt werden. 

Heute morgen wurde hier eine Reihe von interes-
santen Fakten aufgelistet, die die Äußerungen des 
neuen Verteidigungsministers Rupert Scholz nicht 
nur rechtfertigen, sondern die diese Äußerungen ge-
radezu herausfordern. Herr Jungmann, wenn Sie die 
Einlassungen von Herrn Scholz heute vormittag be-
klagen, kann ich nur sagen: Er hat sich im Gegensatz 
zu einem Teil der Kollegen, die heute vormittag in 
dieser Debatte gesprochen haben, an die Tagesord-
nung und an das Thema gehalten, das uns vorgege-
ben ist. 

Dem Kollegen Erler möchte ich entgegenhalten: 
Ihre Sorgen über das neue Denken möchte ich haben! 
Wo kommen wir eigentlich hin? In der Sowjetunion 
machen sich Gorbatschow und eine Reihe seiner 
Freunde in der Tat Gedanken, im eigenen Lande ein 
neues Denken durchzusetzen. Sie sind dabei, sich 
dem Denken in westlichen Demokratien anzunähern, 
weil sie herausgefunden haben, daß sie in der Erstar-
rung, auch in der geistigen Erstarrung, in der sie sich 
in den letzten Jahrzehnten befunden haben, so nicht 
weiterkommen, nicht weitermachen können. In dieser 
Situation fordern Sie uns, den Verteidigungsminister, 
die Union heraus, uns ein neues Denken anzugewöh-
nen. Ich kann nur sagen: Ihre Sorgen möchte ich ha-
ben! 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Zuruf von 
den GRÜNEN: Das ist doch richtig!) 

Was macht uns in diesem Zusammenhang besorgt? 
Neueste Umfragen in Europa, insbesondere in der 
Bundesrepublik Deutschland, zeigen eine Einschät-
zung des sowjetischen Generalsekretärs und, was 
noch viel dramatischer ist, seiner Politik auf, die mit 
den tatsächlichen Verhältnissen in der Sowjetunion 
leider, muß ich sagen, nicht übereinstimmt. Wir wis-
sen sehr wohl und begrüßen dies, daß es hoffnungs-
volle Reformansätze gibt, gleichzeitig finden aber in 
den Führungsgremien der Partei heftige Richtungs-
kämpfe statt. Kollege Ronneburger hat darauf hinge-
wiesen: Kein Mensch weiß, wo schlußendlich diese 
Auseinandersetzungen enden werden. 

Wir wollen uns und sollen uns einer Zusammenar-
beit gerade im Hinblick auf diese Reformmaßnahmen 
nicht verweigern und nicht verschließen. Mit gleicher 
Deutlichkeit muß darauf hingewiesen werden, daß 
Gorbatschow für die UdSSR keine Demokratie west-
lichen Musters vorschwebt und er diese nicht einfüh-
ren will. Er will vielmehr das kommunistische System 
aus der Erstarrung herauslösen und seine Effizienz 
steigern. 

Es ist wichtig, meine lieben Kolleginnen und Kolle-
gen, daß wir darauf hinweisen, daß das Bild, der In-
halt, der Sinn der Sowjetunion von Freiheit, von De-
mokratie und von Pluralismus eben nicht unserem 
Inhalt, unserem Sinn und unseren Wertvorstellungen 
entspricht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Leider Gottes ist es so, daß das bisherige Handeln 
Gorbatschows noch nicht den Einstellungswandel 

rechtfertigt, wie er in weiten Teilen unserer Bevölke-
rung zu verzeichnen ist. Solange dies der Fall ist, müs-
sen wir als verantwortungsbewußte Politiker in der 
außenpolitischen Diskussion im eigenen Lande auf 
eine realistischere Einschätzung der östlichen Füh-
rungsmacht hinwirken. Nur dann werden wir uns den 
Handlungsspielraum, den finanziellen und den politi-
schen Handlungsspielraum bewahren, den wir not-
wendig haben, um Maßnahmen zur Erhaltung eines 
gesicherten Friedens in Freiheit zu ergreifen, daß dies 
bei uns durchsetzbar bleibt. Die Wahrung deutscher 
und atlantischer Sicherheitsinteressen, meine sehr 
verehrten Damen und Herren, muß gegenüber der 
durchaus wünschenswerten Unterstützung der Gor-
batschowschen Reformpolitik Vorrang haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Meine Damen und Herren, 
die Aktuelle Stunde ist beendet. 

Ich rufe Punkt 21 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Dr. Miltner, Gerster (Mainz), Dr. Kappes, 
Regenspurger und der Fraktion der CDU/CSU 
sowie den Abgeordneten Dr. Hirsch, Lüder, 
Richter, Gries, Cronenberg (Arnsberg), Dr. 
Thomae, Heinrich, Wolfgramm (Göttingen) 
und der Fraktion der FDP eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zur Bildung von Jugend- 
und Auszubildendenvertretungen in den Ver-
waltungen 
— Drucksache 11/2264 

—Überweisungsvorschlag: 

Innenausschuß (federführend) 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 

Meine Damen und Herren, nach einer Vereinba-
rung im Ältestenrat ist eine Redezeit von insgesamt 
30 Minuten vorgesehen. — Das Haus ist damit einver-
standen. Es ist so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Kappes. 

(Unruhe) 

—Meine Damen und Herren, ich habe das Wort für 
den nächsten Tagesordnungspunkt bereits erteilt. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Die CDU ist 
nicht anwesend! — Dr. Knabe [GRÜNE]: 
Darf man sich auf die Plätze der CDU set

-

zen?) 

— Herr Abgeordneter Kleinert, das Präsidium zählt 
nicht die Häupter seiner Lieben. 

(Bohl [CDU/CSU]: Es geht nicht nach Quan

-

tität, sondern nach Qualität!) 

Aber wenn ich manchmal Ihre zählen sollte, käme ich 
mit der einfachen Regel aus: Bis drei kann ich noch 
zählen. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: In der CDU 
brauchen Sie nur bis eins zu zählen, Herr 

Präsident! — Heiterkeit) 

Herr Abgeordneter, Sie haben das Wort. 
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Dr. Kappes (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Mit der Vorlage eines Gesetzes zur 
Bildung von Jugend- und Auszubildendenvertretun-
gen in den Verwaltungen tragen wir dem Umstand 
Rechnung, daß die Zahl der zur bisherigen Jugend-
vertretung wahlberechtigten Minderjährigen in den 
letzten Jahren immer mehr zurückgegangen ist. Das 
liegt, wie Sie wissen, vor allem an den längeren Schul-
zeiten. Immer weniger zur Berufsausbildung Beschäf-
tigte konnten von den Jugendvertretungen betreut 
werden. Zugleich war die Zahl der Jugendvertretun-
gen selbst stark rückläufig. 

Wir wollen daher nicht nur den jüngeren, sondern 
auch den schon etwas älteren Auszubildenden bis zur 
Vollendung des 25. Lebensjahres eine gemeinsame 
Vertretung ihrer besonderen Belange gegenüber dem 
Personalrat gewährleisten. 

(Bohl [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Ich sage: gegenüber dem Personalrat. Denn wir hal-
ten an der bewährten Konzeption des Bundesperso-
nalvertretungsgesetzes fest, nach der die Jugendver-
tretung kein selbständiges und gleichberechtigt ne-
ben dem Personalrat stehendes Organ, sondern in 
erster Linie Gesprächspartner des Personalrates ist. 

Den volljährigen Auszubildenden soll ihr bisheriges 
Wahlrecht zum Personalrat aber nicht etwa genom-
men werden. Damit haben wir uns für eine Lösung 
entschieden, die sich schon in den Ländern Bayern 
und Nordrhein-Westfalen bewährt hat und neuer-
dings auch in Hessen gilt. 

(Bohl [CDU/CSU]: Das kann man wohl sa-
gen!) 

Eine andere Regelung hätte bedeutet, daß die älte-
ren Auszubildenden wichtige Einflußmöglichkeiten 
verloren hätten und sie gegenüber anderen Beschäf-
tigten gleichen Alters benachteiligt worden wären. 

(Scharrenbroich [CDU/CSU]: Aber solche 
Vertretungen gibt es!) 

Im übrigen, meine Damen und Herren, sind wir uns 
durchaus im klaren darüber, daß man zum Thema 
Jugend- und Auszubildendenvertretungen noch ver-
schiedene weitere Fragen diskutieren kann. Zu-
nächst war es uns aber wichtig, das Gesetz im Grund-
satz einzubringen, damit die neuen Jugend- und Aus-
zubildendenvertretungen rechtzeitig bis zum Ablauf 
der von uns gesetzlich verlängerten Amtszeiten der 
derzeitigen Vertretungen nach dem neuen Recht ge-
wählt werden bzw. gewählt sein können. 

Als Berichterstatter der CDU/CSU-Fraktion plä-
diere ich nach Abstimmung mit unserer Arbeits-
gruppe dafür, daß wir in den Ausschußberatungen 
insbesondere noch einmal gemeinsam die Vor- und 
Nachteile eines Beginns der nachfolgenden Wahlzei-
ten im Herbst oder Frühjahr vorurteilsfrei erörtern und 
möglichst auch — durch eine nur kleine Änderung — 
die  Auszubildenden in der Krankenpflege wieder in 
den Geltungsbereich des Personalvertretungsrechts 
einbeziehen, aus dem sie mit der Novellierung des 
Krankenpflege- und Hebammengesetzes — wie ich 
annehme, wohl ungewollt — herausgefallen sind. 

Darüber hinaus, meine Damen und Herren, wird es 
allerdings sinnvoll sein, diese Novelle — es kommt 

noch eine weitere — nicht mit Zusätzlichem zu be-
frachten, weil sonst im Hinblick auf die Beratungen im 
Bundesrat kaum mit einer rechtzeitigen Verabschie-
dung gerechnet werden könnte. In diesem Sinne le-
gen wir Ihnen also einen Gesetzentwurf vor, meine 
Damen und Herren, der nach unserer Auffassung ei-
nen wichtigen Schritt voran bei der Anpassung der 
Beteiligungsrechte in den öffentlichen Verwaltungen 
an gewandelte Umstände und Erfordernisse unserer 
Zeit bedeutet. 
Ich bitte Sie, den Entwurf zur weiteren Behandlung 

in die Ausschüsse zu überweisen. Ich danke Ihnen für 
Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Lutz. 

Lutz (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Die Koalitionsfraktionen — das möchte ich einlei-
tend feststellen — haben diesem Haus schon schlech-
tere Gesetzentwürfe vorgelegt als den, über den wir 
heute diskutieren. Allerdings — und auch das gehört 
zur kritischen Würdigung — : Ein besonderer Mark-
stein ihrer angeblichen Reformpolitik ist er nun auch 
wieder nicht.  

(Zuruf von der FDP: Nun untertreiben Sie 
mal nicht!) 

Sie raffen sich dazu auf, die Jugendvertretung in den 
Verwaltungen in eine Jugend- und Auszubildenden-
vertretung umzuwandeln. 

(Bohl [CDU/CSU]: Darauf haben die Jugend

-

lichen alle gewartet!) 
Es ist nicht zu verkennen, daß damit eine Aufgaben-
ausweitung verbunden ist und daß sich damit auch 
deren Charakter verändert. Aber das war alles längst 
überfällig. 
Schon im Oktober 1987 haben wir mit unserem Ge-

setzentwurf — Drucksache 11/955 — den Weg gewie-
sen, nachdem unser Versuch, die Frage in der letzten 
Legislaturperiode zu lösen, an Ihrer Unlust oder Ihrer 
Schwerfälligkeit — Sie können es sich aussuchen — 
gescheitert war. 

(Andres [SPD]: An Ihrer Arbeitsunfähig

-

keit!) 
Damals argumentierten Sie, das Problem, daß die Ju-
gendvertretung der schleichenden Auszehrung ver-
falle, wenn der Gesetzgeber nicht gegensteuere, sei 
sicher richtig, aber man müsse sich eine Lösung sorg-
fältig überlegen. — Dann haben Sie überlegt, viele 
Monate lang. Das Ergebnis Ihrer Kopfgeburt ent-
spricht dem zeitlichen Aufwand bei weitem nicht. Die 
Veränderungen, die Sie vorschlagen, sind das aller-
mindeste, was vom Gesetzgeber getan werden muß. 
Das hätten Sie mit uns auch schon in der letzten Legis-
laturperiode vereinbaren können. 

Die bisherige Beschränkung der Aufgaben der Ju-
gendvertretung auf den Bereich der Jugendlichen bis 
zur Vollendung des 18. Lebensjahres ist, wie Sie rich-
tig sagen, durch die Entwicklung längst überholt. Im-
mer mehr Jugendliche treten erst mit 18 Jahren ins 
Berufsleben. In der Ausbildungsphase können sie 
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folglich nicht mehr von der Jugendvertretung betreut 
werden. Deshalb war es nur logisch, die Altersbe-
grenzung für die in Ausbildung Stehenden auf das 
25. Lebensjahr auszudehnen. Das wollen auch wir. 

Der DGB schlägt begründet vor, als Grenze für die 
Jugendvertreter und die Auszubildendenvertreter die 
Vollendung des 26. Lebensjahres zu nehmen. Das 
können wir uns zu eigen machen. Ich spüre, daß da 
auch bei Ihnen noch nicht alles festgefahren ist. Um so 
besser für das Vorhaben. 

Der ausgeweiteten Aufgabenstellung entspricht der 
neue Name. Keine Einwände. Den hatten wir vorge-
schlagen. 

Verständigen sollte man sich auch über den Zeit-
punkt, zu dem die Vertretungen zu wählen sind. Wir 
wollen zu dem alten Turnus zurückkehren, der nur 
durch die Verlängerung der Amtszeit der gegenwär-
tigen Jugendvertretung gestört wurde. Ich nehme an, 
auch hier läßt sich Übereinstimmung erreichen. 

Ich kann mir auch vorstellen, daß alle Ausbildungs-
verhältnisse im öffentlichen Dienst, wie Sie sagen, 
auch die der Krankenpflege- und Hebammenberufe, 
einbezogen werden können. Unsere Zustimmung 
dazu hätten Sie. Sie müßten sich nur bewegen, wie Sie 
es angekündigt haben. 

Bis dahin also ein gewisses Maß an Gemeinsam-
keit. 

Dann aber hören Sie mit dem Denken und mit Ihrem 
Reformeifer auf, 

(Andres [SPD]: So ist es immer bei denen!) 

Während wir bei dieser Gelegenheit weitere drän-
gende Fragen lösen wollen. 

Wir wollen die Aufgabenstellung der Jugend- und 
Auszubildendenvertretung präzise definieren und 
auch ihr Verhältnis zum Personalrat zweifelsfrei klä-
ren. Wir fragen uns, was Sie eigentlich dagegen ha-
ben können, daß etwa die Jugend- und die Auszubil-
dendenvertreter das Recht haben sollen, die Ausbil-
dungs- und Arbeitsplätze zu begehen, um Bestim-
mungen, die zugunsten der Jugendlichen gelten, 
überwachen zu können. Was ist dagegen einzuwen-
den? 

Was ist dagegen einzuwenden, die noch in der Be-
rufsausbildung sich befindenden volljährigen Arbeit-
nehmer mit dem Wahlrecht zum Betriebsrat und Per-
sonalrat zweifelsfrei auszustatten, so daß die perso-
nelle Zusammensetzung dieses Gremiums, das allein 
über Mitwirkungsrechte auch in Ausbildungsfragen 
verfügt, mit beeinflußt werden kann? 

Und was ist dagegen einzuwenden, daß wir neue 
Bestimmungen im Fall der Beendigung des Arbeits-
verhältnisses von Jugend- und Auszubildendenver-
tretern verankern wollen, weil es ja hier gehapert hat, 
was Sie übrigens gar nicht bezweifeln? 

Wir wollen die Rechtsstellung der Jugend- und 
Auszubildendenvertretung also der des Personalrats 
angleichen, sie also verbessern. Wir finden es schon 
bemerkenswert, daß Sie offensichtlich nicht bereit 
sind, uns auf diesem Wege zu folgen. 

Wir wollen festlegen, daß halbjährlich — und damit 
im Turnus — mit den Personalversammlungen eine 
Versammlung der Jugendlichen und der Auszubil-
denden einzuberufen ist. Es wundert uns schon sehr, 
daß Sie diese Anregung von uns nicht aufgegriffen 
haben. 

Das alles sind Vorschläge, die die Welt weiß Gott 
nicht verändern, aber es sind Vorschläge, die mehr 
Klarheit schaffen. Das kann für alle Beteiligten nur 
von Vorteil sein. Wenn man das nicht regeln will, dann 
leistet man — bewußt oder unbewußt — Mißdeutun-
gen oder einer Einschränkung der Arbeitsmöglichkeit 
der Jugend- und Auszubildendenvertreter Vor-
schub. 

Man findet es in Ordnung, daß die Rechtsstellung 
der Jugend- und Auszubildendenvertreter nicht ver-
bessert wird. Welchen Vorteil für den Dienstherrn se-
hen Sie darin, welche Benachteiligungen der Jugend-
lichen und Auszubildenden wollen Sie weiter beste-
hen lassen? Die Unlust zur Veränderung muß doch 
Gründe haben. Es wäre gut, wenn Sie sie offen auf den 
Tisch legen würden. 

Ich höre schon den Einwand, man wolle jetzt regeln, 
was unbedingt geregelt werden müsse. Alles andere 
wolle man sorgfältig überdenken 

(Zurufe von der SPD: Prüfen!) 

und in den Gesamtrahmen einer Reform des Bundes-
personalvertretungsgesetzes stellen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

— Aber ich bitte Sie! Der Einwand sticht doch nicht, 
denn eine wirkliche Reform haben Sie ja gar nicht vor. 
Sie wollen die Personalvertretungen ja nur weiter 
atomisieren, indem Sie neben den Gruppenrechten 
jetzt neue Minderheitenrechte für konkurrierende Or-
ganisationen in den Personalräten verankern wol-
len. 

(Reimann [SPD]: Die Jugend wollen sie spal

-

ten!)  

In dieser Frage sind Sie von einer verdächtigen Be-
harrlichkeit. Das hat sich erst jetzt wieder im Anhö-
rungsverfahren vor dem Bundestags-Innenausschuß 
gezeigt. 

(Andres [SPD]: Das ist wohl wahr!) 

Und Sie schweigen sich beharrlich aus, wenn es um 
eine Verbesserung der Rechte und Einwirkungsmög-
lichkeiten der Personalräte geht. Die Parallelen zwi-
schen beiden Gesetzesvorhaben sind nicht zu überse-
hen. Der sachliche Zusammenhang ist gegeben. Ihre 
politische Zielsetzung ist in beiden Fällen die gleiche. 
Deshalb bleibt Ihr gesetzgeberischer Eifer Flickwerk. 
Im Gesetzentwurf zur Bildung von Jugend- und Aus-
zubildendenvertretungen in den Verwaltungen rich-
tet er wenigstens keinen Schaden an. Er ist nur unvoll-
kommen ausgeprägt. 

Bei der Änderung des Bundespersonalvertretungs-
gesetzes dagegen springen Sie nicht nur zu kurz, son-
dern Sie springen in die falsche Richtung. 

(Dr. Kappes [CDU/CSU]: Das sollen andere 
beurteilen!) 
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Deshalb kann es in der Frage der ersten Vorlage ein 
Stück Gemeinsamkeit geben. 

(Bohl [CDU/CSU]: Wir springen wenig-
stens!) 

— Oder Sie springen gar nicht. Das ist Ihnen vielleicht 
eher angemessen. —Bei der zweiten ist unsere Beur-
teilung eine ungleich kritischere. 
Könnte es sein, so fragen wir uns natürlich, daß bei 

einem solchen Verhalten eine Grundmentalität der 
gegenwärtigen Koalition durchschlägt? Wir kommen 
zu der Ansicht: Sicher ist das so. Nicht alle, aber ganz 
sicher die, die in der gegenwärtigen Koalition das 
Sagen haben, haben ein sehr zwiespältiges Verhältnis 
zu allen Fragen der Mitwirkung und Mitbestimmung 
der Arbeitnehmer, 

(Kuhlwein [SPD]: Sehr richtig!) 
sei das nun in den Betrieben der Privatwirtschaft oder 
in den Verwaltungen des öffentlichen Dienstes. De-
mokratie ist für Sie eine Sache des Feierabends, eine 
Angelegenheit, die im Sonntagsstaat oder in den von 
Ihnen gerade noch für satisfaktionsfähig gehaltenen 
Zirkeln abgehandelt gehört. 

(Dr. Kappes [CDU/CSU]: Das glauben Sie 
doch selbst nicht!) 

— Oh, ich weiß, daß Sie es so praktizieren. — Wie man 
mit einer solchen Einstellung junge Menschen — und 
von denen reden wir heute — an unsere Gesellschaft, 
an unseren Staat heranführen kann, wie man es ver-
mag, in ihnen Mitentscheidungsfreude und Mitver-
antwortung zu wecken, bleibt Ihr Geheimnis. 
Mitentscheidung, Mitverantwortung haben peinli-

cherweise immer auch etwas mit Kritik zu tun. Die 
aber ist vielen von Ihnen lästig. Das schlägt sich, ob 
Sie es wollen oder nicht, auch in Ihrem Verhalten nie-
der. Dieses Defizit können wir bei Ihnen nicht ab-
bauen. Wir können es nur zu mindern trachten, indem 
wir mit Ihnen den Millimeter gehen, den Sie gerade 
noch verantworten zu können glauben, und den poli-
tischen Boden für eine neue Mehrheit in diesem 
Hause vorbereiten, in dem aus Millimetern Meter-
stücke werden. 
Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Richter. 

Richter (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Als Herr Kollege Lutz hier begann und sagte, 
die Koalitionsfraktionen hätten schon schlechtere Ent-
würfe eingebracht, hat mich dieses Ausmaß an Lob 
aus Ihrem Mund, mein lieber Herr Lutz, fast schon 
beängstigt. Da war ich geradezu beruhigt, als Sie am 
Schluß doch noch die Kurve kriegten und mit allerlei 
negativen Begriffen das, was wir Ihnen heute in der 
ersten Lesung vorlegen, belegt haben. Damit stimmte 
wenigstens das Weltbild wieder. 
Ich glaube auch, daß Sie mit Ihrem, so will ich ein-

mal sagen, volkspädagogischen Ansatz in Sachen De-
mokratieverständnis nun doch ein bißchen über das 
Ziel hinausgeschossen sind. Denn mit der Vorlage 
dieses Entwurfs eines Gesetzes zur Bildung von Ju-

gend- und Auszubildendenvertretungen in den Ver-
waltungen ziehen die Koalitionsfraktionen tatsächlich 
die Konsequenz daraus, daß es in der letzten Zeit ein-
fach nicht mehr der Realität entsprach, daß die Aus-
zubildenden lediglich bis zu einer Altersgrenze von 
18 Jahren ihre Belange durch Jugendvertretung ver-
treten sahen. Die Schulzeiten werden länger. Immer 
mehr Auszubildende überschreiten diese Alters-
grenze im Lauf ihrer Ausbildung. Gleichwohl bleibt 
die Tatsache der Ausbildung der Schwerpunkt ihrer 
Interessen, und zwar unabhängig davon, ob sie voll-
jährig oder minderjährig sind. 

Deshalb soll die Jugendvertretung nun in eine Ju-
gend- und Auszubildendenvertretung umgewandelt 
werden. Damit diese Institution eine Vertretung jun-
ger Beschäftigter bleibt, wird das Wahlrecht zur Ju-
gend- und Auszubildendenvertretung auf diejenigen 
begrenzt, die das 25. Lebensjahr nicht vollendet ha-
ben. 

Ich will in diesem Zusammenhang nicht verschwei-
gen, daß es für uns von großer Bedeutung ist, daß die 
Jugend- und Auszubildendenvertretung kein selb

-

ständiges und etwa neben dem Personalrat oder par-
allel zu ihm operierendes Organ der Personalverfas-
sung ist. 

(Andres [SPD]: Das will doch überhaupt nie

-

mand!) 

Die Position des Personalrats bleibt durch diese Ein-
richtung einer Jugend- und Auszubildendenvertre-
tung vollkommen unberührt. Denn der Personalrat 
nimmt die Interessen aller Beschäftigten wahr. 

(Lutz [SPD]: Soll er ja auch!) 

Dies ist auch der Grund, Herr Kollege, weswegen wir 
darauf Wert legen, daß die 18- bis 25jährigen, die jetzt 
neu von der Jugend- und Auszubildendenvertretung 
mitvertreten werden, gleichwohl das Wahlrecht zum 
Personalrat behalten. Das ist gerechtfertigt. Denn 
wenn man sie des Wahlrechts zum Personalrat verlu-
stig gehen ließe, währen sie gegenüber dem gelten-
den Recht schlechter gestellt und erheblich benach-
teiligt. Denn die personelle Zusammensetzung des 
Personalrats, der ja allein über die Mitwirkungs- und 
Mitbestimmungsrechte verfügt, muß auch von ihnen 
beeinflußt werden. 

Die Grundkonzeption des Personalvertretungsge-
setzes wird durch diese Umwandlung also nicht ver-
ändert. Beim Wahlverfahren kommt es uns sehr dar-
auf an, die Chancen der Minderheiten zu wahren. 

(Reimann [SPD]: Mehr, aber nicht weni

-

ger!) 

Daß Sie sagen, Minderheitenschutz sei weniger de-
mokratisch, spricht gegen Sie, Herr Kollege. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Deswegen sollen die Jugend- und Auszubildenden-
vertretungen nach dem Grundsatz der Verhältniswahl 
gewählt werden. 

(Andres [SPD]: Wieviel Prozent?) 

Was die Änderung des Zeitraums anging, so ist der 
Hintergrund dafür, daß dem Datum der Schulentlas-
sungen Rechnung getragen werden soll. Es gibt auch 
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andere Überlegungen. Kollege Dr. Kappes hat darauf 
hingewiesen. Ich meine, wir sollten das in ruhiger und 
sachlicher Diskussion im Ausschuß erörtern und über-
legen, ob dies die richtige Lösung ist. 
Insgesamt gewährleistet der von den Koalitions-

fraktionen vorgelegte Gesetzentwurf eine bessere 
Vertretung der Interessen der Auszubildenden in den 
Verwaltungen, und er trägt den neueren Entwicklun-
gen Rechnung. 
Ich denke, wir sollten dem Deutschen Bundestag 

eine zügige weitere Behandlung in den Ausschüssen 
empfehlen, damit die Wahlen für die neuen Jugend-
und Auszubildendenvertretungen tatsächlich in 
Kürze stattfinden können. 
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Hillerich. 

Frau Hillerich (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Man könnte ja meinen, daß alte 
Dichterworte noch stimmen: „Was lange währt, wird 
endlich  gut."  Wir haben daran ganz große Zweifel. Es 
hat viel zu lange gedauert, bis den Forderungen von 
Jugendvertretungen jetzt teilweise Rechnung getra-
gen worden ist. Diese ihre Forderungen nach Auswei-
tung der Jugendvertretungen zu Jugend- und Auszu-
bildendenvertretungen sind wirklich schon einige 
Jahre alt. Diese Verzögerungen haben eben mit dazu 
geführt, daß immer weniger Jugendvertretungen die 
Rechte der Jugendlichen in den Bet rieben gerade in 
der Zeit des großen Mangels an Ausbildungsplätzen 
und der großen Schwierigkeiten während der Ausbil-
dung tatsächlich haben vertreten können. 

(Andres [SPD]: Leider wahr!) 

Im Vorspann, in der Problembeschreibung des Ge-
setzentwurfs der Koalitionsparteien steht: 

Wesentliche Aufgabe der Jugendvertretung ist es 
auch, sich für die Interessen der zu ihrer Berufs-
ausbildung Beschäftigten einzusetzen. 

Aber Sie halten es dann offenbar für ausreichend, 
hierfür nur das Wahlalter heraufzusetzen und das 
Wort „Jugendvertretung" durch das Wort „Jugend- 
und Auszubildendenvertretung" zu ersetzen. Das 
sind wirklich nur rein redaktionelle Änderungen. Ihr 
Gesetzentwurf besteht aus fast nichts anderem. 
Wir meinen allerdings, daß zu dem Einsatz für die 

Interessen der in der beruflichen Ausbildung Befind-
lichen einiges mehr gehört, nämlich die tatsächliche 
Stärkung der Rechte der Jugend- und Auszubilden-
denvertretungen. So meinen wir, daß die Jugend- und 
Auszubildendenvertretungen etwa auf die Qualität 
der Ausbildung, die Ausbildungsformen, die Ausbil-
dungsinhalte, den Einsatz auf Ausbildungsplätzen 
und durchaus auch auf die Einstellung von Ausbildern 
und Ausbilderinnen Einfluß haben sollten. Wir halten 
dies gerade angesichts der neu geordneten und neu 
zu ordnenden Ausbildungsberufe auch im Büro- und 
Verwaltungsbereich — dort steht die Neuordnung ja 
demnächst an — für dringend notwendig. Bei den neu 
geordneten industriellen Metall- und Elektroberufen 

ist inzwischen schon deutlich geworden, gerade für 
die Jugendvertretungen, welche große Schwierigkei-
ten es bei der Umsetzung in der Praxis gibt. Große 
Schwierigkeiten gibt es dort gerade auch gegenüber 
und mit den Ausbildern und Ausbilderinnen, weil 
nämlich in den Ausbildungsordnungen ausdrücklich 
Wert darauf gelegt wird, daß es ein anderes Verhältnis 
gibt: nicht mehr das alte Meister-Lehrling-Verhältnis. 
Es wird darauf hingewiesen, daß die Jugendlichen 
sehr viel mehr Eigenständigkeit benötigen, um ihre 
Ausbildung sinnvoll durchführen zu können. Dafür 
benötigen die Jugendlichen und Auszubildenden 
mehr Rechte, auch mehr Rechte, als im Gesetzentwurf 
bisher vorgesehen sind. 

Wir haben uns im Ausschuß für Bildung und Wis-
senschaft einvernehmlich dafür entschieden, daß wir 
diesen Gesetzentwurf mitberaten wollen. Das steht 
aber im Überweisungsvorschlag bisher nicht d rin; 
denn wir haben diesen Beschluß im Ausschuß erst 
diese Woche fassen können. Deswegen, Herr Präsi-
dent, möchte ich Sie bitten, auch darüber hier noch 
kurz abstimmen zu lassen. 

Zum Wahlalter: Wir sehen nicht ein, weshalb das 
Wahlalter auf 24 oder 25 Jahre begrenzt werden soll. 
Kriterium für Wahlberechtigung für die Jugend- und 
Auszubildendenvertretungen sollte die Existenz eines 
Ausbildungsvertrages sein. Gerade die Tatsache, daß 
die Auszubildenden älter werden, daß auch Abitu-
rienten in die betriebliche Ausbildung, daß auch Stu-
denten nach vollendetem oder abgebrochenem Stu-
dium in die Ausbildung gehen, spricht unseres Erach-
tens dafür. 

Weitere Gesichtspunkte für die Stärkung der 
Rechte der Jugend- und Auszubildendenvertretun-
gen: Wir meinen, daß sie durchaus auch gegenüber 
dem Personalrat gestärkt werden müssen. Das heißt: 
Die Bildung von Jugend- und Auszubildendenvertre-
tungen darf nicht an die Existenz von Personalräten 
gebunden werden. Gerade in Verwaltungen, in denen 
noch kein Personalrat besteht, kann es dringend nötig 
sein, daß eine Jugend- und Auszubildendenvertre-
tung gebildet wird. 

Dann halten wir an den Forderungen der Jugend-
vertretung in den Bet rieben fest. Die sagen nämlich 
ausdrücklich: Wir wollen eine Persönlichkeitswahl 
und keine Listenwahl, weil die Listenwahl die Ju-
gendlichen und Auszubildenden in Interessengrup-
pen aufspaltet und den sozialen Beziehungen der Ju-
gendlichen und Auszubildenden überhaupt nicht ent-
spricht. 

(Scharrenbroich [CDU/CSU]: Wenn die sich 
einigen, können die doch die Persönlich

-

keitswahl machen!) 

Des weiteren sind wir der Meinung, daß die Ju-
gendlichen und Auszubildenden ein unabhängiges 
Begehungsrecht für Ausbildungs- und Arbeitsplätze 
benötigen und daß sie ihre Versammlungen, und zwar 
viermal im Jahr, unabhängig vom Personalrat durch-
führen sollten. 

Wir meinen, man sollte sogar mit einbeziehen, daß 
die Jugend- und Auszubildendenvertretungen eine 
Art Vetorecht gegenüber den Beschlüssen des Perso-
nalrats haben. Bisher bewirkt das Einspruchsrecht ge- 
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genüber Beschlüssen des Personalrats nur die Ver-
schiebung um eine Woche. Wir meinen, daß die Stel-
lung der Jugend- und Auszubildendenvertretungen 
in Kompromißlösungen, die damit angestrebt werden, 
gestärkt werden muß. 

Ganz kurz noch ein letzter Punkt: Wir halten es für 
außerordentlich wichtig, daß die Jugend- und Auszu-
bildendenvertreter/innen vor politischer Disziplinie-
rung im Anschluß an ihre Ausbildung durch etwaige 
Nichtübernahme geschützt werden. Hier meinen wir, 
daß die öffentlichen Arbeitgeber verpflichtet werden 
müssen, die Auszubildenden drei Monate vor Ende 
der Ausbildungszeit davon in Kenntnis zu setzen, daß 
eine Weiterbeschäftigung auf unbestimmte Dauer 
nicht erwünscht ist. Falls der Auszubildende Wider-
spruch dagegen einlegt, muß der Arbeitgeber sie oder 
ihn weiterbeschäftigen, und das Verfahren, das dann 
einzuleiten wäre, muß vor dem Arbeitsgericht und 
nicht vor dem Verwaltungsgericht ausgetragen wer-
den; denn es handelt sich immerhin um Arbeitsplätze 
und nicht um Verwaltungsakte. Hier müssen für die 
Nichtübernahme ernsthafte Gründe vorgetragen wer-
den. Allein der Hinweis auf die Unzumutbarkeit der 
Übernahme in ein Arbeitsverhältnis reicht unserer 
Meinung nach nicht aus. 

Meine Redezeit ist leider zu Ende. Ich hätte gern 
noch etwas dazu gesagt, daß natürlich mehr Frauen in 
die Jugend- und Auszubildendenvertretungen müs-
sen und daß wir auch in dem Bereich an unserer Quo-
tierung von mindestens 50 % der Plätze festhalten. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Ich schließe die Ausspra-
che. 

Interfraktionell wird vorgeschlagen, den Gesetzent-
wurf an die in der Tagesordnung aufgeführten Aus-
schüsse zu überweisen. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Und zusätz

-

lich zur Mitberatung an den Ausschuß für 
Bildung und Wissenschaft!) 

— Zusätzlich soll der Gesetzentwurf zur Mitberatung 
an den Ausschuß für Bildung und Wissenschaft über-
wiesen werden. Ist das Haus damit einverstanden? — 
Ich höre keinen Widerspruch. Dann ist so beschlos-
sen. 

Ich rufe Punkt 22 der Tagesordnung auf: 

a) Beratung des Antrags der Abgeordneten Frau 
Garbe, Frau Oesterle-Schwerin, Frau Teubner 
und der Fraktion DIE GRÜNEN 

Anwendungsverbot für Asbest und Verbot des 
Inverkehrbringens asbesthaltiger Produkte 
— Drucksache 11/2185 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (fe-
derführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 
Ausschuß für Verkehr 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten Frau 
Garbe, Frau Oesterle-Schwerin, Frau Teubner 
und der Fraktion DIE GRÜNEN 

Sonderprogramm zur „Sanierung von asbest-
verseuchten Gebäuden" 
— Drucksache 11/2186 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

Im Ältestenrat ist eine gemeinsame Beratung und 
ein Beitrag bis zu zehn Minuten für jede Fraktion ver-
einbart worden. Ist das Haus damit einverstanden? — 
Ich höre keinen Widerspruch. Es ist so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Frau Ab-
geordnete Teubner. 

Frau Teubner (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe Zu-
hörerinnen und Zuhörer! Wahrscheinlich, meine 
Herrschaften von der Koalition — es sind nur Männer 
da — , erwarten Sie wieder eine Panikrede wie so oft, 
wenn sich die GRÜNEN in diesem Hause zu einem 
Umweltthema äußern. Ich kann Ihnen auch gleich 
versprechen: Ich werde Sie nicht enttäuschen. Sie 
können getrost in Ihren Manuskripten stehenlassen: 
„Frau Teubner hat wieder Katastrophenstimmung er-
zeugt." 

Es handelt sich wieder einmal um ein Fünf-nach-
zwölf-Thema, will sagen: ein Thema, das schon vor 
Jahren, wenn nicht Jahrzehnten zu einschneidenden 
politischen Eingriffen hätte führen müssen. Heute 
kann es leider fast nur noch um Begrenzung von wei-
teren Schäden gehen. 
Das Thema ist Asbest. Asbest ist ein Supergift. Der 

Länderausschuß für Immissionsschutz hat es vor Jah-
ren schon als den nach Benzpyren gefährlichsten 
krebserzeugenden Schadstoff in der Außenluft be-
zeichnet. In der MAK-Liste ist es aufgeführt unter den 
Stoffen, „die beim Menschen erfahrungsgemäß bö-
sartige Geschwülste zu verursachen vermögen". Die 
MAK-Liste enthält deshalb für diesen Stoff keine Kon-
zentrations- oder zulässigen Grenzwerte, „da keine 
noch als unbedenklich anzusehende Konzentration 
angegeben werden kann". 

Weil ich trotz dieser völlig eindeutigen Aussagen 
der MAK-Sachverständigenkommission damit rech-
nen muß, daß meine Nachredner — oder wenigstens 
einige von ihnen — , die sich gut eingedeckt haben mit 
den Argumenten der Asbestindustrielobby, unsere 
Anträge gleich mit einer Grenzwertdiskussion als 
überflüssig oder lächerlich hinzustellen versuchen 
werden, möchte ich Ihnen noch ein Zitat aus der Bro-
schüre vorlesen, die Ihnen hoffentlich inzwischen 
auch bekannt ist, zumindest denen, die sich damit im 
Baubereich beschäftigen. Da heißt es: 

Grundsätzlich geht von Asbestfaserstaub in In-
nenräumen eine konkrete Gesundheitsgefähr-
dung (Krebsgefahr) für die Benutzer aus, insbe-
sondere dann, wenn hohe Spitzenkonzentratio-
nen möglich sind. Eine unbedenkliche Bela-
stungskonzentration im Sinne eines Schwellen- 
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wertes für einen krebserzeugenden Stoff wie As-
best kann nicht angegeben werden. 

Das ist ein Zitat aus der Empfehlungsbroschüre zum 
Thema Asbest, herausgegeben vom Institut für Bau-
technik mit Unterstützung — Herr Schneider ist auch 
nicht da — des Bundesministeriums für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau. 

Damit auch noch eins klar ist: Versuchen Sie bloß 
nicht — wie kürzlich bei dem großen Brand eines 
NATO-Lagers in England geschehen —, die Leute da-
mit zu belügen, daß Sie sagen, es gibt schädliche und 
gesunde Asbestfasern. Auch hier sagt die MAK-Liste 
ganz klar: Egal, ob weißer, ob blauer, ob brauner 
Asbest, jede Sorte kann Asbestose oder Krebs hervor-
rufen. In den USA wurden bisher 100 000 asbestbe-
dingte Todesfälle gezählt; für die Zukunft rechnet 
man dort mit 350 000. Auch in der Bundesrepublik 
steigt die Zahl der Erkrankungen dieser Art jedes 
Jahr, und vor allen Dingen muß man da mit einer ganz 
hohen Dunkelziffer rechnen. 

Ein Skandal ist zudem auch noch, daß viele dieser 
asbestbedingten Krankheiten bis jetzt gar nicht als 
Berufskrankheiten anerkannt werden. Es hat Jahr-
zehnte gedauert, bis von der ersten Feststellung von 
Asbestkrankheiten durch medizinische Literatur hier 
Arbeitsschutzmaßnahmen gesetzlich vorgesehen 
wurden. Die ersten, die auf die Problematik reagiert 
haben, waren nicht die Gesetzgeber oder die Arbeits-
schützer, sondern Versicherungsgesellschaften in den 
USA, die sich geweigert haben, den Asbestarbeitern 
Lebensversicherungen zu verkaufen. 

Asbestkrebs ist insofern besonders problematisch, 
als er eine extrem hohe Latenzzeit von bis zu 40 Jah-
ren hat. Das heißt, eine enorme Häufung dieser 
Krankheitsfälle steht uns erst noch bevor; denn der 
Boom der Anwendung dieses Stoffes in der Bundesre-
publik begann in den 50er Jahren und erreichte dann 
Ende der 60er Jahre einen Gipfel. 

Die harten Fakten mußte auch die Industrie späte-
stens vor einigen Jahren zur Kenntnis nehmen, als in 
Großbritannien ein Film über die Krankheit eines von 
Asbestose befallenen Arbeiters gezeigt wurde. Dar-
aufhin sanken die Aktien in der Asbestindustrie. Da 
mußte man dann eben auch auf diese Weise reagie-
ren. Heute hat die Industrie allerdings schon wieder 
die Unverfrorenheit, sich hinter atemberaubenden 
Verharmlosungen zu verstecken. Ich will Ihnen ein 
Zitat aus einem Brief vorlesen, den mir der oberste 
Lobbyverband der Asbestindustrie einen Tag, nach-
dem wir unsere Anträge hier vorgestellt haben, zuge-
schickt hat. Da schreiben die: 

Die Zahl der hypothetisch errechneten Krebs-
toten durch Asbest in der Umwelt wird beim ge-
genwärtigen Niveau der Umweltbelastung in der 
Bundesrepublik ... mit großer Wahrscheinlich-
keit hypothetisch bleiben. Das Risiko ist so klein, 
daß es statistisch nicht signifikant ermittelt wer-
den kann. Die Verbesserung der Statistik bliebe 
im Bereich ihrer jährlichen Schwankungen, sie 
ginge im statistischen „Rauschen" unter. 

Mit anderen Worten, da in diesem Lande inzwi-
schen jeder fünfte Mensch, in Ballungsgebieten schon 
jede vierte Person an Krebs stirbt, sollen wir die As-

besttoten eben auch noch in Kauf nehmen, denn sie 
gehen sowieso, wie es hier so zynisch heißt, „im stati-
stischen Rauschen unter" . Das ist menschenverach-
tend. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Welche Rolle spielt in diesem Skandal die Bundesre-
gierung und unser oberster Krisenmanager Töpfer? In 
Sachen Asbest hat sich das grüne Aushängeschild 
— ich begrüße wenigstens seinen Vertreter, der ge-
rade erschienen ist — bisher nicht gerade mit Ruhm 
bekleckert. Man kann ihm noch nicht einmal vorwer-
fen, er laufe wie sonst so oft den Ereignissen hinterher, 
nicht einmal das. Nein, man sieht überhaupt keinen 
Handlungsbedarf! Spritzasbest ist verboten, im Hoch-
bau hat sich die Industrie verpflichtet, bis 1990 Asbest 
durch andere Stoffe zu ersetzen, und seit dem 1. Ja-
nuar 1988, also erst seit ein paar Monaten, dürfen in 
der Bundesrepublik — und zwar nur hier — keine 
Brems- und Kupplungsbeläge aus Asbest mehr ver-
wendet werden. Das ist es dann auch schon. Das heißt, 
dieses Teufelszeug darf noch weiterhin hergestellt 
und verwendet werden, und in ein paar Jahren haben 
wir dann auch den Binnenmarkt, und dann kann sich 
die Regierung wieder wie auch jetzt immer schon, 
wenn es gerade als Ausrede paßt, hinter der EG ver-
stecken. Oder vielleicht hat der gute Töpfer auch tat-
sächlich vor, in Sachen Umweltschutz mal nicht nur 
den starken Mann in der EG zu markieren, sondern 
tatsächlich zu handeln. Wenn er auf Tagungen er-
scheint, klopft er da immer tolle Sprüche. Da habe ich 
jetzt in der „Welt" wieder einen gelesen. 

(Bohl [CDU/CSU]: Dürfen Sie denn die 
„Welt" lesen?) 

Da sagte er in der saarländischen Universität, die 
deutsche Umweltpolitik müsse „vor allem innerstaat-
lichen Anforderungen und der gesamtgesellschaftli-
chen Verantwortung gegenüber der Bevölkerung in 
diesem Lande Rechnung tragen." „Deutsch sein" , so 
Töpfer, „heißt, für mehr Umweltschutz sein". 

(Lachen bei den GRÜNEN) 

Weiter sagte er, auf die EG bezogen, „der Langsamste 
soll nicht länger das Tempo der umweltpolitischen 
Entwicklung in der Gemeinschaft bestimmen". Ich 
kann ihn da nur ermutigen. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Das hat er schon 
lange gesagt!) 

Vor ein paar Tagen wurde zwar erst mit großem 
Getöse mit Blick auf die unermüdlich anwachsende 
Giftmüllawine in der Bundesrepublik von einem 
„Entsorgungsinfarkt" gesprochen, der uns bevor-
steht, aber trotz dieser vernichtenden Bilanz im Ab-
fallbereich darf täglich weiter Asbest produziert und 
verwendet werden. Wir haben heute schon eine Alt-
last von 2 Millionen Tonnen davon, und das, obwohl 
inzwischen, wie gesagt, eindeutig erwiesen ist, daß 
eine absolute Gesundheitsgefährdung davon ausgeht 
— vor allen Dingen für die, die damit arbeiten, aber 
auch für die, die in Räumen leben, die damit versorgt 
sind — , und obwohl inzwischen auch erwiesen ist, daß 
dieses Material gegen Umwelteinflüsse nicht so resi-
stent ist, wie man lange Zeit angenommen hat. 
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Haben Sie sich denn im letzten Monat eigentlich nie 
gefragt, als die Nachrichten von den massenhaft ge-
schlossenen Schulen in Frankfurt, Berlin und Ham-
burg durch die Medien gingen, ob vielleicht auch die 
Schulen, in denen Ihre Kinder sind, betroffen sind? 
Das Zeug ist ja schließlich überall verbaut worden. 
Oder wollen Sie das einfach als zusätzliches Restri-
siko in die Summe der Gifte einreihen, die uns durch 
die Feigheit dieser Regierung vor der Industrie sonst 
noch zugemutet werden? 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord-
neten der SPD) 

Oder meinen Sie wieder einmal, daß das ein Pro-
blem für die Kommunen ist, die mit der Sanierung 
eben irgendwie fertigwerden müssen? Auf der einen 
Seite wird ihnen durch die Steuerreform bis zum 
Geht-nicht-mehr das Geld aus der Tasche gezogen, 
auf der anderen Seite sagt man: Das Altlastenproblem 
müssen die Kommunen regeln, schließlich fällt das 
Zeug ja auch bei denen an. 
Das wird dann wie in Berlin geregelt mit solch hilf-

losen Anweisungen, wo die asbestverseuchten Schu-
len nach wenigen Tagen oder höchstens Wochen wie-
der geöffnet wurden mit der Anweisung, man solle 
„unkontrolliertes Spielen in den Pausen, das Erschüt-
terungen (und damit ein Aufwirbeln von Asbestfa-
sern) zur Folge hat, verhindern." 
Warum gibt es bei uns nicht längst eindeutige Rege-

lungen für die Entsorgung und für die Sanierung? 
Warum zählt Asbest nicht zum Sondermüll? 
Wir fordern Sie dringend auf: Schaffen Sie wenig-

stens klare Richtlinien für die Asbestsanierung! Sor-
gen Sie vor allem mit einem sofortigen umfassenden 
Verbot dafür, daß nicht immer noch mehr Menschen 
einem Gesundheitsrisiko ausgesetzt werden, bei dem 
es nicht einmal eine Halbwertszeit gibt! 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord-
neten der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Abgeord-
nete Lippold (Offenbach). 

Dr. Lippold (Offenbach) (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Frau 
Teubner, Sie haben uns wirklich nicht enttäuscht. Be-
dauerlicherweise wirkt überzogene Kritik nicht. 
Wenn Sie vernünftig und sachbezogen argumentiert 
hätten, hätte das sicherlich Eindruck gemacht, weil 
wir das Problem kennen. Aber im globalen Rundum-
schlag über die Probleme hinwegzugehen hilft uns 
nicht weiter. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 
Sie reden über Kommunalpolitik, aber Ihre Bundes-

politiker wissen doch gar nicht, was vor Ort in der 
Kommunalpolitik gemacht wird. Ich mache aktiv 
Kommunalpolitik. Wir haben die Schulen saniert. 
Aber das nehmen Sie nicht zur Kenntnis, weil Sie 
Erfolge nicht zur Kenntnis nehmen wollen, 

(Bohl [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 
weil das Ihre Politik — jetzt greife ich auf, was Sie 
gesagt haben — der Panikmache stört. Das können 
Sie nicht gebrauchen, das wollen Sie nicht. Wenn wir 

Erfolge haben, versuchen Sie, sie durch globales Ge-
rede zu überdecken. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Sie müssen endlich zur Kenntnis nehmen, auch 
wenn Ihnen das nicht paßt: Wir sind in der EG einer 
von vielen. Wir müssen die anderen überzeugen. 
Durch Ihre Sprüche wird in der EG keiner überzeugt. 
Das Vorwärtskommen in der EG hängt nicht von wil-
den Sprüchen ab, sondern von sachlicher Argumen-
tation, mit der wir die Partnerstaaten überzeugen 
müssen. Das hat diese Bundesregierung bislang in 
bester Form getan. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das Problem ist hinlänglich bekannt. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Das ist schon 
lange bekannt!) 

Asbest gibt es in über 3 000 Verwendungsformen. 
Asbest kann tödliche Krankheiten hervorrufen, ruft 
sie hervor. Wir wissen um die Schwere der Bedeutung 
dieses Problems. 

(Zurufe von den GRÜNEN: Aha! — Na, end

-

lich!) 

Deshalb sage ich Ihnen auch: Wir haben gehandelt, 
und zwar nicht erst jetzt, sondern bereits, als Sie noch 
nicht im Parlament waren. Die Umweltschutzpolitik 
fing ja nicht erst mit Ihnen an, sondern — das muß ich 
zur linken Seite sagen — sie begann schon früher. Wir 
akzeptieren das, weil wir der Meinung sind, daß dort, 
wo gehandelt wurde, dies anzuerkennen ist. 

Ich komme zur Leistungsbilanz. 

Die Verwendung von Spritzasbest, der gefährlich-
sten Form, ist bereits seit 1979 verboten. Die Gefahr-
stoffverordnung aus dem Jahre 1986 enthält sowohl 
ein Verbot des In-Verkehr-bringens bestimmter be-
sonders gefährlicher asbesthaltiger Stoffe, Zuberei-
tungen und Erzeugnisse als auch besondere Vor-
schriften beim Umgang mit Asbest. 

Asbesthaltige Brems- und Kupplungsbeläge sind 
nach der Gefahrstoffverordnung seit 1. Januar 1988 
verboten, wie Sie richtig gesagt haben. 

(Zuruf der Abg. Frau Teubner [GRÜNE]) 

Sie haben richtigerweise darauf hingewiesen, daß das 
nur in der Bundesrepublik Deutschland so ist. Dann 
akzeptieren Sie doch bitte, daß wir hier wiederum 
eine Führungsrolle übernommen haben, daß wir mehr 
tun, als in anderen Ländern getan wird. Erkennen Sie 
dies doch an. 

(Reimann [SPD]: In Amerika ist das schon 
lange so! — Frau Garbe [GRÜNE]: In Schwe

-

den auch!) 

Die Gefahrstoffverordnung enthält ferner Beschrän-
kungen für die Verwendung solcher Stoffe und Zube-
reitungen, die aufgespritzt und aufgesprüht werden 
können. Sie enthält Beschränkungen für Anstrich

-

stoffe, soweit sie Asbest enthalten. 

Das Umweltbundesamt hat einen Katalog der Sub-
stitute vorgelegt, mit dessen Hilfe die Prüfpflicht aus 
der Gefahrstoffverordnung erfüllt werden kann. Da-
nach muß geprüft werden, ob anstelle des Einsatzes 
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von Asbest weniger gefährliche Stoffe zur Verfügung 
stehen. Wir handeln danach. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Was ist mit Asbestze-
ment?) 

Übrigens: Die Kooperation mit der Wirtschaft bringt 
schon etwas. Wir haben sie genutzt. Daß hier Ein-
schränkungen erfolgt sind, daß der Einbau von As-
bestzementstoffen bis 1990 endgültig bereinigt sein 
soll, ist doch ein Erfolg. Man kann doch nicht weg-
schwätzen, daß hier eine möglichst schnelle Umstel-
lung erfolgen soll, daß Substitute eingebaut werden 
sollen und daß wir den verabredeten Fahrplan mit der 
Asbestzement-Industrie einhalten. Das heißt, hier ge-
schieht auf allen Feldern etwas. Das können Sie auch 
an den Zahlen ablesen: früher 157 000 t, 1986 nur 
noch 60 000 t. Danach belief sich der Anteil aus deut-
scher Produktion auf nur noch 23 000 t. Das sind Re-
duktionserfolge, die wir hier ganz einfach zur Kennt-
nis nehmen müssen. 

Erfreulicherweise haben Sie auf die Broschüre des 
Instituts für Bautechnik hingewiesen. Der Bundes-
bauminister hat die Behörden angewiesen, entspre-
chend zu verfahren. Wir können davon ausgehen, daß 
in Bund, Ländern und Gemeinden entsprechend die-
ser Broschüre verfahren wird. Ich glaube, das ist eine 
ganz hervorragende Handlungsanleitung. Wenn Sie 
sie detailliert durchgehen, stellen Sie fest: Sie ist pra-
xisorientiert, umsetzungsorientiert und vor allen Din-
gen — das halte ich für wesentlich — ausgesprochen 
vorsorgeorientiert. 

Ich kann Ihnen aus meiner kommunalpolitischen 
Erfahrung sagen, daß wir dieses zur Leitschnur unse-
res Handelns gemacht haben. Ich glaube schon, daß 
man sagen kann, insbesondere bezüglich der Schul-
diskussion, daß wir für unsere Kinder hiermit etwas 
Gutes getan haben: vor Ort, konkret. Wir haben nicht 
geredet, sondern gehandelt. Das ist der entschei-
dende Ansatzpunkt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich bin 
der Überzeugung, daß hier weitergearbeitet werden 
muß. Ich glaube, daß wir nicht davon ausgehen kön-
nen, daß damit alles abgeschlossen ist. Deshalb ein 
weiteres Wort: Der Ausschuß für Gefahrstoffe beab-
sichtigt, auf seiner nächsten Sitzung am 22. Juni die 
Umstufung von Asbest in die Gruppe I, die Gruppe 
der sehr stark gefährdenden Gefahrstoffe, zu be-
schließen. Diese Umstufung soll im Rahmen der näch-
sten Änderungsverordnung zur Gefahrstoffverord-
nung rechtlich verbindlich gemacht werden. Als 
Folge davon dürfen Arbeitnehmer beim Umgang mit 
asbesthaltigen Gefahrstoffen diesen nicht ausgesetzt 
sein. Sie wissen, was das in der Einstufung für weit-
gehende Konsequenzen hat. 

Für Bereiche, in denen eine Substitution von Asbest 
zur Zeit noch nicht möglich ist, für die noch nicht 
abzusehen ist, wann geeignete Ersatzstoffe zur Verfü-
gung stehen, auf die nicht verzichtet werden kann, 

(Frau Teubner [GRÜNE]: Dafür hat der For-
schungsminister auch kein Geld!) 

müssen begrenzte zeitliche Ausnahmen vorgesehen 
werden. 

Diese vom AGS beabsichtigte Verschärfung der 
Gefahrstoffverordnung muß dann allerdings auch 
noch in die EG eingebracht werden. Sie wissen, wir 
sind allein nicht handlungsfähig. Wir unternehmen 
diesen Vorstoß nur, weil wir dies für richtig halten. Wir 
sind damit innerhalb der EG in einer Führungsposi-
tion und marschieren wiederum an der Spitze derer, 
die Vorsorgemaßnahmen ergreifen. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Bilden Sie sich doch 
nicht so viel ein! Das stimmt doch gar 

nicht!) 

— Frau Garbe, das paßt Ihnen nicht, weil es ja das Bild 
verzerrt, das Sie zu zeichnen versuchen, was aber 
nicht wirkt. Frau Garbe, wir haben Erfolge im Um-
weltschutz. Nur meinen Sie, Sie könnten das nicht 
akzeptieren, weil es nicht in Ihre politische Kampflinie 
paßt. Sagen Sie den Leuten doch ruhig, daß eine auf 
die Soziale Marktwirtschaft hin orientierte Umweltpo-
litik wesentlich mehr Erfolge hat als jegliche Umwelt-
politik solcher dirigistischer Systeme, wie sie Ihnen 
vorschweben. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Was wissen Sie denn, 
was uns vorschwebt!) 

Denn in vergleichbaren Staaten, denen Sie gedank-
lich näherstehen, passiert im Umweltschutz jedenfalls 
wenig bis gar nichts, während bei uns gehandelt 
wird. 

Im übrigen, meine Damen und Herren, will der Aus-
schuß für Gefahrstoffe in der gleichen Sitzung die 
Technische Regel Gefahrstoffe 517 — Asbest — be-
schließen. Hierdurch werden die Vorschriften der Ge-
fahrstoffverordnung zu Asbest präzisiert, und es wird 
ausführlich auf die Arbeitsschutzmaßnahmen bei der 
Sanierung asbesthaltiger Bauteile eingegangen. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Aber nur eingegan

-

gen und nichts getan!) 

Ergebnis: Durch die Regelungen der Gefahrstoff-
verordnung sowie durch die getroffenen Aufklärungs-
maßnahmen ist ausreichend Vorsorge getroffen. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Das kann man doch 
nicht Vorsorge nennen!) 

Wir werden dies trotzdem ergänzen, um weitere Ge-
fahren durch die künftige Freisetzung von Asbestfa-
sern zu verhindern. Insbesondere auf dem Gebiet des 
Arbeitsschutzes sind ausreichende Regelungen vor-
handen, um den Schutz der Arbeitnehmer beim Um-
gang mit Asbest sicherzustellen. In diesem Punkt 
— das sagen wir ganz deutlich — werden wir uns von 
niemandem überholen oder übertreffen lassen. Das ist 
unser ganz eigenes Anliegen. 

Ich muß der Bundesregierung danken, daß sie in 
dieser Form so nachhaltig vorstellig wird, um den 
Schutz der Arbeitnehmer auf allen Gebieten — das ist 
ja nicht nur dieser Bereich — zu gewährleisten. Das 
sollten Sie anerkennen. Das ist wesentlich. 

(Frau Traupe [SPD]: Ich würde einen Bück

-

ling machen!) 

Ich habe schon vorhin darauf hingewiesen, daß es 
weitere Handlungserfordernisse gibt, daß die Sanie-
rungsmaßnahmen im Baubereich und die Sanierung 
der Altlasten weiterhin zügig umgesetzt werden müs- 
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sen. Da sind wir völlig einer Meinung. Das sollten wir 
dann aber auch parallel so ausdrücken. 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, Ihr Antrag 

ist wie üblich ein Horrorgemälde. Sie differenzieren 
nicht. Sie zitieren die Zahlen aus dem Fraunhofer-
Gutachten falsch. 

(Dr. Knabe [GRÜNE]: Das stimmt doch gar 
nicht!) 

Sie versuchen, durch diese Falschzitate ein unzutref-
fendes Bild zu zeichnen. 

Lassen Sie mich abschließend sagen: Selbst das 
Bundesgesundheitsamt, das sicherlich unverdächtig 
ist, hat die Daten und die Meßverfahren dieser Studie 
kritisiert. Sie sollten sich deshalb, wenn Sie dies zur 
Begründung heranziehen, wissenschaftlich exakt da-
mit auseinandersetzen und nicht nur Ihre Vorurteile 
hier verbreiten. Das wäre der sachlichen Diskussion 
nützlicher und würde zum Schutz der Menschen mehr 
beitragen als die Verbreitung von Panik und das Ma-
len von Horrorgemälden. 
Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Frau Traupe [SPD]: Als Interessenvertreter 
der Wirtschaft reden Sie hier, sehr schön! 
Geschäftsführer der Vereinigung Hessischer 

Unternehmerverbände!) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Müller (Düsseldorf). 

Müller (Düsseldorf) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Nach der krampfhaften Rhetorik 
und den Vorurteilen wieder zum Thema, nämlich As-
best. Asbest ist in der Tat ein Stoff, bei dem wie bei 
kaum einem anderen die gesundheitlichen Gefahren 
bekannt sind. Bereits 1936 ist die Asbestose als Be-
rufskrankheit anerkannt worden, bereits 1943 — dies 
sind mit die frühesten Eingruppierungen — der as-
bestbedingte Krebs. In der Tat ist es auch heute so, 
daß das Bundesgesundheitsamt fordert, sowohl den 
Katalog der asbestbedingten Krankheiten im Berufs-
krankheitengesetz zu erweitern als auch für die All-
gemeinbevölkerung entsprechende gesundheitliche 
Vorschriften und Vorsorgemaßnahmen zu erlassen. 
Von der Vertreterin der GRÜNEN — ich finde, das 
war kein Horror — ist immerhin die Zahl genannt wor-
den, die im öffentlichen Bewußtsein nur unzureichend 
registriert ist. Das heißt, daß man in Amerika die Zahl 
der Asbesttoten auf 100 000 schätzt und daß man auf 
Grund der hohen Latenzzeit für die nächste Zeit im-
mer noch davon ausgehen muß, daß es 350 000 wei-
tere Menschen sind, die an asbestbedingten Tumoren 
sterben. 
Worauf ist das zurückzuführen? Das ist darauf zu-

rückzuführen, daß Asbest eine ungeheuer lange La-
tenzzeit hat, nämlich von ungefähr 30 bis 40 Jahren, so 
daß man hier die Problematik der modernen Umwelt-
vergiftungen in einer exemplarischen Weise nachvoll-
ziehen kann. Das heißt, daß selbst heutige Maßnah-
men nicht verhindern, daß wir noch 30, 40 Jahre mit 
erheblichen Problemen fertigwerden müssen. Inso-
fern finde ich es richtig, daß man auch auf solche Pro-
bleme immer hinweist; denn die asbestbedingten 

Krankheitsfälle von heute sind 1940, 1950 und viel-
leicht noch 1960 entstanden. Die Konsequenzen des-
sen, was wir heute freisetzen, werden wir erst nach 
dem Jahr 2000, 2010 sehen. Von daher finde ich es 
richtig, daß man die Vorsorge durch die Politik for-
dert. 

Hinzu kommt — das möchte ich als zweites erwäh-
nen — die Untersuchung des Bundesgesundheitsam-
tes. Das Bundesgesundheitsamt weist darauf hin, daß 
es gerade bei Asbestfaserstoffen zu ganz kurzfristigen 
sehr hohen Ausstößen kommen kann, deren gesund-
heitliche Gefahren bisher nicht untersucht sind und 
von denen man auch nicht weiß, welche Synergismen 
sie erzeugen. Das heißt, gerade in dem Bereich der 
Innenraumkonzentration wissen wir über die Auswir-
kungen von kurzfristigen hohen Belastungen eigent-
lich nur wenig. Von daher hat das Bundesgesund-
heitsamt schon 1978 die Forderung erhoben, Asbest 
nicht nur im Arbeitsbereich, sondern für die Bevölke-
rung generell drastisch zu verringern, möglichst dar-
auf zu verzichten. 

Der Kollege Lippold hat erwähnt, daß im März letz-
ten Jahres die Arbeitsgruppe Toxikologie empfohlen 
hat, Asbest aus der Gruppe II der Gefahrstoffverord-
nung in die Gruppe I aufzunehmen. Dies bedeutet, 
wenn man es konsequent macht, in der Tat eine ganz 
entscheidende Verbesserung; denn hier gibt es dann 
nur noch radikale Verbote. Wir können deshalb nur 
fordern, daß die AGS das möglichst bald aufnimmt. 

Die Gefahren aus Asbest sind heute allgemein ge-
worden. Wir erleben sie an verkehrsreichen Straßen, 
in der Nahumgebung von Produktionsstätten, im Tief-
bau und immer mehr insbesondere in Innenräumen. 
Alleine in die Luft wurden 1985 ungefähr 500 Tonnen 
Asbestfasern abgegeben. Wir müssen einfach feststel-
len, daß wir nicht wissen, wo bei diesen Abgaben das 
gesundheitliche Risiko anfängt. Von daher ist es völlig 
zu Recht eine der entscheidenden Forderungen, daß 
wir schnell dazu kommen, daß es eine drastische Re-
duzierung insbesondere in den Innenräumen gibt. Wir 
fordern dafür eine Technische Anleitung Innen-
raum. 

Wir gestehen natürlich zu, daß die bisherigen Maß-
nahmen auf diesem Feld, sprich: Aufnahme in die 
Gefahrstoffverordnung bzw. freiwillige Vereinbarung 
mit der Faserzementindustrie, ein Schritt in die rich-
tige Richtung waren. Aber wir gestehen ebenfalls zu, 
daß dies völlig unzureichend ist. 

Allein in den letzten Jahren sind die Importe dra-
stisch angestiegen. Wir haben heute beispielsweise 
im Bereich der Asbestfasern eine Importzahl von 
70 000 Tonnen. Das ist eine alarmierende Entwick-
lung, die zeigt, daß unter Umständen freiwillige natio-
nale Vereinbarungen durch Importe völlig konterka-
riert werden. Das kann nicht der Sinn von Reduzie-
rungsmaßnahmen sein. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und den 
GRÜNEN) 

Deshalb sagen wir auch deutlich: Es muß hier zu Ver-
boten kommen, die generell gelten. Denn es ist ähn-
lich wie beispielsweise bei den Holzschutzmittelher-
stellern. Was nützen freiwillige Vereinbarungen, 
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wenn sie sozusagen durch Importe unterlaufen wer-
den? 

Bereits 1985 forderte die IG Chemie den Weg ohne 
Asbest. Besonders wichtig ist, daß sie zusammen mit 
dem Bundesumweltamt und anderen Gremien festge-
stellt hat, daß es zu der überwiegenden Zahl — die 
Zahl ist sicherlich bei weit über 95 % anzusetzen — 
Ersatzstoffe gibt, zum Teil natürlich teurere. Aber was 
ist uns teurer als die Gesundheit der Menschen? 

(Zustimmung der Abg. Frau Garbe 
[GRÜNE]) 

Zu der Forderung, Asbest in den Anhang I der Ge-
fahrstoffverordnung aufzunehmen: Was heißt das? 
Das heißt erstens, daß dann in Zukunft die zuständige 
Behörde die Verwendung von Asbest als Gefahrstoff 
überall dort untersagen kann, wo es Ersatzstoffe gibt. 
Ich sagte bereits, daß das faktisch in fast allen Berei-
chen der Fall ist. Es wäre ein Schritt nach vorne. 

Es bedeutet zweitens, daß Arbeitnehmer Asbest 
nicht mehr ausgesetzt werden dürfen. Was heißt das? 
Es bedeutet faktisch die Null-Exposition. Denn im 
Grunde genommen bedeutet eine solche Forderung, 
daß, wo überhaupt mit einer Asbestbelastung am Ar-
beitsplatz zu rechnen ist, dies zukünftig ausgeschlos-
sen werden muß. Damit hätten wir zwei wesentliche 
Bereiche schon erreicht, nämlich erstens sozusagen 
die Verbotsmöglichkeiten der Behörden und zwei-
tens, daß insbesondere Arbeitnehmer geschützt wer-
den. 

Wir wollen als drittes eine Technische Anleitung 
Innenraum, in der klar bestimmt wird, daß Asbest in 
Zukunft auch in Innenräumen nicht mehr zu gesund-
heitlichen Schäden führen, was in erster Linie Verbote 
bedeutet. 

Aus dem Ganzen ergeben sich für uns elf Forderun-
gen. 

Erstens. Wir wollen schon heute zum Schutz der 
Konsumenten eine generelle Kennzeichnungspflicht 
für alle asbesthaltigen Produkte. Vielfach wissen wir 
nämlich nicht, daß sie Asbest enthalten. 

Zweitens. Wir wollen Asbesthöchstwerte in einer 
TA Innenraum. 

Drittens. Wir wollen ein Bundesprogramm zur Sa-
nierungsförderung. Das Berliner Beispiel ist zu Recht 
angesprochen. Es ist in der Tat lächerlich, zu meinen, 
nach wenigen Wochen mit einigen organisatorischen 
Hinweisen das Problem für Kleinkinder lösen zu kön-
nen. Gerade bei Kleinkindern und bei Jugendlichen 
sind die Probleme deshalb sehr groß, weil diese in der 
Regel noch schlechtere, also noch nicht voll ausge-
prägte Atmungssysteme haben. 

Viertens. Wir wollen ein bundesweites Entsor-
gungsprogramm. 

Fünftens. Die Liste der anerkannten Berufskrank-
heiten soll um alle asbestbedingten Krankheiten er-
weitert werden. 

Sechstens. Wir wollen einen Sanierungsrichtwert 
gesetzlich festlegen. 

Siebtens. Wir wollen Asbestzementprodukte im 
Tiefbau aus Arbeits- und aus Umweltschutzgründen  

grundsätzlich verbieten. Dasselbe gilt für den Hoch-
bau. 

Achtens. Wir wollen die Selbstverpflichtungserklä-
rung ab 1. Januar 1991 in eine rechtliche Verbotsvor-
schrift umwandeln. 

Neuntens. Wir wollen einen Immissionswert für As-
best in der TA Luft festlegen. 

Zehntens. Wir unterstützen die Forderung der Auf-
nahme von Asbest in die Gruppe I der Gefahrstoffver-
ordnung. 

Elftens. Wir wollen, daß die technische Richtkon-
zentration am Arbeitsplatz für Blauasbest und Weiß-
asbest sofort reduziert wird. 

Wir glauben übrigens — deshalb unterstützen wir 
den Antrag, und wir finden ihn deshalb wichtig; wir 
werden auch selber dazu einen Antrag einbringen —, 
daß wir jetzt handeln müssen. Denn es wird in der Tat 
nach 1992 ungleich schwieriger, die Asbestbelastun-
gen zu reduzieren. Deshalb ist heute Handlungsbe-
darf gegeben. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Segall. 

Frau Dr. Segall (FDP): Herr Präsident! Liebe Kolle-
gen! Liebe Kolleginnen! Die Gefahren, die von der 
Bearbeitung und dem Einsatz von Asbest ausgehen, 
sind seit langem bekannt und durch Untersuchun-
gen wissenschaftlich untermauert. Wieweit jedoch 
Asbestzementoberflächen durch Verwitterung zu 
Asbestimmissionen führen können, wird noch disku-
tiert. In jedem Fall ist es aber richtig, diesen Stoff so 
weit wie möglich aus Produktion und Verwendung 
herauszunehmen, und sei es — wie bei den Verwitte-
rungserscheinungen — auch nur aus Gründen der 
Vorsorge. 

(Frau Teubner [GRÜNE]: Tausend Tonnen 
im Jahr, das ist nachgewiesen!) 

Vorsorge ist ein Prinzip, das im Umweltschutz häu-
fig die Maxime unseres Handelns darstellt, und zwar, 
wie ich meine, zu Recht. In der Politik muß ich zwar 
alle Auswirkungen einer Entscheidung in Erwägung 
ziehen und so bei Produktions- und Anwendungsver-
boten auch die ökonomischen Konsequenzen, z. B. 
den Verlust von Arbeitsplätzen in einem Industrie-
zweig, bedenken; bei einer anerkannten Gefahr für 
Gesundheit und Leben muß jedoch gehandelt wer-
den. 

In dieser Richtung hat die Bundesregierung schon 
vieles getan. Ich glaube, ich sollte diese Gelegenheit 
hier und heute dazu nutzen, dies den Bürgern unseres 
Landes einmal sehr deutlich zu sagen. 

(Frau Teubner [GRÜNE]: Die glauben Ihnen 
das aber nicht!) 

Denn unterschwellig erwecken die hier behandelten 
Anträge der GRÜNEN den Anschein, die Bundes-
regierung sei untätig geblieben. Dies ist nicht der 
Fall. 

(Gilges [SPD]: Besonders tätig war sie aber 
auch nicht!) 
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Wir haben eine Gefahrstoffverordnung, und nach 
dieser wird ein Inverkehrbringen bestimmter asbest-
haltiger Stoffe, Zubereitungen und Erzeugnisse wie 
z. B. Anstrichstoffe, Spritzmaterialien und Bauasbest 
spätestens ab 30. Juni 1989 verboten sein. Für Asbest-
zement, Leichtbauplatten, asbesthaltige Isoliermate-
rialien und Dämmstoffe sowie für faserverstärkte 
Thermoplastmassen sieht die Gefahrstoffverordnung 
darüber hinaus Herstellungs- und Verwendungs-
beschränkungen vor. 

In Umsetzung von EG-Richtlinien wurde im An-
hang II der Gefahrstoffverordnung zum Schutz der 
Arbeitnehmer vor Gefährdungen durch Asbestfasern 
der sogenannte Blauasbest verboten. Weitere Be-
schränkungen gelten für asbesthaltige Hitzeschutz-
kleidung. Es ist nur noch in begründeten Ausnahme-
fällen zulässig, asbesthaltige Hitzeschutzkleidung 
einzusetzen. 

Ebenso hat die besagte Novellierung der Gefahr-
stoffverordnung Fortschritte bei asbesthaltigen faser-
verstärkten Thermoplastmassen gebracht. Danach 
konnte dieser Werkstoff inzwischen verboten werden, 
weil ausreichend erprobte Ersatzstoffe zur Verfügung 
stehen. Gleiches gilt für Beläge in Bremsanlagen und 
Kupplungen von Fahrzeugen. Flankiert wurde diese 
Regelung durch laufende Bemühungen der deut-
schen Industrie. Zwar konnte auf Grund von EG-
rechtlichen Vorschriften die Betriebserlaubnis für ein 
Fahrzeug nicht davon abhängig gemacht werden, ob 
eine Bremsanlage asbestfrei ist. Inzwischen haben die 
deutschen Kraftfahrzeughersteller aber erklärt, bis 
Ende dieses Jahres Personenkraftfahrzeuge mit 
neuen, asbestfreien Bremsbelägen auszurüsten. Dar-
über hinaus hat die Industrie erklärt, auch für Kupp-
lungen in allen Fahrzeugen Lösungen zu entwickeln, 
die die vollständige Zurückdrängung des Asbests aus 
der Fahrzeugproduktion erlauben. 

Dies halte ich für einen nicht zu unterschätzenden 
Fortschritt; denn leider passiert bei Umweltproblemen 
häufig eines: Ein Stoff wird verboten, es kommen Er-
satzstoffe auf den Markt, und über kurz oder lang 
stellt sich heraus, daß der Ersatzstoff genauso gefähr-
lich oder sogar noch gefährlicher ist. Dies ist bei As-
best glücklicherweise nicht der Fall. Wir haben viel-
fach Stoffe, die das gefährliche Asbest ersetzen kön-
nen. 

Von den aufgeführten rechtlichen Regelungen aus-
genommen sind bisher die Herstellung, Inverkehr-
bringung und Verwendung von hitzebeständigen 
Materialien aus Asbest im Hoch - und Tiefbau. Doch 
auch hier sind Fortschritte zu verzeichnen. Auf der 
Grundlage freiwilliger Vereinbarungen von 1982 
und 1984 hat sich die deutsche Asbest- und Faserze-
mentindustrie dazu verpflichtet, bis Ende 1990 Asbest 
auch im Hochbau vollständig ersetzen zu wollen. 

Ich weiß, daß ich mich damit wieder einmal dem 
Vorwurf von seiten der Opposition — insbesondere 
der GRÜNEN, wie ja vorhin auch gerade gesche-
hen — aussetze, durch grenzenloses Vertrauen in die 
Industrie notwendige Schritte zur Abwendung einer 
Gefahr zu unterlassen. Doch auch hier kann ich nur 
auf die Erfahrungen hinweisen. Insbesondere bei nur 
auf Verdachtsmomenten beruhenden Gefahren — 
wie z. B. bei der Verwitterung von Asbestzementober-

flächen — können auf Grund der Zweifel rechtliche 
Schritte nur unter erheblichem administrativen Auf-
wand realisiert werden. Damit sind dann unabsehbare 
Verzögerungen bei ungewissem Ausgang zu befürch-
ten. Da ziehe ich allemal die freiwillige Vereinbarung 
vor, 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

ganz abgesehen davon, daß Liberale immer noch an 
die Kraft der Vernunft glauben, 

(Frau Pack [CDU/CSU]: Nicht nur die Libe

-

ralen!) 

um auf der Basis freiwilliger Kooperation schnellere 
und bessere Ergebnisse zu erzielen, als durch die Ge-
setzesmaschinerie möglich wäre. Die Automobilin-
dustrie hat beim Asbest insoweit Vorbildliches freiwil-
lig geleistet. 

Sie sehen, daß Ihr Vorwurf unbegründet ist. Er ist 
aber auch unbegründet hinsichtlich der Entschlossen-
heit des Staates, im Notfall seine für richtig erachteten 
Entscheidungen gesetzlich durchzusetzen. 

Insoweit möchte ich darauf hinweisen, daß die Um-
weltministerkonferenz erwogen hat, ab Januar 1991 
auch rechtliche Verbote aufzustellen, um einer etwai-
gen Nichteinhaltung der getroffenen Vereinbarungen 
entgegenzuwirken. 

Allerdings gibt es im Bereich des Asbests noch Pro-
bleme, über deren Lösung man sich auch auf Länder-
ebene streitet. So konnte sich die Umweltministerkon-
ferenz nicht auf einen Beschluß einigen, welche Maß-
nahmen zur Verringerung der Umweltbelastung 
durch Asbest erforderlich sind. 

Das Bundesumweltministerium möchte ich insoweit 
bitten — Herr Grüner ist hier anwesend — , zu prüfen, 
ob auch im Tiefbau Asbest ersetzt werden kann, wel-
che Sanierungsmaßnahmen insbesondere zur Sanie-
rung von Spritzasbest empfohlen werden können und 
wie bei der Sanierung ein Arbeitnehmerschutz weit-
gehend hergestellt werden kann. 

Ich denke, die bisherigen Reaktionen der Asbest

-

Industrie zeigen, daß auch in diesem Bereich freiwil-
lige Vereinbarungen z. B. zum Verzicht auf Asbest im 
Tiefbau möglich sind und so schneller als durch admi-
nistrative Maßnahmen eine weitere Zurückdrängung 
des Asbests erreichbar ist. 

Da wir uns mit den hier behandelten Anträgen dem-
nächst im Umweltausschuß beschäftigen werden, er-
gibt sich noch Gelegenheit, weitere Detailfragen zu 
disktutieren und zu ermitteln, welche Schritte sinnvoll 
zur schnellen Verminderung der Asbestemissionen 
möglich sind. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

(Vorsitz Vizepräsident Frau Renger) 

Vizepräsident Frau Renger: Soweit ich sehe, gibt es 
keine Wortmeldungen mehr. Ich schließe die Aus-
sprache. 

Meine Damen und Herren, zu Tagesordnungs-
punkt 22 a schlägt der Ältestenrat vor, den Antrag der 
Fraktion DIE GRÜNEN an die in der Tagesordnung 
aufgeführten Ausschüsse zu überweisen. Außerdem 
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soll diese Vorlage zur Mitberatung an den Ausschuß 
für Arbeit und Sozialordnung überwiesen werden. 
Zur Geschäftsordnung, bitte schön. 

Frau Teubner (GRÜNE): Ich möchte beantragen, 
daß — wie in der Tagesordnung ausgedruckt — der 
Antrag auf Drucksache 11/2186 federführend an den 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städte-
bau überwiesen wird; es geht dort um das Sanierungs-
programm. Ich möchte kurz begründen, warum wir 
den Bauausschuß als federführend vorgeschlagen; 
wir haben uns schließlich dabei etwas gedacht. 

(Zuruf des Abg. Bohl [CDU/CSU]) 
— Doch, ich kann das hier begründen, wenn ich das 
Wort zur Geschäftsordnung habe. 

(Frau Traupe [SPD]: Bitte etwas freundlicher! 
Nicht so einen schnoddrigen Ton!)  

Vizepräsident Frau Renger: Ich bitte Sie — Sie ha-
ben das Wort —, begründen Sie das in der Kürze der 
Zeit. 

Frau Teubner (GRÜNE): Wir haben jetzt eine fast 
einstündige Debatte darüber geführt. Asbest ist ein 
Baustoff. Es geht in dem Sanierungsprogramm haupt-
sächlich darum, Richtlinien zur Sanierung von Gebäu-
den zu erarbeiten. Sie wissen vielleicht, daß, wenn 
Asbest in den Gebäuden enthalten ist, man heute 
immer noch nicht dafür sorgt, daß es vor einem Ab-
bruch herauskommt, sondern das gelangt nachher 
z. B. in den Bauschutt; der kann nicht recycled wer-
den. 
Wir möchten, daß hier Richtlinien eindeutiger Art 

festgesetzt werden, und die sind im Bauausschuß zu 
erarbeiten. Schließlich ist auch die Bauforschung, wo 
so etwas erarbeitet werden kann, diesem Ausschuß 
zugeordnet. 
Ein Bestandteil unseres Antrages ist der Auftrag an 

die Bundesregierung, für die Gebäude, die im Besitz 
des Bundes sind und für die der Bauminister Ressort-
minister ist, sozusagen als Vorbild ein Programm zur 
Asbestsanierung zu erarbeiten. 
Aus diesen Gründen möchten wir, daß wir im Raum-

ordnungsausschuß den Antrag Drucksache 11/2186 
zur federführenden Beratung überwiesen bekom-
men. 

Vizepräsident Frau Renger: Danke schön. — Das 
Wort zur Geschäftsordnung hat der Abgeordnete 
Bohl, bitte sehr. 

Bohl (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Ich muß gestehen, daß mich dieses Ver-
fahren außerordentlich befremdet. Wir haben gestern 
eine Sitzung des Ältestenrates gehabt, wo noch ein-
mal ausdrücklich bestätigt wurde, daß das, was bisher 
geplant war, so auch exekutiert werden sollte. Ich 
habe auch heute in der Sitzung von der Fraktion DIE 
GRÜNEN nicht den geringsten Hinweis bekommen, 
daß eine Änderung beabsichtigt sei. Man hätte dann 
vielleicht in der Debatte den einen oder anderen Zu-
ständigen noch einmal fragen können. Ich sehe mich 
nicht in der Lage, jetzt auf diesen Vorschlag einzuge-
hen, der möglicherweise sogar sachgerechter sein 

kann als das, was ursprünglich vorgesehen war. Das 
weiß ich nicht. Ich muß mich deshalb ausdrücklich auf 
die Vereinbarung beziehen und gehe davon aus, daß 
auch die anderen Fraktionen deshalb diesen Antrag 
ablehnen. 

(Beckmann [FDP]: Ich schließe mich dem an! 
— Frau Traupe [SPD]: Ich auch!) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort wird weiter 
zur Geschäftsordnung nicht erbeten. 
Ich lasse über den Antrag abstimmen. Wer diesem 

Vorschlag zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe. — Enthaltungen? — 
Der  Antrag, die Federführung zu verändern, ist damit 
abgelehnt. 
Ich darf dann noch abstimmen lassen über die Über-

weisungsvorschläge, die in der Tagesordnung ausge-
druckt sind, zunächst zu Punkt 22 a einschließlich des 
zusätzlichen Überweisungsvorschlags zur Mitbera-
tung im Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung. Wer 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzei-
chen. — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann ist 
das so beschlossen. 
Zu Punkt 22b ist abweichend vom Überweisungs-

vorschlag des Ältestenrates vereinbart worden, den 
Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN zur federführen-
den Beratung an den Ausschuß für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit zu überweisen. Der Aus-
schuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
soll mitberaten, ansonsten bleibt es bei den auf der 
Tagesordnung aufgeführten Vorschlägen. Wer dem 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzei-
chen. — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Mit Mehr-
heit so beschlossen, wie eben dargestellt. 

Ich rufe Punkt 23 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
den Beruf der Rettungsassistentin und des Ret-
tungsassistenten (Rettungsassistentengesetz — 
RettAssG) 
— Drucksache 11/2275 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 
(federführend) 
Innenausschuß 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 
Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat sind für die 
Beratung 30 Minuten vorgesehen. — Ich sehe keinen 
Widerspruch; es ist so beschlossen. 
Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Abge-

ordnete Werner. 

Werner (Ulm) (CDU/CSU): Frau Präsident! Meine 
Damen und Herren! Jährlich leisten die Rettungssani-
täter in der Bundesrepublik bei über 2 Millionen Not-
falleinsätzen erste Hilfe. Hinter dieser großen Zahl 
von Einsätzen verbirgt sich eine Vielfalt unterschied-
lichster Notfälle, die von den Rettungssanitätern eine 
umfassende Ausbildung verlangen. Die wachsenden 
Schwierigkeiten und Aufgaben der Lebensrettung, 
der Fortschritt in der Gerätemedizin und das bis zum 
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Eintreffen des Arztes selbständige Handeln am Un-
fallort verlangen vom Rettungssanitäter eine Fülle 
von eigenständigen und eigenverantwortlichen Ent-
scheidungen. Dies macht es erforderlich, die Tätigkeit 
in entsprechender Weise rechtlich und auch sozial-
rechtlich abzusichern. 

Der vorliegende Gesetzentwurf will beides tun. Bis-
her war es so, daß der Rettungssanitäter lediglich in 
einem Grundkurs von 520 Stunden in überwiegend 
ehrenamtlicher Tätigkeit ausgebildet wurde. In Zu-
kunft soll der Rettungssanitäter, von der Bundesregie-
rung Rettungsassistent genannt, hauptamtlich tätig 
sein. Er soll eine zweijährige Ausbildung durchlaufen, 
die sich in einem einjährigen Lehrgang mit Prüfung 
und ein einjähriges Praktikum gliedert. In anerkann-
ten Schulen des Rettungswesens, in Krankenhäusern, 
verzahnt durch Unterrichtsblöcke, sowie in Rettungs-
wachen soll der Rettungssanitäter in Zukunft seine 
theoretischen und praktischen Kenntnisse und Erfah-
rungen sammeln, die ihn befähigen sollen, lebensret-
tende Hilfe zu leisten. Dies wird von den kleineren 
Rettungsdiensten Kooperationsbereitschaft im Be-
reich der Aus- und Fortbildung verlangen. 

Die von vielen geforderte volle Professionalisierung 
des Rettungswesens lehnen wir ab. Wir finden sie 
auch nicht in diesem Entwurf. Wie bisher soll es auch 
in Zukunft die Möglichkeit der 520-Stunden-Ausbil-
dung geben, jedoch soll nach dem Willen der Länder 
in Zukunft auf Rettungstransportwagen und Notarzt-
wagen mindestens ein hauptamtlicher neuer Ret-
tungssanitäter mitfahren. Dies erfordert insgesamt 
7 300 hauptamtliche Rettungssanitäter, von denen al-
lerdings die meisten schon vorhanden sind und verur-
sacht einen jährlichen zusätzlichen Ausbildungs- und 
Ergänzungsbedarf von 700 Personen. Die Kosten da-
für werden letztlich davon abhängen, in welchem 
Verhältnis ehrenamtliche und hauptamtliche Ret-
tungssanitäter ausgebildet werden und tatsächlich 
zum Einsatz gelangen. 

Zu begrüßen sind nach unserer Auffassung die fle-
xiblen Möglichkeiten des Einstiegs aus anderen Heil-
hilfsberufen. Die Ausbildung im Rahmen der Feuer-
wehr, der Bundeswehr, der Polizei wird ebenso ange-
rechnet wie die der übrigen Heilhilfsberufe. Geklärt 
werden sollte allerdings auch im Rahmen der jeweili-
gen Berufsbilder die Möglichkeit zum späteren Um-
stieg der Rettungssanitäter in andere Heilhilfsberufe. 
Für heute ehrenamtliche Rettungssanitäter, die 
hauptamtlich werden wollen, gilt eine großzügige 
Übergangsregelung. Denn sie müssen nur ihre 520- 
Stunden-Ausbildung vor dem Inkrafttreten des Geset-
zes begonnen und 2 000 Stunden Dienst erledigt ha-
ben. Daneben sollen weiterhin die ehrenamtlichen 
Rettungshelfer und Rettungssanitäter ihre Hilfe aus-
üben können. 

Noch ein Wort zur Berufsbezeichnung. Hier sind 
wir als Fraktion völlig offen. Das Ministerium hat an-
gesichts des Fortbestehens der 520-Stunden-Ret-
tungssanitäter — wie ich sie einmal nennen möchte — 
und angesichts der nunmehr zweijährigen Ausbil-
dung für den neuen hauptamtlichen Rettungssanitä-
ter den Begriff des Rettungsassistenten in das Gesetz 
hineingeschrieben. Es hat aber gleichzeitig deutlich 
gemacht, daß es an diesem Punkt für jede andere 

Bezeichnung und für jede Diskussion offen ist. Ich sel-
ber habe vor mehr als zwei Jahren den Begriff des 
staatlich geprüften Rettungssanitäters als Berufsbe-
zeichnung vorgeschlagen und glaube, daß es im Hin-
blick auf die Motivierung der ehrenamtlichen Ret-
tungssanitäter hilfreich sein könnte, auch den haupt-
amtlichen, voll ausgebildeten Rettungssanitäter einen 
Rettungssanitäter — mit staatlicher Anerkennung — 
zu nennen. Der Begriff des Rettungsassistenten hebt 
demgegenüber die Ausbildungsunterschiede hervor. 
Die Berufsbezeichnung ist in der Praxis meines Erach-
tens aber nicht von Bedeutung, da beide gemeinsam 
auf Rettungstransportwagen und Notarztwagen fah-
ren sollen. 
Zum Schluß ein Dank an Frau Minister Süssmuth. 

Sie hat unser Drängen nach Schaffung eines Ret-
tungssanitätergesetzes energisch aufgegriffen. Dank 
sagen möchte ich aber auch den Beamten im zustän-
digen Ressort, hier vor allen Dingen Herrn Kurten-
bach, die sich große Mühe bei der Vorbereitung und 
Ausarbeitung des Gesetzentwurfs gemacht haben. 
Wir hoffen auf eine zügige Beratung, damit bald das 
Ende einer über 15jährigen Diskussion erreicht wird. 
Wir hoffen, daß mit der verbesserten Ausbildung der 
hauptamtlichen Rettungssanitäter oder Rettungsassi-
stenten Qualität und Wirksamkeit der medizinischen 
Erstversorgung am Unfallort weiter ansteigen wird. 
Gerade die ersten Minuten der Versorgung sind oft 
von ausschlaggebender Bedeutung für das Ausmaß 
der Behandlung im Krankenhaus und für mögliche 
Unfallfolgeschäden. Wir hoffen daher, meine Damen 
und Herren, daß auch Sie aus den anderen Fraktionen 
die zügige Beratung dieses Gesetzes unterstützen 
werden. 
Lassen Sie mich zum Schluß allen Notärzten, allen 

Rettungssanitätern, allen Rettungshelfern und allen 
im Unfallwesen Tätigen unseren herzlichen Dank sa-
gen und lassen Sie uns sie alle zur Mitdiskussion über 
diesen Gesetzentwurf einladen. 
Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Wittich. 

Wittich (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion 
begrüßt grundsätzlich die Tatsache, daß heute der 
Entwurf eines Gesetzes über den Beruf der Rettungs-
assistentin und des Rettungsassistenten in den gere-
gelten Gesetzgebungsprozeß einmündet. Dieser 
Schritt ist längst fällig, ja geradezu überfällig. Wir dür-
fen nicht mehr weiter hinnehmen, daß gerade dort, wo 
es um die Rettung des menschlichen Lebens und die 
Betreuung lebensgefährlich Verletzter, um die Trans-
portbegleitung Schwerkranker geht, die Hilfe nicht 
angemessen und ausreichend ist, weil das zuständige 
Personal nicht umfassend genug ausgebildet worden 
ist. 
Frauen und Männer im Rettungsdienst müssen 

durch eine qualifizierte Ausbildung zu einem starken 
Glied der Rettungskette werden, zu einem verlänger-
ten Arm des Notarztes und zu einem fachlich versier-
ten Partner im Team. Das liegt nicht zuletzt und vor 
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allem im Interesse der Menschen, die sich in einer 
großen Notlage befinden und dringend der Hilfe be-
dürfen, im Interesse der Kranken und Verletzten näm-
lich. Nach den Erkenntnissen maßgeblicher Wissen-
schaftler — das darf ich hier ergänzend anmerken — 
kann die Zahl der Unfalltoten in erheblichem Maße 
verringert werden, wenn nach den Gesichtspunkten 
der modernen Notfallmedizin ausgebildetes Personal 
zur Verfügung steht. 

Der vorliegende Entwurf greift in mehreren Punk-
ten wesentliche Zielsetzungen und Regelungen eines 
Gesetzentwurfes der sozialliberalen Koalition aus 
dem Jahre 1973 auf. Dieser Gesetzentwurf scheiterte 
jedoch damals am Widerstand der Länder und Kom-
munen wegen der in diesem Zusammenhang befürch-
teten Kostenentwicklung. Der jetzige Gesetzentwurf 
nimmt einige Strukturmerkmale der damaligen Initia-
tive auf, so auch die zwei Jahre umfassende Ausbil-
dung. 

Wir begrüßen, daß die Auszubildenden einen zwei-
jährigen Lehrgang absolvieren müssen. Die Dauer 
von zwei Jahren ist für uns das Minimum. In diesem 
Zusammenhang kann nicht nachdrücklich genug her-
vorgehoben werden — und da pflichte ich Ihnen bei, 
Herr Kollege Werner — : Nur eine qualifizierte Ausbil-
dung sichert die Qualität des Rettungsdienstes! Die 
Männer und Frauen, die unter erschwerten Bedingun-
gen eine besondere Leistung für die Allgemeinheit 
erbringen, können ihrer verantwortungsvollen Auf-
gabe nur nachgehen, wenn ihre Arbeit auf der Grund-
lage einer optimalen Ausbildung erfolgt. Wer nicht 
die Möglichkeit erhält, sich umfassende Kenntnisse 
für eine ausreichende Versorgung von Notfallpatien-
ten zu erwerben, kann die mit Recht in der Öffentlich-
keit erhobene Forderung einer verbesserten Betreu-
ung und Transportbegleitung lebensgefährlich Ver-
letzter oder Erkrankter nicht erfüllen. Wenn wir mehr 
Menschenleben retten wollen, dürfen wir den im Ret-
tungsdienst Tätigen nicht die Qualifikationen vorent-
halten, die zur Wahrnehmung dieser Aufgabe einfach 
notwendig sind. 

Die Ausbildung muß eine gründliche theoretische 
und praktische Unterweisung enthalten. Zum Ausbil-
dungsprogramm sollte die Kenntnis aller Maßnah-
men gehören, die für die Wiederherstellung und Auf-
rechterhaltung der vitalen Körperfunktionen notwen-
dig sind. Das ist meines Erachtens klar umrissen auch 
in den Zielsetzungen des vorliegenden Entwurfs her-
ausgearbeitet worden. Die Auszubildenden müssen 
befähigt werden, unmittelbar vor Ort und beim Trans-
port die Entscheidungen zu treffen, die erhebliche 
Konsequenzen für die Überlebenschancen von Unfall-
opfern und lebensbedrohlich Erkrankten haben. 

Größte Bedenken erheben wir allerdings gegen 
eine zu starke Verschulung der Ausbildung. Es wider-
spricht einfach den Gesetzen der Lernpsychologie, 
aber auch unseren persönlichen Erfahrungen, soweit 
wir mit Lernen und Lehren in Berührung gekommen 
sind, im ersten Jahr der theoretischen Unterweisung 
in der Schule eindeutig den Vorrang einzuräumen 
und diese Phase mit der Prüfung abzuschließen. Ein 
sinnvoll abgestufter Lernprozeß im Wechsel zwischen 
Schule, Klinik und Rettungsdienstpraktikum wird 
eine bessere Verzahnung von Theorie und Praxis ge-

währleisten. Andernfalls besteht die Gefahr, daß die 
Schülerinnen und Schüler die Motivation zum Lernen 
und den Antrieb verlieren, sich in ihrem Wissen und 
Können weiterzuentwickeln. Den Schülern muß die 
Chance gegeben werden, das erlernte Wissen der je-
weiligen Ausbildungsstufe auch in der Praxis anzu-
wenden. Die Prüfung gehört logischerweise ans Ende 
der zweijährigen Ausbildung. Die Placierung der Prü-
fung zwischen dem theoretischen und praktischen 
Teil macht einfach keinen Sinn. Sie führt geradewegs 
zu einer Abwertung der praktischen Ausbildung. Ich 
glaube, wir sollten nicht zulassen, daß die Auszubil-
denden in der zweiten Phase die Rolle einer billigen 
Aushilfskraft übernehmen müssen. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Verschulung der Ausbildung ist im übrigen 
auch unter einem anderen Aspekt problematisch. Sie 
führt zu Nachteilen für den Sozialstatus der Auszubil-
denden. Auch die Gewerkschaft Öffentliche Dienste, 
Transport und Verkehr hat wiederholt auf die negati-
ven Konsequenzen dieser Position hingewiesen: 
Schülerinnen und Schüler erhalten keine angemes-
sene Vergütung und werden möglicherweise zu 
Schulgeldzahlungen verpflichtet. Das ist für uns nicht 
akzeptabel. 

(Beifall bei der SPD) 

Deshalb fordern wir eindeutige Regelungen, die die 
Verpflichtung zu Schulgeldzahlungen ausschließen 
und den Status des Auszubildenden sozial und recht-
lich absichern. 

Wir unterstützen selbstverständlich das Anliegen, 
den im Rettungsdienst tätigen Frauen und Männern, 
die eine 520-Stunden-Ausbildung erfolgreich abge-
schlossen haben, durch Fortbildung den beruflichen 
Aufstieg zu ermöglichen. 

Die SPD-Bundestagsfraktion begrüßt darüber hin-
aus die Möglichkeit, den haupt- und ehrenamtlichen 
Sanitäterinnen und Sanitätern die Berufsbezeichnung 
„Rettungsassistentin/Rettungsassistent" zuzuerken-
nen, wenn diese eine 2 000 Stunden umfassende Tä-
tigkeit im Rettungsdienst nachweisen. 

Wir sollten im weiteren Verfahren — ich bin Ihnen, 
Herr Werner, sehr dankbar, daß Sie das Problem auch 
aufgegriffen haben — , vor allem in den Ausschußbe-
ratungen, untersuchen, ob das Wort „Rettungsassi-
stent/Rettungsassistentin" dem neuen Berufsbild ge-
recht wird oder ob es nicht besser durch den in der 
Öffentlichkeit und im Selbstverständnis der Betroffe-
nen verankerten Terminus „Rettungssanitäter/Ret-
tungssanitäterin" ersetzt werden sollten. Wir sind hier 
offen und bereit, mit Ihnen gemeinsam eine Lösung 
herbeizuführen. 

Wir erheben keine Bedenken gegen die im Entwurf 
enthaltene Möglichkeit des Seiteneinstiegs für Kran-
kenschwestern, Krankenpfleger, für Krankenpflege-
helferinnen und Krankenpflegehelfer. Das nimmt uns 
allerdings auch in die Pflicht — auch hier gibt es Kon-
sens, Herr Werner — , in Zukunft darüber nachzuden-
ken, inwieweit auch Krankenpflegeberufe für Sanitä-
ter und Sanitäterinnen geöffnet werden, die mögli-
cherweise auf Grund ihrer physischen Konstitution 
ihrem Beruf nicht mehr nachgehen können. 
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Ich fasse zusammen: Dieser Gesetzentwurf ist ein 
Schritt nach vorn. Er gibt uns die Chance, speziell in 
diesem Bereich eine grundlegende Reform des Ge-
sundheitswesens zu verwirklichen. Das schulden wir 
den Männern und Frauen, die ein hohes Maß an Idea-
lismus und Einsatzbereitschaft in diesen Dienst an der 
Gemeinschaft und am Nächsten einbringen. Das 
schulden wir den Männern und Frauen, die in der 
Ausübung ihres Berufes immer wieder an die Grenzen 
physischer und psychischer Belastbarkeit geführt 
werden. Das sind wir den Menschen schuldig, die 
nicht selten zwölf Stunden schwerste Arbeit leisten, 
täglich Dienst verrichten und ständig für den Einsatz 
im Rettungsdienst bereit sein müssen. 

(Beifall bei der SPD) 
Meine Damen und Herren, erlauben Sie mir noch 

eine abschließende Bemerkung. Wir Sozialdemokra-
ten sind bereit, mit Ihnen gemeinsam über den besten 
Weg zu beraten, damit wir das Ziel erreichen: eine 
gesetzliche Grundlage, die der Gesundheit dient und 
die im Rettungsdienst tätigen Frauen und Männer 
durch einen anerkannten Ausbildungsberuf fachlich 
und sozial absichert. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Frau Ab-
geordnete Würfel. 

Frau Würfel (FDP): Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Sehr geehrte Herren, sehr geehrte Damen! Daß Politik 
verglichen werden kann mit dem Bohren dicker Bret-
ter, ist eine Erfahrung, die wir Politiker täglich ma-
chen, aber es ist auch eine Erfahrung, die die Berufs-
gruppe der Rettungssanitäterinnen und Rettungssani-
täter in den letzten zehn Jahren machen mußte. Nach 
mehreren Anläufen liegt nun endlich ein Gesetzent-
wurf vor, mit dem die Voraussetzungen für die recht-
liche Absicherung des Berufes einer Rettungsassi-
stentin oder eines Rettungsassistenten geschaffen 
werden. 
Wir begrüßen es außerordentlich, daß dieser Ge-

setzentwurf in enger Abstimmung mit den Rettungs-
organisationen erarbeitet wurde. Angesichts der Be-
deutung, die dem Rettungssanitäter bei der Einleitung 
der erforderlichen Maßnahmen wie auch bei der Re-
animation im Notfall am Unfallort zukommt, und an-
gesichts der bedeutsamen Fortschritte auf dem Gebiet 
der Notfallmedizin und der Reanimation ist die Ver-
besserung der Qualität der Ausbildung ein berechtig-
tes Anliegen. 
Alle Fachleute — insbesondere die für das Ret-

tungswesen zuständigen in den Bundesländern und 
hier insbesondere der Bund-Länder-Ausschuß Ret-
tungswesen — sind vor dem Hintergrund der Erfah-
rungen mit der bisherigen Ausbildung von 520 Stun-
den zu dem Ergebnis gekommen, daß diese Ausbil-
dung nicht ausreicht, um den gestiegenen Anforde-
rungen an Kenntnisse und Fähigkeiten im Rettungs-
wesen Rechnung zu tragen. 
Daß wir in der Bundesrepublik Deutschland ein so 

hervorragend ausgebildetes Notfallrettungswesen 
haben, ist der hohen Bereitschaft zur ehrenamtlichen, 
aufopfernden Tätigkeit vieler Bürger im Dienste der 
Hilfsorganisationen zu verdanken. Dies war einer der 
wesentlichen Gründe für meine Fraktion, die Geset-

zesinitiative der Bundesregierung von 1986 noch ein-
mal einer ausführlichen Prüfung zu unterziehen. Da 
jetzt sichergestellt ist, daß auch in Zukunft ehrenamt-
liche Kräfte auf der Basis der alten 520-Stunden-Aus-
bildungsregelung weiter ausgebildet und auch einge-
setzt werden können, ist ein wesentliches Bedenken 
gegen den ursprünglichen Entwurf weggefallen. 

Die Zusage der Bundesländer, die landesrechtli-
chen Regelungen für die Besetzung von Rettungswa-
gen so zu gestalten, daß neben den hauptamtlichen 
Kräften auch in Zukunft ein ehrenamtlicher nach der 
alten Regelung Ausgebildeter mitwirken kann, stärkt 
das ehrenamtliche Element im Rettungswesen und ist 
für die Zustimmung meiner Fraktion zu diesem Ge-
setzentwurf unverzichtbar. 

Wir begrüßen auch die Übergangsregelungen, mit 
denen sichergestellt ist, daß all jene, die schon heute 
auf Grund langjähriger Erfahrung qualifiziert tätig 
sind, die Berechtigung zur Führung der gesetzlich 
geschützten Berufsbezeichnung erhalten. Wir werden 
in den Ausschußberatungen noch einmal Einzelheiten 
des vorgesehenen Lehrgangs unter die Lupe nehmen. 
Es muß auf jeden Fall gewährleistet sein, daß sich 
keine Ausbildungsmonopole zu Lasten der privaten 
Unternehmen in diesem Bereich herausbilden. 

Ob und inwieweit den Bedenken des Bundesrats 
hinsichtlich der Verwendung der Berufsbezeichnung 
Rettungsassistentin bzw. Rettungsassistent Rechnung 
getragen werden kann, sollte nach eingehender Erör-
terung im Ausschuß entschieden werden. Wir sind 
hier in keiner Weise festgelegt. 

Das Ziel, jedem im Rettungswesen hauptberuflich 
Tätigen einen gesetzlich abgesicherten Berufsstatus 
zu geben und damit die im Rettungswesen Tätigen 
aus dem Status von Hilfsarbeitern herauszuholen, 
sollte durch diese Diskussion nicht gefährdet wer-
den. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Frau Ab-
geordnete Wilms-Kegel. 

Frau Wilms -Kegel (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Die berufsrechtliche Si-
tuation des Rettungspersonals in der Bundesrepublik 
Deutschland und die Qualität seiner Ausbildung ste-
hen im krassen Gegensatz zum technischen Standard, 
zum Know-how und zur Bedeutung unseres Rettungs-
wesens. Die Beseitigung dieses Mißstandes und damit 
die Verbesserung der Qualität der medizinischen 
Versorgung im Notfall als ursprüngliches Ziel dieses 
Gesetzesentwurfs halten wir für begrüßenswert, für 
längst überfällig. 

Aber schauen wir uns doch einmal an, was mit die-
sem Entwurf zum Beruf des Rettungssanitäters nun 
eigentlich festgeschrieben werden soll. Nach einem 
Jahr rein theoretischer Ausbildung sollen die künfti-
gen „Rettungsassistenten" und „Rettungsassistentin-
nen" eine staatliche Prüfung absolvieren, um dann in 
einem zweiten Ausbildungsabschnitt, dem prakti-
schen Jahr, ohne Kontrolle, ohne Aufsicht, ohne staat-
liche Prüfung in einer Einrichtung des Rettungswe-
sens tätig zu werden. 
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Eine solche Regelung ist bei den Gesundheitsberu-
fen wirklich einmalig. Kein Arzt, keine Ärztin, kein 
Krankenpfleger, keine Krankenpflegerin darf zu Be-
ginn des praktischen Teils der Ausbildung bereits ei-
genverantwortlich und ohne Aufsicht tätig werden. 
Durch diese strikte und pädagogisch zudem völlig fal-
sche Trennung von theoretischem und praktischem 
Ausbildungsteil wird dem mißbräuchlichen Einsatz 
eines Auszubildenden im zweiten Abschnitt Tür und 
Tor geöffnet. 

Wir haben andere Vorstellungen von der Ausbil-
dung einer qualifizierten Berufsgruppe im Gesund-
heitswesen. 

Auch an diesem Gesetzesentwurf ist, meinen wir, 
die Handschrift der Kostendämpfer im Gesundheits-
wesen unverkennbar. Es ist ja viel billiger, wenn das 
Rettungspersonal nach der Hälfte der Ausbildung 
schon voll eingesetzt werden kann, aber noch nicht 
voll bezahlt werden muß. 

Dem Wildwuchs im Rettungswesen durch das Aus-
nutzen ehrenamtlicher Kräfte auf der einen Seite und 
durch das Profitstreben der Träger der Rettungsdien-
ste auf der anderen Seite wird mit diesem Gesetzes-
entwurf kein Ende gemacht. Das Gegenteil ist eher 
der Fall. Arbeiter-Samariter-Bund, das Deutsche Rote 
Kreuz, Johanniter-Unfallhilfe und der Malteser-Hilfs-
dienst werden sich auch weiterhin zum Wohle ihrer 
Bilanzen und auf Kosten der gutmeinenden Ehren-
amtlichen um das Rettungswesen kümmern. Wir 
GRÜNEN sind entschieden gegen die Ausbeutung 
ehrenamtlicher Kräfte auch im Bereich des Rettungs-
wesens 

(Bohl [CDU/CSU]: Was soll denn das eigent

-

lich? Das müssen Sie erklären!) 

und für die Ausbildung einer qualifizierten Berufs-
gruppe. 

Dies ist dringend notwendig; 

(Bohl [CDU/CSU]: Das ist überhaupt nicht 
notwendig!) 

denn nach den Angaben der Bundesanstalt für Stra-
ßenwesen werden fast 40 % der Gesamteinsätze nicht 
von hauptberuflichen Kräften, sondern von ehrenamt-
lichen Kräften und Zivildienstleistenden gefahren. 
Für zwölf Stunden ,Ehre' erhält diese Person dann 
30 DM, während die Gebühren für den Einsatz selbst, 
die der jeweilige Träger kassiert, immer die gleichen 
sind. 

Ein Gesetz über den Beruf des Rettungssanitäters 
muß den Mißbrauch von Zivildienstleistenden und 
Auszubildenden verhindern und nicht legitimieren. 
Welche Bedeutung die gute oder schlechte Qualifika-
tion des Rettungspersonals hat, möchte ich ganz kurz 
an ein paar Zahlen aufzeigen: Jedes Jahr werden 
6,5 Millionen Einsätze von den Rettungsdiensten ge-
fahren. Dabei geht es in 30 % der Fälle um Leben oder 
Tod. Aber nur bei etwa einem Drittel dieser schweren 
Notfälle ist auch ein Notarzt dabei. Zwei Drittel der 
betroffenen Menschen werden zunächst ausschließ-
lich von Rettungssanitätern und Rettungssanitäterin-
nen versorgt, und das sind schließlich Hunderttau-
sende von Menschen! Daß ein solcher Einsatz mehr 

voraussetzt als ein Jahr theoretische Ausbildung, 
sollte allen klar sein. 

Dieses Gesetzesvorhaben ist wieder eine typische 
Halbheit dieser Regierung. Es enthält in den Über-
gangsbestimmungen die Möglichkeit, daß alles so 
bleibt, wie es ist, daß lediglich die Etikette geändert 
wird. Ein Zitat aus den „Mitteilungen des Malteser 
Hilfsdienstes" vom Januar 1987 zur Verdeutlichung: 

Im Hinblick auf die im Gesetzentwurf vorgese-
hene Übergangsregelung ... ist es angeraten, in 
der verbleibenden Zeit — voraussichtlich bis 
1. Januar 1990 — noch möglichst viele Mitarbei-
ter die jetzige Rettungssanitäterausbildung ab-
solvieren zu lassen. Wir möchten deshalb dazu 
aufrufen, vor Ort in verstärktem Maße entspre-
chende Kurse anzubieten sowie diese Angebote 
anzunehmen. 

Sie sehen, meine Damen und Herren, nicht das Si-
cherstellen einer qualifizierten Ausbildung, sondern 
„Rette sich wer kann" in den Rettungsdienst — und 
sei es ohne Qualifikation —, das ist hier die Absicht. 

Die Träger des Rettungsdienstes werden sich am 
Rettungsdienst weiterhin sanieren. 

(Bohl [CDU/CSU]: Also, so ein Quatsch! — 
Werner  [Ulm] [CDU/CSU]: Das ist doch eine 

Unterstellung!) 

— Schauen Sie sich doch einmal die Kosten im Ver-
hältnis zu den Bezahlungen der Rettungssanitäter an. 
— Der Ausbau der Ehrenamtlichkeit und nicht etwa 
die Schaffung einer qualifizierten Berufsgruppe sind 
die eigentlichen Auswirkungen dieses Entwurfs. Er ist 
damit ein weiteres Beispiel für eine Politik, die für uns 
so nicht akzeptabel ist. 

Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Bohl [CDU/ 
CSU]: Es darf nichts gut sein! — Weiterer 
Zuruf von der CDU/CSU: Welche ist für Sie 

überhaupt akzeptabel?) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat die Bun-
desministerin für Jugend, Familie, Frauen und Ge-
sundheit, Frau Dr. Süssmuth. 

Frau Dr. Süssmuth, Bundesminister für Jugend, Fa-
milie, Frauen und Gesundheit: Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Wir beraten heute über 
eine Gesetzesvorlage, die in der Tat einen langen und 
mühsamen Weg genommen hat und bei der bis zuletzt 
gerade Fragen der Professionalität und Ehrenamt-
lichkeit eine große Rolle gespielt haben und noch 
spielen. Auch angesichts dessen, was gerade gefragt 
worden ist, ob nämlich Ehrenamtlichkeit überhaupt 
noch eine Chance habe, war es uns wichtig, daß der 
Einsatz der in 520 Stunden ausgebildeten Ehrenamtli-
chen in den Länder-Regelungen abgesichert wird. Es 
ist zutreffend, daß durch dieses Gesetz auch Kosten 
auf die Länder zukommen. 

Mit den alten Regelungen treten vor allem zwei Pro-
bleme auf: die Frage der Qualität der Rettungssanitä-
ter als im Rettungsdienst tätige Hilfskräfte des Arztes 
wie auch die Frage des hohen Einsatzes Nichtehren-
amtlicher; dieser macht, wenn man nur einzelne Län- 
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der wie Berlin und Niedersachsen nimmt, heute schon 
im Verhältnis zu den Ehrenamtlichen den größeren 
Teil aus. 

Das Rettungswesen in der Bundesrepublik 
Deutschland ist in den letzten 20 Jahren insbesondere 
auf dem technischen Sektor zu einem hochqualifizier-
ten System entwickelt worden. Moderne Rettungswa-
gen, Notarztwagen und Rettungshubschrauber mit ei-
ner komplizierten apparativen Ausstattung befinden 
sich im Einsatz. Damit sind die technischen Vorausset-
zungen für eine wirksame und oft lebensrettende Hil-
feleistung durch den Arzt und den Rettungssanitäter 
am Ort des Geschehens und beim Transport in das 
Krankenhaus geschaffen worden. 

Um so wichtiger ist deshalb für die Zukunft die aus-
reichende Qualifizierung, für die bisher eine gesetz-
liche Ausbildungsregelung fehlt. Eine solche gesetzli-
che Regelung ist aus fachlichen, gesundheitspoliti-
schen und rechtlichen Gründen sowie aus sozialpoli-
tischen Überlegungen unumgänglich geworden. Wir 
berücksichtigen dabei den Wunsch der das Rettungs-
wesen tragenden Hilfsorganisationen, die bisherige 
und im wesentlichen von ihnen gestaltete 520-Stun-
den-Ausbildung zum Rettungssanitäter bzw. zur Ret-
tungssanitäterin neben der neuen Ausbildung auch 
künftig weiter beizubehalten. Gerade über diesen 
Punkt ist lange mit den Rettungsorganisationen ver-
handelt worden; er entspricht dem ausdrücklichen 
Wunsch aller Beteiligten. Wir wollen damit die Moti-
vation der zahlreichen ehrenamtlich tätigen Rettungs-
sanitäter zum freiwilligen und kostenlosen Einsatz er-
halten. Ich erwähne auch hier noch einmal: Von den 
Rettungsorganisationen ist immer wieder gefragt wor-
den, ob wir gerade dieses Einsatzfeld den jungen 
Menschen, die hier in weitaus höherem Maße als in 
anderen Diensten aktiv sind, verschließen wollen, ob-
wohl sie gerade hier Situationen mit Ernstcharakter 
erleben und hochmotiviert sind. 

Wir regeln aber andererseits die Ausbildung für den 
Rettungsdienst unter der neuen — wie ich für mich 
sagen muß: problematischen — Berufsbezeichnung 
des Rettungsassistenten bzw. der Rettungsassistentin. 
Ich sage das, weil wir an diesem Punkt mit den ange-
hörten und mitwirkenden Organisationen keine 
Übereinstimmung erzielen konnten. Deswegen ist un-
sere Empfehlung, daß in weiteren Gesetzgebungsver-
fahren nach besseren Lösungen hinsichtlich der Be-
zeichnung Ausschau gehalten wird. Von der Logik 
her stimmt die Bezeichnung überhaupt nicht. 

Im Gesetzentwurf ist eine insgesamt zweijährige 
Ausbildung vorgesehen. Hier ist eben die Verschu-
lung kritisiert worden. Das erste Jahr ist durch Theorie 
und klinische Anteile gekennzeichnet, das zweite 
Jahr ist ein Praxisjahr. Wir haben auch in anderen 
nicht medizinischen Heilberufen nach der theoreti-
schen Ausbildung die Abschlußprüfung. 

Es wurde ferner kritisiert, daß das zweite Ausbil-
dungsjahr ohne jegliche Aufsicht und Kontrolle ist. Ich 
möchte hierzu in der Kürze der Zeit sagen: Die quali-
tativen Anforderungen und die Regelungen, wie sie 
§ 11 des Gesetzentwurfes vorsieht, sind mit den Län-
dern noch zu erarbeiten. Sobald wir diese Arbeit zum 
Abschluß gebracht haben werden, werden wir dem 
Parlament die Ausbildungs- und Prüfungsordnung 

nachreichen. Auch für den praktischen Teil ist zwar 
keine staatliche, aber eine Aufsicht und Kontrolle vor-
gesehen, wie aus § 8 zu entnehmen ist und wie sie 
nach § 11 näher ausgeführt werden muß. 

Wichtig war uns auch eine großzügige Übergangs-
regelung. Wenn wir an die demographische Entwick-
lung denken, müssen wir zu dem Ergebnis kommen, 
daß es wichtig ist, langjährig tätige, erfahrene Ret-
tungssanitäter, die weit mehr als 1 600 Stunden Aus-
bildung hinter sich haben, durch eine Übergangsre-
gelung in diesen Beruf sozusagen übernehmen zu 
können; d. h. sie können auf Grund dieser Über-
gangsregelung die Berufsbezeichnung Rettungssani-
täter führen. 

Lassen Sie mich abschließend darauf hinweisen: Es 
ist wichtig, daß auf diesem Feld der unmittelbaren 
Lebensrettung qualifizierte Kräfte tätig sind. Wir kön-
nen diesen Bereich nicht von der Qualifikation aus-
nehmen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Ich schließe die Aus-
sprache. 

Interfraktionell wird vorgeschlagen, den Gesetzent-
wurf an die in der Tagesordnung aufgeführten Aus-
schüsse zu überweisen. Erhebt sich dagegen Wider-
spruch? — Das ist nicht der Fall. Dann ist das so 
beschlossen. 

Ich rufe Punkt 24 der Tagesordnung auf: 

a) Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 

Gesunde Lebensmittel 
—Drucksache 11/616 

—Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 
(federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten Frau 
Saibold und der Fraktion DIE GRÜNEN 

Radioaktive Bestrahlung von Lebensmitteln 
—Drucksache 11/1745 

—Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 
(federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten Frau 
Saibold und der Fraktion DIE GRÜNEN 

Erlaß einer Verordnung über technische Hilfs-
stoffe — hier vornehmlich Extraktionslösungs-
mittel — und einer Extraktionslösungsmittel-
Höchstmengen-Verordnung 
—Drucksache 11/2177 

—Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 
(federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
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Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat ist für die 
Beratung dieses Tagesordnungspunktes eine Stunde 
vorgesehen. — Auch dagegen erhebt sich kein Wider-
spruch. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Frau Ab-
geordnete Dr. Martiny. 

Frau Dr. Martiny-Glotz (SPD) : Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Mehr als zehn Mo-
nate sind vergangen, seit die SPD-Bundestagsfraktion 
am 16. Juli vergangenen Jahres ihren Antrag „Ge-
sunde Lebensmittel" eingebracht hat. Zehn Monate, 
in denen zu den bereits bekannten Lebensmittelskan-
dalen mit Wein, Öl und Nudeln weitere hinzutraten: 
die Würmer im Fisch und Lösungsmittelsrückstände 
im Olivenöl. An der Problematik hat sich nichts geän-
dert, jedenfalls nichts zum Besseren. Eine positive 
Entwicklung wurde in der Zwischenzeit nicht einge-
leitet. 

Nun soll dieser Antrag zur weiteren Beratung den 
Ausschüssen überwiesen werden. Es sind deren vier: 
federführend der Ausschuß für Jugend, Familie, 
Frauen und Gesundheit, mitberatend die Ausschüsse 
für Wirtschaft, für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten sowie für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit. Alle vier Ausschüsse haben sicherlich 
wichtiges zu der Problematik zu sagen; trotzdem ist 
einem nicht wohl bei diesem Verfahren. Denn das, 
was die SPD-Fraktion beabsichtigt hatte, nämlich die 
Herstellung von Öffentlichkeit für ein Thema, das sie 
seit Jahren, wenn nicht seit Jahrzehnten, besonders 
wichtig nimmt, nämlich gesunde Lebensmittel, dieser 
Wunsch nach Transparenz und Öffentlichkeit ist am 
Freitagvormittag vor Pfingsten sicherlich schwerlich 
zu befriedigen. Aber schließlich hat auch die Schluß-
abstimmung zur Gesamtreform des Lebensmittelge-
setzes 1974 in Konkurrenz zum Endspiel der Fußball-
weltmeisterschaft stattgefunden. Auch da galt die 
größere Transparenz sicherlich dem Fußball und nicht 
den Lebensmitteln. 

Dabei beschäftigt die Menschen nichts so sehr wie 
ihre Gesundheit. Sie ist ihnen wichtiger als jede an-
dere Frage ihres Lebens, und zwar je älter die Men-
schen werden um so stärker. Der Wunsch nach Ge-
sundheit erstreckt sich nicht nur auf die eigene Per-
son, sondern immer auch auf die nächsten Angehöri-
gen und deren Wohlergehen, wie sich nach Tscherno-
byl besonders gezeigt hat, wo in den Verbraucherbe-
ratungsstellen ganz viele Großeltern erschienen sind, 
die um die Gesundheit ihrer Enkel bangten. Vor die-
sem Hintergrund ist eine Gesundheitspolitik, die sich 
bei den Lebensmitteln und beim Überlebensmittel 
Natur und Umwelt wirklich nur von Skandal zu Skan-
dal hangelt, ohne gestaltend einzugreifen, menschen-
verachtend, 

(Gilges [SPD]: Sehr richtig!) 

denn sie geht am wichtigsten Wunsch der Menschen 
tagtäglich, wöchentlich, monatlich, jahrelang kon-
stant und konsequent vorbei. 

Unser Antrag nimmt Bezug auf ein Urteil des Bun-
desverwaltungsgerichts vom 12. Mai 1987, das exem

-

plarisch eine erschreckende Lücke in unserem Le-
bensmittelrecht aufgezeigt hat. Dieses Urteil erlaubt 
nämlich formaljuristisch das In-Verkehr-bringen von 
mit Pflanzenschutzmittelinhaltsstoffen belasteten Ge-
müsen — Entschuldigung, das klingt sehr theoretisch, 
aber so ist es bei den Juristen —, wenn die Schuld für 
die Verseuchung nicht beim Bauern, sondern bei Drit-
ten, im Beispielsfall bei einem Industrieunternehmen, 
liegt. Dieses Urteil führt in unschöner Konsequenz 
direkt zur Absicht der Bundesregierung bei dem vom 
Kabinett inzwischen verabschiedeten Produkthaf-
tungsgesetz, hierbei nämlich die agrarische Urpro-
duktion von der Haftung auszunehmen. Das heißt, 
künftig soll für ein unbehandeltes Lebensmittel, wenn 
es gesundheitsschädlich ist, der Erzeuger nicht haften 
müssen. Erst von den Verarbeitungsstufen an soll die 
Haftung einsetzen. Wie aber soll bitte schön aus ei-
nem vergifteten Rohprodukt ein gesundes Lebensmit-
tel werden? 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Gute Frage!) 

Die Ängste und Sorgen der Bevölkerung um ihre 
Gesundheit müssen endlich ernstgenommen werden, 
dies auch aus dem Interesse der anbietenden Wirt-
schaft heraus, denn gesicherte Absatzchancen hat nur 
der, dem die Kundinnen und Kunden vertrauen. Die 
Chemieindustrie, die Atomlobby, die Kreditvermitt-
ler, die Haustürverkäufer können ein Lied davon sin-
gen, wie schwer verlorengegangenes Vertrauen zu-
rückzugewinnen ist. 

Nun werden sich nicht überall kleinteilige und 
überschaubare Erzeugungs-, Herstellungs- und Ver-
marktungsbedingungen für unsere Lebensmittel her-
stellen lassen, aber es ist notwendig, daß sich solche 
Bedingungen künftig nicht mehr so ausschließlich 
nach den Interessen insbesondere der industriellen 
Großproduzenten und Händler ausrichten. Wenn wir 
kleinteiligere überschaubarere Marktstrukturen hät-
ten, würde sich in vielen Fällen die Verwendung von 
Agrarchemikalien, von Zusatzstoffen und Farbstoffen 
und von vielen fragwürdigen Methoden des Haltbar-
machens von Lebensmitteln von selbst erledigen. 

Ein Weiteres kommt nämlich hinzu: Zwar haben die 
verbesserten technologischen und organisatorischen 
Möglichkeiten dazu geführt, daß die Bevölkerung ins-
gesamt bei uns und generell in Mitteleuropa sehr viel 
besser als noch vor 50 Jahren mit hochwertigen und 
gesunden Lebensmitteln versorgt ist, der gesundheit-
liche Wert vieler Lebensmittel ist dabei aber oft frag-
würdig geworden. In vielen Fällen bleibt er weit hin-
ter den eigentlich gegebenen Möglichkeiten zurück. 
Wir müssen also ernsthaft darüber nachdenken, ob 
wir zu dezentralen Versorgungsstrukturen beitragen 
können und ob in manchen Regionen ein Ausbau der 
Direktvermarktung nicht äußerst vorteilhaft für die 
Verbraucherinnen und Verbraucher wäre. 

(Beifall bei der SPD — Zustimmung der Abg. 
Frau Garbe [GRÜNE]) 

Es gibt mir sehr zu denken, wenn ein ehemaliger 
Großhersteller von Fleisch- und Wurstwaren, nämlich 
Herr Schweisfurth, privates Geld in eine Stiftung ein-
gebracht hat, um mit dieser in Südbayern solche Pro-
duktions- und Vermarktungsstrukturen zu erproben, 
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die näher am Verbraucher sind und die kleinteiliger 
ansetzen. 

(Gilges [SPD]: Und wir im Rheinland kriegen 
das andere! Das ist aber auch nicht beson-

ders fein!) 

— Das gehört inzwischen Nestlé. 

Wichtig aber wäre vor allem, daß die Verbraucher-
seite besser informiert wird. Zusatzstoffe müssen offen 
gekennzeichnet werden, und die Klassenbezeichnun-
gen sind so unverständlich, daß man sie eigentlich als 
Kennzeichnung nicht mehr bezeichnen kann, sondern 
sie eine Irreführung nennen muß. Vor einigen Wo-
chen haben wir uns über die notwendigen Kennzeich-
nung von schadstoffärmer produzierten Produkten 
unterhalten und waren uns einig, daß zur Vermeidung 
von Irreführung und zur Vermeidung von Geldschnei-
derei Kriterien erarbeitet werden müssen, nach denen 
man diese absatzfördernden Vorsilben „öko" und 
„bio " verwenden darf. 

Viele andere Dinge kommen aber hinzu: Fettgehalt, 
Alkoholgehalt, Nährwert, Herstellungsdatum und 
Herkunftsland, aber auch Hinweise auf die gewählten 
Konservierungsverfahren sind in vielen Fällen für die 
Verbraucherseite von unschätzbarem Nutzen. Wir 
fordern aber auch Hinweise darauf, wo möglicher-
weise Gefährdungen der Verbraucherinnen und Ver-
braucher liegen könnten. Jahr für Jahr wächst näm-
lich komischerweise die Zahl von Salmonellenvergif-
tungen; etwas, was man sich wirklich nur in Not- und 
Kriegszeiten als — wenn überhaupt — zu rechtferti-
gen denken kann. In einem hochzivilisierten Land ist 
eine Salmonellenvergiftung eigentlich ein Anachro-
nismus. Sie ist meistens auf mangelnde Hygiene und 
auf Verderbnis zurückzuführen. 

Schwerer nachzuweisen sind aber oft die gegensei-
tigen Wirkungsbeeinflussungen der in Lebensmitteln 
enthaltenen Schadstoffe und Rückstände, worüber 
zentral geforscht werden müßte, um eine Art Früh-
warnsystem aufstellen zu können. Immer noch stehen 
auch wichtige Grenzwerte für gefährliche Umwelt-
schadstoffe aus. 

Die weithin noch lange nicht zufriedenstellende Si-
tuation mit der gesundheitlichen Unbedenklichkeit 
unserer Lebensmittel gewinnt dramatische Akzente 
vor dem Hintergrund des bis 1992 herzustellenden 
gemeinsamen Binnenmarkts. Wir Sozialdemokratin-
nen und Sozialdemokraten werden die Sorge nicht 
los, daß hier wegen des im Grunde verständlichen und 
unterstützenswerten Harmonisierungsbestrebens 
Hürden im Gesundheitsschutz fallen könnten, die wir 
für wichtig halten. Deshalb streiten wir ja so sehr da-
für, daß die nötige Forschung jetzt geleistet wird, daß 
beim Bundesgesundheitsamt jetzt die Forschungska-
pazitäten dafür bereitgestellt werden, daß sich die 
Überwachung der Lebensmittelimporte jetzt ver-
schärft und daß sich die Verbraucherberatung auf 
Bundes- und Länderebene intensiviert. 

Wir wollen keine Polizeistaatsmethoden, die hinter 
jede Konsumentin und jeden Konsumenten einen 
Kontrolleur und Polizisten stellen. Wir wollen auch 
nicht im Vorschriftendschungel ersticken oder die 
Wettbewerbssituation im Lebensmittelhandel des-
halb zusätzlich verschärfen, weil weitere Auflagen 

und Reglementierungen Platz greifen. Manches ver-
altete Verfahren kann aber sicher aus dem Verkehr 
gezogen werden. Man muß durch die Gewerbeauf-
sichtsämter auch nicht immer die gleichen Raviolido-
sen in unterschiedlichen Geschäften prüfen lassen. Es 
sind bessere Verfahren denkbar. Die Kontrolleure 
könnten Nützlicheres tun. 
Unser Antrag versucht, konstruktive Hinweise zu 

geben, wie wir zu einem noch besseren Lebensmittel-
angebot kommen, das keine skandalträchtigen 
Schlagzeilen mehr liefert. Wir hoffen zuversichtlich, 
daß die Ausschußberatungen dazu führen, daß die 
Bundesgesundheitsministerin sofort und durchgrei-
fend handelt. Unser Antrag liefert die richtigen Stich-
worte. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Ich gebe jetzt dem wei-
teren Antragsteller das Wort. Frau Abgeordnete Sai-
bold, bitte. 

Frau Saibold (GRÜNE) : Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Der Antrag der SPD ist mit „Ge-
sunde Lebensmittel" überschrieben. Ich möchte die-
sen viel gebrauchten und oft auch schon mißbrauch-
ten Begriff auf den ursprünglichen Sinn zurückführen. 
Lebensmittel sollen Mittel zum Leben sein, die uns 
gesund erhalten. Von Hippokrates ist folgender Aus-
spruch überliefert: „Unsere Nahrung sei unser Heil-
mittel — unser Heilmittel sei unsere Nahrung! " 
Davon sind wir heute leider meilenweit entfernt, und 
zwar in Theorie und Praxis. Die immensen Kosten für 
ernährungsbedingte Krankheiten in Höhe von 52 Mil-
liarden DM sind der Beweis dafür. Dieses Ergebnis ist 
ja auch kein Wunder; denn das, was heute schön auf-
wendig verpackt in den Regalen der Supermärkte 
steht, verdient die Bezeichnung „Lebensmittel" 
nicht. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Sehr wahr! — Bohl 
[CDU/CSU]: Warum eigentlich nicht?) 

— Ich erkläre es Ihnen gleich, Herr Bohl. 

Es sind mit Umweltgiften, Rückständen von Agrar-
chemikalien, Reinigungsmitteln und chemischen 
Hilfsstoffen belastete Konstruktionen aus isolierten 
Nährstoffen, Emulgatoren, Farb-, Aroma- und Konser-
vierungsstoffen, Trenn- und Säuerungs-, Gelier- und 
Verdickungsmitteln, Antioxydantien, Stabilisatoren 
und anderen Zusatzstoffen. 
Wenn die GRÜNEN von Lebensmittelqualität spre-

chen, spuken in unseren Köpfen nicht nur jede Menge 
Schad- und Zusatzstoffe, Bequerels und Nährwertan-
gaben herum. Lebensmittelqualität ist mehr als die 
Summe der chemischen Analysewerte. Darin liegt ei-
gentlich das Hauptproblem der Misere; denn zu we-
nige wissen heute etwas über die Wichtigkeit der 
Naturbelassenheit der Lebensmittel. Zu wenige be-
denken, welche negativen Auswirkungen allein aus 
der Zerteilung und Bearbeitung z. B. eines Weizen-
korns oder aber auch einer Kartoffel, die ja beide 
lebendige Systeme sind, auf die Dauer resultieren. Die 
einzelnen Bestandteile, wie z. B. Weizenkeime, Kleie, 
Weißmehl Type 405 und Weizenkeimöl, erzielen 
— selbst wenn sie in gleicher Menge gegessen wer- 
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den — eine wesentlich weniger positive Wirkung als 
die gleiche Menge frisch gemahlenen Weizens. 

Für die Zerlegung in einzelne Bestandteile oder 
aber die Extraktion und Isolierung von einzelnen In-
haltsstoffen werden eine Reihe von technischen Bear-
beitungsmethoden sowie eine breite Palette chemi-
scher Substanzen zum Einsatz gebracht. Dies führt 
neben der Wertminderung zu einer weiteren unnöti-
gen Belastung der Lebensmittel. Was passiert eigent-
lich in den Fabrikhallen und in den Labors der Ernäh-
rungsindustrie? Ich bin sicher, daß weder Sie, Frau 
Süssmuth, die Sie ja angeblich auch Gesundheitsmi-
nisterin sind, noch sonst jemand im Saal darüber Be-
scheid weiß, durch welche Prozeduren und durch Zu-
hilfenahme welcher chemischen Substanzen Spei-
seöl, Instantprodukte oder aber auch der so beliebte 
Orangensaft hergestellt wird. 

(Frau Teubner [GRÜNE]: Glasnost bei 
Dr. Oetker!) 

Weder der Vertreter des BGA noch der Vertreter der 
Chemischen Industrie konnten bei der Anhörung am 
letzten Mittwoch darüber Auskunft geben, mit wel-
chen Lösungsmitteln Aroma- und Farbstoffe der 
Orangenschale extrahiert werden, um sie anschlie-
ßend den transportgerechten Saftkonzentraten wie-
der zuzusetzen. 

(Frau Teubner [GRÜNE]: Vielleicht wollten 
sie keine Auskunft geben!) 

Schließlich soll das zur besseren Ausbeutung enzyma-
tisch angedaute, geklärte, erhitzte und eingedampfte 
Produkt wieder nach Saft schmecken! 

Durch den PER-Skandal beim Olivenöl ist ein Pro-
blembereich ins Blickfeld der Öffentlichkeit gerückt, 
der bisher praktisch keinerlei Beachtung fand. Die 
Extraktion von diversen Inhaltsstoffen natürlicher Le-
bensmittel ist ein weites Betätigungsfeld der Lebens-
mitteltechnologen. 

In der Drucksache 11/2177 beantragen wir daher 
eine Verordnung über technische Hilfsstoffe, insbe-
sondere für Extraktions- und Lösungsmittel, sowie 
Höchstgrenzwerte hierfür. Für diese Stoffe gibt es 
nicht nur keine Regelung, sondern auch keine Über-
sicht, obwohl hier u. a. halogenierte Kohlenwasser-
stoffe mit nerven- und organschädigenden Wirkun-
gen eingesetzt werden oder die zum Teil im Verdacht 
stehen, Krebs zu erzeugen oder Erbgut zu schädi-
gen. 

Bei der entscheidenden Novellierung des Lebens-
mittelgesetzes von 1974, die unter der Obhut der SPD-
Regierung entstanden ist, wurde die Unterwerfung 
der technischen Hilfsstoffe unter das Verbotsprinzip 
ganz bewußt ausgenommen und damit einer Gleich-
stellung mit den Zusatzstoffen entzogen. Zum dama-
ligen Zeitpunkt bestanden noch Chancen, auf EG-
Ebene nur Wasser, Wein, Spirituosen, Fette und Spei-
seöle als Extraktionsmittel zuzulassen, die auch heute 
noch ausreichend wären. Diese Chance haben Sie von 
der SPD damals verspielt. Heute weht natürlich ein 
anderer Wind in der EG. 

In unserem zweiten Antrag wird die Bundesregie-
rung aufgefordert, sich für ein weltweites Verbot der 
verbrauchertäuschenden und gesundheitsschädli-
chen radioaktiven Bestrahlung von Lebensmitteln 

einzusetzen. Dadurch sollen die diesbezüglichen Be-
mühungen der internationalen Verbraucherverbände 
unterstützt werden, die sich beim Weltkongreß 1987 
in Madrid nachdrücklich gegen dieses unnötige groß-
technische Konservierungsverfahren ausgesprochen 
haben. Gleichzeitig wird die Bundesregierung aufge-
fordert, einen Bericht zu erstellen, der Aufschluß über 
die Rolle der Internationalen Atomenergiebehörde 
— IAEO — bei der Förderung der Lebensmittelbe-
strahlung und darüber gibt, wie weit die Entwicklung 
von praktikablen Nachweismöglichkeiten für Importe 
gediehen ist, und über die zwischenzeitlich eingetre-
tene Weiterentwicklung unschädlicherer und ver-
braucherfreundlicherer Konservierungsmethoden. Da 
das Verbot der radioaktiven Bestrahlung auch in dem 
ebenfalls zur Beratung anstehenden SPD-Antrag ent-
halten ist, müßte unser Antrag eigentlich auf eine 
breite Unterstützung stoßen. 

Bevor ich jedoch kurz noch auf den SPD-Antrag ein-
gehe, möchte ich noch einige Fragen stellen: Warum 
müssen wir uns eigentlich ständig gegen die Einfüh-
rung neuer Techniken wehren? Warum werden die 
Inhalte von Lebensmitteln heute in solcher Menge iso-
liert, wenn dadurch eine Wertminderung eintritt und 
eine überflüssige Belastung mit chemischen Substan-
zen erfolgt? 

Die Hauptursache besteht darin, daß das übliche 
Ernährungswissen sowohl in der Industrie als auch in 
den Schulbüchern von der einseitig naturwissen-
schaftlichen Grundhaltung zu Beginn dieses Jahrhun-
derts geprägt ist. Danach zählt nur, was meß- und 
wiegbar ist. Auf Wechselwirkungen oder Synergis-
men von Lebensmittelbestandteilen oder verschiede-
nen Lebensmitteln bei einer Mahlzeit wurde keine 
Rücksicht genommen. Noch heute werden deshalb 
praxisferne Kalorien- und Nährwerttabellen, viel-
leicht noch durch Bequerel-Listen ergänzt, als Grund-
lage für die Bewertung der Mahlzeit verwendet. 

Ein Beispiel soll das Problem besser begreifbar ma-
chen: Stellen Sie sich vor, wir würden Bücher nur nach 
der Papier- und Druckqualität sowie dem Gewicht 
beurteilen! Wenn wir diese Grundeinstellung nicht 
verändern, dann werden wir mit weiteren Kontrollen, 
besserer Etikettierung und ähnlichem nur eine reine 
Symptombehandlung betreiben. 

Beim SPD-Antrag stellt sich mir, obwohl er sich, 
wenn man ihn oberflächlich liest, ganz gut anhört, die 
Frage, ob er nicht ein Schauantrag ist. Sie fordern 
darin die Kennzeichnung der biologisch erzeugten 
Produkte. Unseren Antrag auf die gesetzliche Rege-
lung der Bio-Kennzeichnung haben Sie strikt abge-
lehnt; ebenso haben Sie eine wirtschaftlich unabhän-
gige Informationskampagne für die Verbraucher und 
Verbraucherinnen abgelehnt. Ich hoffe, daß wir in der 
weiteren Beratung trotzdem zu günstigeren Ergebnis-
sen kommen; denn ich gehe auch davon aus, daß die 
SPD, aber auch die Damen und Herren der Regie-
rungskoalition lernfähig sind und die Konsequenzen 
ziehen. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Gilges [SPD]: 
Vielleicht waren die Vorschläge schlecht, 
Frau Saibold! So schlecht sind wir nicht im

- mer bei der Beurteilung von schlechten  Ent-
würfen!)  
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— Und was haben Sie gemacht? Sie stellen eine For-
derung und machen überhaupt keinen konkreten 
Vorschlag. 

Vizepräsident Frau Renger: Jetzt ist die Redezeit 
nun wirklich um anderthalb Minuten überschritten. 
Ich habe nicht aufgepaßt. 

Das Wort hat der Abgeordnete Rüttgers. 

Dr. Rüttgers (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Frau Kollegin Sai-
bold, Sie haben gerade die Frage gestellt: Warum 
müssen wir uns immer gegen die Einführung neuer 
Techniken wehren? Ich will Ihnen das sagen; einfach 
deshalb, weil das Leben dadurch auch gesünder wer-
den kann und geworden ist und weil wir dadurch in 
der Lage sind, 5 Milliarden Menschen auf dieser Welt 
satt zu machen. Ich meine, das ist ein Punkt, den Sie in 
Ihrer Rede vielleicht auch einmal hätten ansprechen 
können. Dabei will ich gar nicht verkennen, daß es in 
den letzten Jahren immer wieder Berichte über Ver-
unreinigungen und Verfälschungen bei Lebensmit-
teln gegeben hat, die auch mit Recht eine große öf-
fentliche Resonanz gefunden haben. 

Aber ich meine, wir sollten, wenn wir hier eine 
Debatte führen, ebenso feststellen, daß der weitaus 
größte Teil unserer Lebensmittel sauber und unbe-
denklich ist. Dies bestätigen die Lebensmittelkon-
trolle und ihre Ergebnisse ebenso wie medizinische 
Statistiken und wissenschaftliche Untersuchungen. 

Ich glaube, die vorliegenden Anträge machen deut-
lich, daß es bei diesem Thema irgendwo so etwas wie 
eine Differenz zwischen Wahrnehmung und Tatbe-
stand gibt. Die skandalösen und skrupellosen Mani-
pulationen und Schlampereien von verunreinigten Ei-
ern bis zu verseuchtem Öl haben die Bürger mit Recht 
aufgeschreckt. Über solche Ergebnisse wollen wir 
nicht zur Tagesordnung übergehen. Aber wir müssen 
auch sagen, daß solche Fälle Einzelfälle bleiben. 

Wichtiger erscheinen mir im Rahmen des Kontextes 
dieser Beratung die Befürchtungen, die sich mit dem 
Schlagwort von der schleichenden Vergiftung der 
Nahrung durch Schadstoffe verbinden. Ich meine, daß 
dieser pauschale Vorwurf mehr Agitation als Informa-
tion enthält. Der subjektive Eindruck von der wach-
senden Gefährdung ergibt sich zum Teil aus der ra-
sant verbesserten Analysetechnik und neuen medizi-
nischen Erkenntnissen über Wirkungszusammen-
hänge. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Es war wohl besser, 
als wir gar nicht wußten, was drin ist!) 

Das deutsche Lebensmittelrecht und seine Kontroll-
instanzen stehen dieser Entwicklung keineswegs 
— diesen Eindruck haben Sie hier zu erwecken ver-
sucht — hilflos gegenüber. Wer dies behauptet, wie 
Sie es getan haben, verzerrt die Wirklichkeit, und 
zwar, wie ich meine, aus durchsichtigen Gründen. 

Die Bundesregierung hat das Lebensmittelgesetz 
aus dem Jahre 1974 in den letzten Jahren weiterent-
wickelt. Wir haben heute eine Schadstoffhöchstmen -

genverordnung. Wir haben eine Pflanzenschutzmit-
telverordnung, 

(Frau Saibold [GRÜNE]: Für einen Stoff!) 

mit der Rückstandsbelastungen — nun warten Sie 
einmal ab — erfaßt werden. Eine Verbesserung der 
Kennzeichnungspflicht für Lebensmittel ist in Vorbe-
reitung. Das Fleischhygienerecht wurde verbessert. 
Ein Hormonverbot wurde erlassen. Eine Tierarznei-
mittelrichtlinie wurde durchgesetzt. Diese Aufzäh-
lung ließe sich verlängern. 

Es ist unverantwortlich, wenn hier der Eindruck er-
weckt wird und auch in den Anträgen so getan wird, 
als ob der absolute Schutz der Gesundheit eine neue 
Erkenntnis oder ein umstrittener Punkt wäre. Dieser 
Leitsatz kennzeichnet die Politik und das Verwal-
tungshandeln in Bund und Ländern. Er ist auch im 
Gesetz von 1974 enthalten. 

Im Bereich der Lebensmittelkontrolle hat die Bun-
desregierung die Einrichtung eines bundesweiten 
Meß- und Beobachtungssystems für Lebensmittel an-
geregt. Dieses Programm wird — so glaube ich — eine 
wichtige Vorsorge- und Frühwarnfunktion überneh-
men können. Für ein entsprechendes Forschungsvor-
haben werden 15 Millionen DM bereitgestellt wer-
den. 

Die Qualität der Lebensmittel in der Bundesrepu-
blik — dies zeigen die Fakten eindeutig — bietet we-
der Anlaß zur Panikmache noch zur Untätigkeit. Es 
gibt sicherlich Bereiche mit gesetzlichem Regelungs-
bedarf und Möglichkeiten einer weiter verbesserten 
Kontrolle. 

Ich möchte hier einige Aspekte ansprechen. 

Erstens. Der Aufbau von irrationalen Feindbildern 
und falschen Gegensätzen in einem so sensiblen Be-
reich ist — so meine ich — wenig hilfreich. Die Glei-
chungen: natürlich gleich gesund und synthetisch 
gleich gesundheitsgefährdend, sind aus meiner Sicht 
ebenso dumm und gefährlich wie Kampagnen gegen 
die industrielle Nahrungsmittelverarbeitung. 

Zusatzstoffe zur Konservierung, zur Qualitäts- und 
Geschmacksverbesserung sind nicht generell Teu-
felszeug, im Gegenteil: Sie haben verdorbene Le-
bensmittel aus unserem Alltag weitgehend verbannt 
und der weltweiten Bekämpfung des Hungers erst 
eine erfolgreiche Perspektive gegeben. 

Der Verzicht auf industrielle Verarbeitung und auf 
Zusatzstoffe würde geringere Qualität, größere Ge-
sundheitsrisiken und höhere Preise bedeuten. Aber 
ich will auch deutlich machen, Herr Kollege Gilges, 
daß dies kein Plädoyer für eine unkritische Hinnahme 
aller Zusätze ist. Zusatzstoffe sind in Deutschland 
grundsätzlich verboten und werden nur im Einzelfall 
nach langjähriger Prüfung zugelassen, und dabei muß 
es bleiben. 

(Frau Saibold [GRÜNE]: Die Zulassung muß 
überprüft werden!) 

Zweitens. Über 99 % unserer landwirtschaftlichen 
Betriebe bauen Nahrungsmittel nach konventionel

-

len Methoden an. Bei ordnungsgemäßer Anwendung 
von Pflanzenschutz- und Düngemitteln — darüber ist 
in diesem Hause mehrfach diskutiert worden — gibt 
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es keine Gefahr für die Gesundheit unserer Bevölke-
rung. 

(Frau Saibold [GRÜNE]: Und auch nicht für 
das Trinkwasser?) 

Die Lebensmittel sind grundsätzlich in einwandfreiem 
Zustand. Alles andere ist eine ungerechtfertigte Dis-
kriminierung der Landwirte. 

(Gilges [SPD]: So ein Quatsch!) 

— Ich weiß gar nicht, warum Sie sich aufregen, Herr 
Gilges. Lassen Sie mich vielleicht mal vortragen, und 
hören Sie zu. 

(Gilges [SPD]: Auch wir lesen die Geset

-

zestexte!) 

Wie ich Sie kenne, werden Sie dabei sicherlich auch 
etwas lernen. 

Nach heutigem Stand liegen keine gesicherten Er-
kenntnisse über einen qualitativen Unterschied zwi-
schen alternativ und konventionell erzeugten Produk-
ten vor. Deshalb ist die einseitige Förderung des alter-
nativen Landbaus nicht der richtige Weg. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Das ist der beste 
Weg!) 

Wichtig ist, daß die Landbewirtschaftung die biologi-
schen Zusammenhänge berücksichtigt. 

Drittens. Die Nachfrage nach biologisch, ökologisch 
oder ähnlich titulierten Lebensmitteln steigt weiter. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Das muß Ihnen doch 
zu denken geben!) 

Die Verbraucher sind in diesem Bereich oft der be-
wußten Täuschung und Verwirrung ausgesetzt. Frau 
Kollegin Dr. Martiny hat dazu gesprochen. 

Es werden hohe Preise für Produkte verlangt 
— auch das ist bekannt —, die in Wahrheit konventio-
nellem Landbau entstammen. Diesem Millionenge-
schäft mit dem Etikettenschwindel muß EG-weit ein 
Ende bereitet werden. Ich verweise hier auf die Initia-
tive der Kollegen Kroll-Schlüter und Bredehorn, die zu 
einem entsprechenden Beschluß des Ernährungsaus-
schusses geführt hat. 

Viertens. Im Jahre 1987 hat die Bundesregierung 
35,7 Millionen DM für Verbraucheraufklärung be-
reitgestellt. 

(Frau Saibold [GRÜNE]: 10 Millionen für Er

-

nährung!) 

Dies hat zu einer hohen Sensibilität der Bürger beige-
tragen. Reaktionen auf entsprechende Berichte und 
Meldungen zeigen dies eindrucksvoll. Von manchen 
wird diese Sprache des Marktes — ich glaube, das ist 
ein Punkt, den Sie bedenken sollten — offenbar besser 
verstanden und beherzigt als rechtliche Vorschriften. 
Bei schweren Verstößen hat das Bundesgesundheits-
ministerium in den letzten Jahren verstärkt die Öf-
fentlichkeit unterrichtet. Diese Informationspolitik, 
Frau Minister Süssmuth, entspricht der Forderung 
nach einem wirksamen Schutz der Verbraucher. Sie 
sollte fortgesetzt werden. 

Verbraucheraufklärung umfaßt aber mehr als die 
Warnung vor Schadstoffen in Lebensmitteln. Falsche 
und einseitige Ernährung ist heute wesentlich gefähr-

licher als vermeintliche oder tatsächliche Belastungen 
von Lebensmitteln. 

Fünftens. Die Lebensmittelkontrolle ist eine Auf-
gabe des Staates, aber sie muß nicht sein Monopol 
sein. Hier sind auch die Eigenverantwortung und das 
Eigeninteresse von Produzenten und Verarbeitern an-
gesprochen. Ich glaube, da gibt es noch Schwachstel-
len und Reserven. Die verarbeitende Industrie muß 
ihre Kapazitäten der Eigenkontrolle verstärken, und 
für kleine und mittlere Betriebe müssen neue Wege — 
etwa gemeinsame Kontroll- und Untersuchungsein-
richtungen — gefunden werden. 

Sechstens. Europa muß für mehr, nicht für weniger 
Verbraucherschutz und Gesundheitsvorsorge ste-
hen. Wir wollen den Binnenmarkt aus europapoliti-
schen und wirtschaftspolitischen Gründen. Die Ab-
schaffung der Kontrollen an den Binnengrenzen birgt 
im Bereich der Lebensmittel sowohl Chancen als auch 
Risiken. Es wäre aber falsch und kurzsichtig, wenn 
irgend jemand auf eine Senkung des deutschen Le-
bensmittelstandards durch EG-Harmonisierung spe - 
kulieren würde. 

Meine Damen und Herren, die bei uns angebotenen 
Lebensmittel sind für die Verbraucher grundsätzlich 
unbedenklich. Diese Feststellung schließt ein, daß der 
Staat ein Null-Risiko bei Lebensmitteln anstreben 
muß und doch gleichzeitig nicht garantieren kann. 

Die CDU/CSU-Fraktion wird auch weiterhin alle 
Bemühungen unterstützen, vorhandene Schwachstel-
len in diesem Bereich auszumerzen. Wir wehren uns 
allerdings dagegen, die Frage der gesunden Lebens-
mittel als Vehikel für völlig andere politische Zwecke 
zu mißbrauchen. 

(Widerspruch bei den GRÜNEN — Gilges 
[SPD]: Welche Zwecke sind das denn? Sagen 

Sie das einmal!) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Kollege, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage? — Bitte schön, Frau Abge-
ordnete Saibold. 

Frau Saibold (GRÜNE): Sind Sie denn nicht auch 
der Meinung, daß die gesundheitliche Unbedenklich-
keit für Lebensmittel eigentlich ein viel zu geringes 
Kriterium ist? Eigentlich sollten Lebensmittel doch ge-
sundheitsfördernd sein, nicht nur unbedenklich. Das 
ist ein ganz gravierender Unterschied. 

Dr. Rüttgers (CDU/CSU): Frau Kollegin, ich glaube, 
wir müssen zuerst einmal erreichen, daß das Null-
Risiko, das ich eben angesprochen habe, weitestge-
hend gewährleistet ist. Ich habe darauf hingewiesen, 
daß das schwierig ist. Die Frage nach der Gesund-
heitsförderung geht meines Erachtens einen Schritt 
weiter. Ich habe dazu aber eben auch Stellung ge-
nommen, indem ich darauf hingewiesen habe, daß die 
Zahlen, die Sie genannt haben, weniger die Frage der 
Qualität als quantitätsmäßige Überlegungen anspre-
chen. 

Herr Kollege Gilges, Sie haben gefragt, was ich mit 
dem Ausdruck „andere politische Zwecke" gemeint 
habe. Da will ich einmal die Frau Kollegin Vollmer 
zitieren. Sie hat am 18. Februar 1988 im WDR den 
Gesetzentwurf der GRÜNEN zur Biokennzeichnung 
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als einen gezielten Angriff mit parlamentarischen Mit-
teln gegen die Giganten chemische Industrie und Er-
nährungsindustrie bezeichnet. Herr Gilges, wer so ar-
gumentiert, gerät zwangsläufig in den Verdacht, daß 
es ihm nicht um die Gesundheit der Menschen, son-
dern um den Mißbrauch von Ängsten geht. 

Frau Kollegin Saibold, eine abschließende Berner-
kung: Ich habe Verständnis dafür, daß Sie hier in 
Ihrem Beitrag versucht haben, eine gewisse Dramatik 
zu erzeugen, aber auch Sie können nicht verhindern, 
daß ich mich jetzt auf ein gutes Mittagessen freue. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Würfel. 

Frau Würfel (FDP): Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Sehr geehrte Herren! Sehr geehrte Damen! Daß die 
Verbraucher in unserem Lande eine besonders sen-
sible Beziehung zum Lebensmittel haben, ist ver-
ständlich und auch zu begrüßen. Lebensmittel dienen 
längst nicht mehr nur der Ernährung, Lebensmittel 
sind für viele von uns zugleich Genußmittel, auf die 
wir nicht verzichten wollen und, wie viele von uns 
wissen, auch nicht verzichten können. Essen und 
Trinken hält Leib und Seele zusammen; diese Ein-
schätzung ist — nicht zur Freude der Mediziner und 
der Krankenkassen — weit verbreitet. 

Aber bereits bei diesem Punkt, bei ernährungsbe-
dingten Erkrankungen, wird deutlich, daß es bei dem 
hier zur Diskussion stehenden Thema notwendig ist, 
einiges auseinanderzuhalten und nicht alles in einen 
Topf zu werfen. Dazu gehört z. B. die Tatsache, daß 
für übermäßigen Konsum und die damit verbundenen 
Erkrankungen nicht die Lebensmittelhersteller ver-
antwortlich gemacht werden können. Machen wir uns 
auch bewußt, daß es sehr viele Zusatzstoffe in unseren 
Lebensmitteln gibt, auf die wir nicht verzichten kön-
nen, und daß es sich dabei um Zusatzstoffe handelt, 
die zur Lebensmittelsicherheit erheblich beitragen. 
Die Sicherstellung eines qualitativ und quantitativ 
ausreichenden Angebots an Lebensmitteln ist ohne 
den Einsatz von Zusatzstoffen gar nicht möglich. 

Der mündige Verbraucher reagiert höchst sensibel 
auf Fragen der Lebensmittelsicherheit; diese darf 
nicht in Frage gestellt werden. Uns allen bekannte 
bestürzende Vorkommnisse der jüngsten Vergangen-
heit haben unser Bewußtsein noch weiter geschärft. 
Ich denke dabei an den Weinskandal, an die Konta-
mination von Lebensmitteln nach dem Unfall in 
Tschernobyl oder an die Verseuchung von Speiseölen 
mit Per. 

Solche gravierenden Gefahren für die Gesundheit 
müssen — sie werden es auch — schonungslos aufge-
deckt werden. Die Schuldigen müssen zur Rechen-
schaft gezogen werden. Wo es sich erweist, daß die 
bestehenden lebensmittelrechtlichen Grundlagen 
nicht ausreichen, muß dies aufgezeigt werden, und sie 
müssen dann selbstverständlich auch nachgebessert 
werden. 

Was die von Ihnen, meine Damen und Herren von 
der SPD, in Ihrem Antrag vom Juli 1987 angespro -

chene Gesetzeslücke anbetrifft, so ist diese inzwi-
schen ausgeräumt worden. Am 25. April 1988 wurde 
die neue Höchstmengenverordnung Pflanzenschutz 
herausgegeben. In dieser Höchstmengenverordnung 
ist geregelt, daß nicht mehr nach Anwender und Pro-
duzent von Lebensmitteln unterschieden wird. Wer 
anbaut, muß sich inzwischen einer Sorgfaltspflicht un-
terziehen. Somit ist in diesem Punkt Ihr Antrag über-
holt. 

Auch die Schadstoffhöchstmengenverordnung 
liegt seit dem 1. April 1988 vor. Die für die Festsetzung 
der Höchstmengen erforderlichen Daten berücksich-
tigen die Belastung der Lebensmittel und die Exposi-
tion der Konsumenten. Bislang gab es nur vom Bun-
desgesundheitsamt festgelegte Richtwerte von 
Schwermetallen, da noch nicht genügend Daten vor-
lagen. Nachdem die betreffenden Daten für Quecksil-
ber und die Biphenyle erfaßt und erarbeitet worden 
sind, ist jetzt ein Anfang gemacht, um die anderen 
Schwermetalle sowie weitere Umweltchemikalien 
nach und nach in die Datenlager einzuspeisen. 

Nunmehr benötigen wir eine verbesserte Datenlage 
für Blei, Kadmium, Per und andere Schadstoffe. Der 
Verbesserung dieser Datenlage dient das Lebensmit-
telmonitoring, das am 1. April 1988 beim Bundesge-
sundheitsamt und in den Bundesländern angelaufen 
ist. Dieses Lebensmittelmonitoring ermöglicht die 
repräsentative Ermittlung der Belastung der Konsu-
menten mit Schadstoffen. Es ist in der Bundesrepublik 
Deutschland, weltweit noch einmalig. Das Neue an 
dieser Art Untersuchung bestimmter Lebensmittel-
gruppen ist, daß hierbei auch herstellungs- und ver-
braucherorientiert vorgegangen wird, d. h. es werden 
Proben beim Produzenten auf dem Wege zum Ver-
braucher und kurz vor der Übergabe an den Konsu-
menten gezogen. So wird es möglich, die Betriebe 
rechtzeitig vor Produktionsunstimmigkeiten zu war-
nen, damit diese abgestellt werden können. 

Auf diese Weise kann nun wissenschaftlich nachge-
wiesen werden, inwieweit die Vorwürfe gegenüber 
der Lebensmittelindustrie wirklich begründet sind 
und ob wir in der Bundesrepublik mit unserer Geset-
zeslage nicht doch gut oder sogar besser bedient sind, 
als manche von uns wahrhaben wollen. 

Bislang ist es doch so: Gibt es bei einem Lebensmit-
tel einen überschrittenen Höchstmengenwert, dann 
wird unter Umständen vielfach pauschaliert und ge-
sagt, alles sei vergiftet. Mit Hilfe des Lebensmittelmo-
nitoring sind die Wissenschaftler nun in der Lage, uns 
konkrete Angaben an die Hand zu geben, um Vor-
würfen entgegenzutreten und handeln zu können. 

Natürlich müssen Produzenten auch betriebswirt-
schaftliche Kostengesichtspunkte berücksichtigen. 
Das schließt aber nicht aus, daß gleichzeitig gesund-
heitliche Anforderungen an die Lebensmittelsicher-
heit gestellt werden, nicht zuletzt auch im Hinblick 
auf die Direktvermarktung von Bioprodukten. 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage, Frau Kollegin? — Frau Saibold, bitte. 

Frau Saibold (GRÜNE): Frau Würfel, ist Ihnen be-
kannt, daß z. B. über die Belastung mit Kadmium bei 
Getreide sehr genaue Unterlagen und Zahlenanga- 
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ben vorliegen, daß aber deswegen kein Grenzwert 
eingeführt wird, weil sonst weite Gebiete in Nord-
rhein-Westfalen und anderen Bundesländern nicht 
mehr für die Nahrungsmittelproduktion benutzt wer-
den dürfen? 

Frau Würfel (FDP): Die Konsequenz aus Ihren ersten 
Angaben ist mir natürlich nicht geläufig, und ich kann 
mir auch nicht vorstellen, daß das so ist. Aber ich 
danke Ihnen für den Hinweis; ich werde mir das ein-
mal ansehen. 

Wir waren bei der Direktvermarktung von Biopro-
dukten. Bevor sogenanne Bioprodukte unter der Gü-
tebezeichnung „Bio" vertrieben werden, muß eine 
klare Definition dafür vorliegen, was unter Bio zu ver-
stehen ist, um zu verhindern, daß eine Irreführung der 
Verbraucher betrieben wird. Dem Produzenten von 
Bioprodukten muß das Wissen zugemutet werden 
können, daß er die Zusammenhänge der Kontamina-
tion seiner Produkte, z. B. auch durch Pflanzenschutz-
mittelrückstände aus einem früheren Bodeneintrag, 
kennt und in der Lage ist, einen Unbedenklichkeits-
nachweis für seine Produkte zu führen. Es geht hier 
also, wie wir bereits gehört haben, um die Festsetzung 
von Normen. 

Ich bin der Auffassung, daß die Lösung dieses Pro-
blems sowie insgesamt das Anlegen strengerer Maß-
stäbe an die Zulassung von Zusatzstoffen und die 
Schadstoffhöchstmengenbegrenzung nicht allein na-
tional, sondern selbstverständlich EG-weit angegan-
gen werden muß, um unerwünschte Wettbewerbsver-
zerrungen zu vermeiden und auch in diesem Bereich 
eine Harmonisierung zu erreichen. 

Die Methoden der gesundheitlichen Risikobestim-
mung werden inzwischen Gott sei Dank immer einge-
fahrener. Der hierbei gewonnene Kenntnisstand 
kommt den notwendigen Überprüfungs- und Zulas-
sungsaufgaben nutzbringend entgegen, so daß wir 
vor allem dann, wenn wir EG-weit vorgehen, dem 
Verbraucher einen hohen Stand an qualifizierten In-
formationen vermitteln können. Wir sind allerdings 
schon heute bei der Deklaration von Schadstoffgehal-
ten, die sich in Wertbereichen von einem Teil pro Bil-
lion bewegen, so daß wir durchaus sagen können, daß 
der Verbraucher in den meisten Fällen von der Unbe-
denklichkeit der ihm angebotenen Lebensmittel aus-
gehen kann. Außerdem ist es in der Bundesrepublik 
nach einer entsprechenden Verordnung verboten, Le-
bensmittel zu bestrahlen. Dieses Problem muß aller-
dings auf EG-Ebene noch gelöst werden. 

Wir werden im Ausschuß noch Gelegenheit haben, 
die in den Anträgen gemachten Vorschläge im einzel-
nen zu diskutieren. Wir sollten dies aber vor dem Hin-
tergrund einer soliden Bestandsaufnahme über die 
bereits heute bestehenden lebensmittelschutzrechtli-
chen Bestimmungen machen. Wir sollten uns auch 
davor hüten, das vielfältige Angebot an Lebensmit-
teln, das uns heute nicht zuletzt auch dank technolo-
gischer und lebensmittelchemischer Errungenschaf-
ten zur Verfügung steht, pauschal in Frage zu stellen. 
Die Selbstversorgung aus dem Garten und dem eige-
nen Anbau, so wünschenswert dieser auch sein mag, 
ist in einer hochentwickelten Volkswirtschaft eine 
Utopie. 

Um so wichtiger ist es, daß wir Rahmenbedingun-
gen schaffen, die den vorbeugenden Gesundheits-
schutz fördern und die Erzeuger in eine strenge Pflicht 
und Verantwortung für die Qualität der Lebensmittel 
nehmen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Frau Ab-
geordnete Dr. Götte. 

Frau Dr. Götte (SPD): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Herr Kollege Rüttgers, es geht hier 
nicht darum, irrationale Feindbilder zu schaffen, wie 
Sie das gesagt haben. Das tun Sie, wenn Sie uns unter-
stellen, wir wollten mit unserem Antrag die Angst der 
Bürger schüren, wie Sie das formuliert haben. Es geht 
heute vielmehr um das Recht der Bürger, zu erfahren, 
was sie essen, und um die Pflicht des Parlaments, 
schädliche Zusatzstoffe und schädliche Methoden zu 
verbieten. Nur darum geht es. 
Nun ist es so, daß sich tatsächlich viele Menschen 

sehr dafür interessieren, wie sie sich ernähren und wie 
sie gesund bleiben. Es wird ihnen aber nicht leicht 
gemacht. In der Schule erfährt man darüber so gut wie 
nichts. Es gibt kein Gymnasium in der ganzen Bun-
desrepublik, wo einmal praktisch geübt würde, wie 
man sich gesund ernährt. Auch die Ernährungsbera-
terinnen, die bei den Verbraucherberatungsstellen 
angesiedelt sind, sind so dünn bestückt, daß beispiels-
weise für Rheinland-Pfalz, woher ich komme, ganze 
zwei Ernährungsberaterinnen für das ganze Land zu-
ständig sind. Wie soll eine Ernährungsberatung denn 
da noch funktionieren? 

(Frau Saibold [GRÜNE]: Aber Sie fordern 
statt Aufstockung der Mittel nur, daß sie 

nicht weiter abgesenkt werden!)  
— Wir brauchen für die Verbraucherberatungsstellen 
dringend eine Aufstockung der Mittel. Das haben wir 
seit Jahren gefordert. Dort sind auch die Ernährungs-
beraterinnen angesiedelt. Das habe ich auch bei der 
letzten Diskussion deutlich gesagt. 
Selbst dann, wenn so eine Ernährungsberaterin ans 

Telefon zu kriegen ist, weil ein Bürger eine Frage, ein 
Problem hat, kann es ihm passieren wie jetzt bei dem 
Ölskandal, daß die Verbraucherberatungsstellen trotz 
eigenen Bemühens nicht die Liste der Firmen bekom-
men haben, die in diesen Ölskandal verwickelt wur-
den, so daß sie gar nicht in der Lage waren, zu sagen: 
Die und die Marke könnt ihr in Zukunft nicht mehr 
kaufen, weil die Gefahr besteht, daß Lösungsmittel in 
diesem 01 enthalten sind. Sie mußten vielmehr passen 
und sagen: Wenden Sie sich bitte an irgendein ande-
res Amt; vielleicht erfahren Sie dort die Namen. 
Ein Glück, daß sich trotzdem viele Verbraucher in-

tensiv bemühen, mehr Informationen zu bekommen, 
um von ihrem Grundrecht auf Mitbestimmung auch 
bei der Frage, was sie essen, Gebrauch zu machen. 
Es ist ja nicht einfach. Mehr als 80 % der derzeit 

angebotenen Nahrungsmittel sind schon mehr oder 
weniger verarbeitet oder zumindest bearbeitet, wenn 
sie beim Verbraucher ankommen. Deswegen hat der 
Verbraucher einfach viel zu wenig Möglichkeiten, zu 
erfahren, aus welchen Teilen sich das zusammensetzt, 
was er da kauft oder ißt. 
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Wir wollen mit unserem Antrag nicht mehr und 
auch nicht weniger als den Verbraucher endlich zu 
seinem Recht zu verhelfen, genau zu erfahren, was 
ihm da eigentlich an Lebensmitteln angeboten wird. 
Es geht dabei um die gesundheitliche Gefährdung 
nicht nur durch Lebensmittelzusätze, die den Lebens-
mitteln direkt beigemischt sind — ganz bewußt —, 
sondern auch durch solche Stoffe, die sozusagen aus 
Versehen in die Lebensmittel hineinkommen, wie das 
beispielsweise bei den Lösungsmitteln auch über die 
Luft geschieht, wenn sich etwa eine Bäckerei in un-
mittelbarer Nähe eines Reinigungsinstituts befunden 
hat und die Abgase aus der chemischen Reinigung in 
die Fette der darunter, darüber oder daneben liegen-
den Bäckerei eingegangen sind, ohne daß das natür-
lich beabsichtigt war. Auch wenn Lebensmittel durch 
radioaktive Teilchen aus der Luft verseucht werden, 
ist das kaum beabsichtigt. Beides muß im Mittelpunkt 
unseres Interesses stehen. Beides darf nicht mehr 
sein. 

Aber es geht vor allem auch um das Problem der 
arglistigen Täuschung des Verbrauchers. Nehmen wir 
das Beispiel Bestrahlung. Bestrahlung von Lebens-
mitteln ist zwar bei uns in der Bundesrepublik verbo-
ten, in den meisten EG-Ländern aber noch erlaubt. 
Deswegen erhebt sich die Frage: Wie wird es sein, 
wenn der EG-Markt geöffnet wird und wir dann bei 
uns möglicherweise bestrahlte Lebensmittel bekom-
men werden? 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Gewürze kriegen wir 
jetzt schon bestrahlt!) 

— Auch jetzt ist es schon so, daß viele Lebensmittel 
auf dem Markt sind, die bestrahlt sind. Man kann von 
außen nicht erkennen, ob sie bestrahlt sind oder nicht. 
Die Bestrahlung von Lebensmitteln mit einer Energie-
menge von bis zu 10 kGy — das ist die Energie, die 
das Produkt aufnimmt — ist in einigen Mitgliedstaa-
ten der EG erlaubt, weil die Internationale Atomener-
giekommission und die Weltgesundheitsorganisation 
die Meinung vertreten haben, daß eine Bestrahlung, 
die unterhalb dieses Grenzwerts liege, gesundheitlich 
unbedenklich sei. Selbst wenn das so stimmen würde 
— was von einigen Experten, z. B. von Professor Pfeil-
sticker hier aus Bonn, bestritten wird — , bleibt immer 
noch die von allen unbestrittene Tatsache, daß be-
strahlte Lebensmittel — nehmen wir das Beispiel der 
Früchte — einen Zustand vortäuschen, der eben nicht 
gegeben ist. Beispielsweise reifen bestrahlte Früchte 
langsamer und haben deshalb eine intensivere Fär-
bung. Bestrahle Zwiebeln oder Kartoffeln keimen 
nicht und erwecken deswegen den Eindruck, sie wä-
ren noch nicht lange geerntet. Bestrahlte Champi-
gnons öffnen ihren Hut nicht und täuschen somit 
Frische vor, die in Wirklichkeit gar nicht vorhanden 
ist. 

Frisches Obst — das wissen wir — ist vitaminreich. 
Das gilt aber nicht für bestrahltes Obst. Denn durch 
die Bestrahlung wird unter anderem auch der Vit-
amingehalt der Früchte in ähnlicher Weise reduziert, 
wie dies beim Kochen geschieht. Nur: Man sieht es 
eben nicht. Der Verbraucher muß ein Recht darauf 
haben, zu erfahren, ob das so frisch aussehende Obst 
tatsächlich frisch ist oder ob es sich um bestrahlte 
Lebensmittel handelt. 

Die Liste der Täuschungen von Verbrauchern oder 
der Nichtinformation von Verbrauchern könnte end-
los fortgesetzt werden. Ich brauche nicht unseren gan-
zen Antrag zu wiederholen. 
Wir dürfen es einfach nicht länger hinnehmen, daß 

Maßnahmen, die ein Produkt zwar leichter verkäuf-
lich machen, ohne Rücksicht darauf ergriffen werden, 
ob damit Qualitätsverschlechterungen verbunden 
sind. Bis zum Jahre 1990 sollen nach dem Beschluß 
der Weltgesundheitsorganisation in allen Mitglied-
staaten die Gesundheitsgefährdungen durch konta-
minierte Lebensmittel signifikant verringert werden 
und Maßnahmen zum Schutz der Verbraucher gegen 
schädliche Lebensmittelzusätze ergriffen worden 
sein. Das dauert uns Sozialdemokraten zu lange. Je 
klarer und entschiedener wir hier in der Bundesrepu-
blik Normen für uns setzen, um  so größer wird unser 
Einfluß auf die notwendigen EG-weiten Verhandlun-
gen sein. 
Deshalb meinen wir, daß es höchste Zeit ist, in den 

Haushaltsberatungen ins Detail zu gehen und im ein-
zelnen zu prüfen, wie wir die Forderungen, die in 
unserem Antrag enthalten sind, umsetzen. 
Wenn wir es mit dem Lebensmittel- und Bedarfsge-

genständegesetz und mit der Verschärfung von 
Grenzwerten und Kennzeichnungspflichten wirklich 
ernst meinen, müssen wir aber auch mit einer wirksa-
meren Lebensmittelkontrolle ernst machen. Frau 
Martiny hat gesagt, wir wollten keinen Polizeistaat. 
Aber wenn zwei Lebensmittelkontrolleure für einen 
ganzen Landkreis zuständig sind, die neben der Kon-
trolle auch noch die Büroarbeiten und zum Teil auch 
noch Laborarbeiten — mindestens in Ansätzen — vor-
zunehmen haben, ist das natürlich eine Lebensmittel-
kontrolle, die kein Mensch ernst zu nehmen braucht; 
denn die Gefahr, erwischt zu werden, ist dabei stati-
stisch so gering, daß man so tun kann, als gäbe es 
überhaupt keine Lebensmittelkontrolle. 

(Beifall des Abg. Gilges [SPD]) 
Wenn darüber hinaus klar ist, daß die Bürger über-

haupt nicht wissen, an wen sie sich wenden können, 
wenn sie der Meinung sind, daß das, was sie gekauft 
oder gegessen haben, nicht in Ordnung war, wird 
deutlich, daß die Lebensmittelkontrolle, wie sie jetzt 
funktioniert, einfach nicht befriedigend ist. Wenn wir 
es ernst meinen mit der Verschärfung des Lebensmit-
telrechts, müssen wir es auch mit der Verschärfung 
der Kontrolle ernst meinen und die notwendigen Mit-
tel bereitstellen sowie die Bürger darüber informieren, 
wohin sie sich wenden können, wenn sie der Meinung 
sind: Hier muß der Staat überprüfen und eingreifen. 
Danke. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Frau Bun-
desminister Dr. Süssmuth. 

Frau Dr. Süssmuth, Bundesminister für Jugend, Fa-
milie, Frauen und Gesundheit: Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Wir alle sind uns darin 
einig, daß, wie in dem Antrag der SPD-Fraktion dar-
gelegt, die Sicherung der gesundheitlichen Unbe-
denklichkeit und der Qualität unserer Lebensmittel 
die zentrale verbraucherpolitische Aufgabe darstellt. 
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Hier sind Staat und Wirtschaft gleichermaßen in die 
Pflicht genommen. Wir sollten uns nicht vormachen, 
daß der Staat mit dem dichtesten Netz der Kontrolle 
die Wirtschaft aus der Eigenverantwortung entlassen 
könnte. Das läßt sich überhaupt nicht kontrollieren. 
Deswegen kann das als Ansatz nicht ausreichen. Da-
her gehen unsere Bemühungen sehr dahin, gerade die 
Wirtschaft in die Eigenverantwortung und Eigenkon-
trolle zu nehmen. 

(Frau Saibold [GRÜNE]: Die Stoffe müssen 
verringert werden! Das schafft man gar nicht 

mehr, das zu kontrollieren!) 

— Deswegen muß man an anderen Regelungen anset-
zen und nicht das Kontrollnetz allein zu verbessern 
versuchen. 

Daß daneben immer wieder Verunreinigungen, 
auch Skandale auftreten, werden wir auch in Zukunft 
nicht verhindern können. 

(Gilges [SPD]: Aber wir wollen es verhin-
dern!) 

Ich denke, positiv kann man sagen, daß dies weit 
mehr, als in der Vergangenheit aufgedeckt worden 
ist, entscheidend zum Verbraucherschutz beiträgt. 
Von daher muß man das als positive Weiterentwick-
lung und nicht als eine Vernachlässigung des Ver-
braucherschutzes sehen. 

Auch die hier schon von Herrn Rüttgers genannten 
35,7 Millionen DM Bundesmittel für den Bereich der 
Verbraucherberatung sind doch ein Anlaß, zu fragen: 
Wie sieht das denn in vergleichbaren anderen Institu-
tionen aus? 

(Frau Saibold [GRÜNE]: Davon kriegt der 
ADAC auch noch Geld!) 

Von anderen ist hier auch schon gesagt worden, daß 
wir uns um Verbesserungen in verschiedenen Berei-
chen bemühen. Zu nennen sind ein Frühwarnsystem 
— Frau Würfel hat auf das Monitoring hingewie-
sen — , der Ausbau unserer Erkenntnisse bei den Bio-
produkten, wo ein großes Forschungsprojekt auch 
zum Bereich der Vermarktung angelaufen ist, oder 
der Bereich der Hygiene. Es gibt nach wie vor unter-
entwickelte Bereiche, in denen wir tätig sind. Ich 
wage trotzdem, zu sagen, daß das 1974 geschaffene 
Lebensmittel- und Bedarfsgegenständegesetz in der 
Bundesrepublik eines der strengsten der Welt ist. 
Warum haben denn unsere Experten bei der EG stän-
dig Probleme mit der Durchsetzung der Werte aus der 
Bundesrepublik, und warum ist es die Seltenheit, daß 
wir einen Wert von dort übernehmen und dann zu 
besseren Ergebnissen kommen? Ich denke, das 
spricht zunächst einmal für die Maßstäbe, die wir hier 
gesetzt haben. 

Wenn das Verhältnis des Gesundheitsschutzes zu 
wirtschaftlichen Interessen in Rede steht, leugnet nie-
mand, daß es immer wieder zu Ausgleichssituationen 
kommen muß. Aber in Gefährdungssituationen muß 
es den Vorrang des Gesundheitsschutzes vor jedem 
Wirtschaftsinteresse geben. 

In diesem Zusammenhang scheint mir noch eines 
wichtig zu sein: Wir müssen sehen, daß auf Grund der 
heutigen Untersuchungs- und Analysemethoden 
auch Substanzen in einer Dosis ermittelt werden, die 

so gering ist, daß wir sie früher nie herausgefunden 
hätten. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Bedauern Sie das?) 

— Ich bedaure das überhaupt nicht. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Es hört sich aber so 
an!) 

Ich sage nur, daß wir hier nicht ständig so reden kön-
nen, als hätten wir es mit einer Verschlechterung in 
diesem Bereich zu tun. Wir sind jedoch nicht in der 
Lage, alle Substanzen — ich nenne nur die Probleme 
bei der Muttermilch — , die wir gegenwärtig auf 
Grund von Analysemethoden, die wir früher nicht hat-
ten, erkennen können, auch zugleich zu beseitigen. 
Auch Cadmium können wir national nicht allein be-
seitigen, sondern hier bedarf es der europäischen und 
der internationalen Regelung. 

Mir ging es nur darum, über die verfeinerten Ana-
lysemethoden auch die neu entstandenen Probleme 
darzustellen und zu sagen, daß wir in bestimmten 
Bereichen noch auf Grenzen der Technik stoßen. Dies 
gilt auch für den soeben angesprochenen Bereich: Die 
Nematoden-Verordnung ist auf dem Weg zum Bun-
desrat. Es ist durchaus gehandelt worden. Auch da 
gibt es technische Grenzen in der Röntgenologie. 
Nicht alle Verfahren stehen zur Verfügung, um letztes 
auszuschließen. In diesem Sinne gibt es kein Null-
Risiko. 

Ich muß Ihnen sagen: Unbedenklichkeit ist soeben 
in Frage gestellt worden. Bei den Arzneimitteln gilt 
das Kriterium der Wirksamkeit und der Unbedenk-
lichkeit, und ich wehre mich energisch dagegen, daß 
wir bei den Lebensmitteln pauschal sagen: Lebens-
mittel sind in der Bundesrepublik eher gesundheits-
schädigend als gesundheitsfördernd. 

Alle Aussagen, die zur Ernährungssituation getrof-
fen worden sind, müssen doch mit dem Satz kommen-
tiert werden: Es liegt auch an falschen Ernährungsge-
wohnheiten und nicht an den schlechten Lebensmit-
teln. 

(Frau Saibold [GRÜNE]: Woher kommen 
die? Das ist genau die Frage!) 

—Sie rühren daher — das ist hier soeben auch schon 
gesagt worden —, daß der Mensch ein vernünftiges 
und zugleich ein genießendes Wesen ist und für sich 
den Anspruch erhebt, daß er Genuß nicht immer mit 
Gesundheitsförderung verbinden muß. 

(Frau Saibold [GRÜNE]: Die Werbung der 
Industrie vergessen Sie wohl?) 

— Ich muß Ihnen sagen: Wenn zu allen Zeiten so 
große Lernchancen im Bereich gesunder Ernährung 
wie gegenwärtig bestanden hätten, dann wären wir 
weltweit schon ein Stück weiter. Die Chancen waren 
noch nie so günstig wie zur Zeit. Wir haben sie zu 
nutzen. 

Ich möchte zu den Anträgen noch kurz folgendes 
sagen. Wir müssen sehen, daß wir, was die deutschen 
Standards angeht, längst in einem Prozeß der EG-
Regelungen und der Harmonisierungsarbeiten in 
Brüssel stehen. Bei allen Einzelforderungen, die in 
den Anträgen aufgestellt werden, geht unser Bemü-
hen dahin — ob das nun die Zusatzstoffe oder die 
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Kennzeichnung betrifft —, Regelungen herbeizufüh-
ren, die zum einen Verbrauchertäuschung ausschlie-
ßen und zum anderen unsere Regelungen im EG-
Bereich soweit akzeptabel machen, daß wir uns damit 
durchsetzen können. 

(Zuruf der Abg. Frau Garbe [GRÜNE]) 

— Ich denke, wenn wir in bezug auf die Bestrahlung 
in der EG dieselben restriktiven Bestimmungen wie in 
der Bundesrepublik hätten, dann bräuchten wir die-
ses Thema hier nicht zu problematisieren, denn auch 
der Gesundheitsrat hat festgelegt, daß Bestrahlungen 
dort durchzuführen sind, wo sie anderen Verfahren 
überlegen sind und gesundheitsfördernder als andere 
Verfahren sind. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Dahinter steckt aber 
etwas anderes!) 

Nur unter diesen restriktiven Voraussetzungen ist die 
Bestrahlung in der Bundesrepublik erlaubt. 

Ich möchte zu den Anträgen der SPD und den GRÜ-
NEN, z. B. zur Zulassung und Kenntlichmachung von 
Zusatzstoffen, zur allgemeinen Kennzeichnung und 
zur Festsetzung von Grenzwerten für eine radioaktive 
Belastung der Lebensmittel, zu weiten Bereichen der 
Hygiene, zur Bestrahlung und auch zu den von den 
GRÜNEN in einem besonderen Antrag angesproche-
nen technischen Hilfsstoffen, speziell für die Extrak-
tionslösungsmittel, sagen, daß diese Punkte gegen-
wärtig im Rahmen der EG verhandelt werden. Die 
Bundesregierung wird in diesen Fällen im Rahmen 
ihrer Möglichkeiten alles unternehmen, um auch in 
Zukunft ein hohes Schutzniveau im Rahmen der Euro-
päischen Gemeinschaft und damit auch für die deut-
sche Lebensmittelgesetzgebung sicherzustellen. 

Da nun für die Abstimmung über die Vorschläge der 
EG-Kommission in Brüssel durchgängig das Mehr-
heitsprinzip und nicht mehr das Einstimmigkeitsprin-
zip gilt, wird es entscheidend darauf ankommen, daß 
wir die übrigen Mitgliedstaaten von der Notwendig-
keit strenger lebensmittelrechtlicher Regelungen 
überzeugen. 

Der Deutsche Bundestag ist mit seinen Stellungnah-
men zu EG-Vorhaben für die Bundesregierung eine 
wichtige Hilfe. Ich werde nicht zögern, erforderli-
chenfalls um diese Hilfe aus dem Bundestag zu bit-
ten. 

Aber auch das sei gesagt: Unrealistische Forderun-
gen, etwa ein weltweites Verbot der Bestrahlung von 
Lebensmitteln, sind angesichts der Stellungnahmen 
maßgebender internationaler wissenschaftlicher Gre-
mien und im Hinblick auf die in einer ganzen Reihe 
von Ländern bestehenden Regelungen wenig hilf-
reich. Es hat keinen Zweck, eine Forderung, die abso-
lut nicht realisierbar ist, in den Katalog unmittelbarer 
Forderungen aufzunehmen. 

Hier kommt es vielmehr darauf an, die Bundesre-
gierung bei den Beratungen in Brüssel in ihrer sehr 
restriktiven Haltung zu unterstützen, sobald es zur 
Vorlage eines formellen Vorschlags der EG-Kommis-
sion an den Rat kommt. 

Was schließlich die im Antrag der SPD behandelte 
Lebensmittelkontrolle betrifft, so hat sie ihre Effizienz 
eindrucksvoll durch ihr Vorgehen bei den in den letz-

ten Jahren aufgedeckten Lebensmittelskandalen und 
sonstigen Manipulationen unter Beweis gestellt. 

(Frau Saibold [GRÜNE]: Die Reaktion der 
Behörden war erbärmlich!) 

—Man kann eine Behörde auch dadurch untauglich 
machen, daß man sie ständig nur kritisiert. Jedenfalls: 
Woher kommen denn die vielen fast jede Woche auf-
tretenden Meldungen? Wenn die Behörden nicht 
funktionieren würden, wären sie nicht da. 

(Frau Saibold [GRÜNE]: Aber wenn sie ein 
halbes Jahr brauchen!) 

Dies bedeutet nicht, daß wir uns nicht ständig be-
mühen müssen, gemeinsam mit den Ländern nach 
Wegen zu suchen, die verfügbaren personellen und 
apparativen Ressourcen noch wirksamer einzusetzen. 
Auch dies ist eine Geldfrage, nicht nur eine Frage der 
Möglichkeit. Entsprechende Modelle, die auch auf 
eine steigende Eigenverantwortung der Wirtschaft 
hinauslaufen, werden seit längerem diskutiert. 

Vizepräsident Frau Renger: Frau Minister, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage der Frau Abgeordneten 
Dr. Martiny-Glotz? 

Frau Dr. Süssmuth, Bundesminister für Jugend, Fa-
milie, Frauen und Gesundheit: Ja, bitte. 

Frau Dr. Martiny -Glotz (SPD): Frau Süssmuth, es 
erspart mir einen Brief und Ihnen eine schriftliche 
Antwort, wenn ich Sie jetzt folgendes fragen darf. Die 
ganze Zeit denke ich darüber nach, ob ich in der Ver-
mutung richtig liege und ob Sie sie bestätigen kön-
nen: Ist der Gesetzeszustand, was die Bestrahlung 
angeht, nicht so, daß die Bestrahlung generell verbo-
ten ist und daß der Gesundheitsrat zwar vorgeschla-
gen hat, eine Ausnahmeregelung für Gewürze zuzu-
lassen, daß aber eine solche Regelung nicht in Kraft ist 
—denn Sie müßten ja dafür das Gesetz ändern? Oder 
liege ich da falsch? 

Frau Dr. Süssmuth, Bundesminister für Jugend, Fa-
milie, Frauen und Gesundheit: In der Bundesrepublik 
ist es nach meinem Wissensstand so; den ersten Teil 
bestätige ich. Bestrahlung nein, aber versehen mit 
Erlaubnisvorbehalt. So sieht das Gesetz aus. Die Re-
gelung des Erlaubnisvorbehalts — etwa im Bereich 
der ionisierenden Bestrahlung von Gewürzen — sieht 
im Kontext der Empfehlungen des Gesundheitsrats so 
aus, daß dieses Verfahren gesundheitsfördernder als 
andere ist. Es geht also um den Erlaubnisvorbehalt. 

(Frau Dr. Martiny-Glotz [SPD]: Das ist die 
Argumentation des Gesundheitsrats! Ich 
bitte Sie herzlich, das noch einmal zu über-
prüfen! Denn wenn das so sein sollte, wie Sie 
es soeben gesagt haben, melde ich entschie-
denen Protest an! Denn das ist genau das 
Schlupfloch, das wir immer nicht wollten, 
weil die Kennzeichnungsregelung dann 

nämlich überhaupt nicht gesichert ist!) 
— Zu dem Stichwort Kennzeichnungsregelung muß 
ich sagen, daß besonders in bezug auf die hereinkom-
menden Lebensmittel die Kennzeichnung unverzicht- 
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bar ist, weil wir ja die Bestrahlung nicht kontrollieren 
können. 

(Frau Dr. Martiny-Glotz [SPD]: Das ist ja 
nicht erlaubt! Es darf kein Lebensmittel, das 

bestrahlt ist, bei uns verkauft werden!) 

— Das ist die Rechtsregelung. Aber wenn ich trotzdem 
den Schutz gewährleisten will, weil ich es ja nicht 
kontrollieren kann, dann kann ich es nur über eine 
EG-Regelung im Rahmen der Kennzeichnung. 

Abschließend komme ich darauf zurück, daß für die 
Weiterentwicklung des Verbraucherschutzes und im 
Rahmen der amtlichen Lebensmittelüberwachung 
das zwischen Bund und Ländern vereinbarte Schnell-
informationssystem — das im Licht der mit ihm ge-
machten Erfahrungen ebenfalls verbessert wird —, 
eine wesentliche Rolle spielt. Bewährt hat sich in die-
sem Zusammenhang auch ein zentrales Warnsystem 
im Rahmen der Europäischen Gemeinschaft, das un-
ter unserer maßgeblichen Beteiligung zustande ge-
kommen ist. 

Angesichts der zahlreichen importierten Lebens-
mittelskandale ist es schließlich ein besonderes Anlie-
gen der Bundesregierung, daß das international aner-
kannte hohe Niveau der deutschen Lebensmittelüber-
wachung EG-weit festgeschrieben wird. Dies ist eine 

unabdingbare Voraussetzung für den für das Jahr 
1992 angestrebten vollständigen Wegfall der Binnen-
grenzen. 

Wir wollen ein einheitliches Europa. Aber wir wol-
len auch die Sicherstellung eines optimalen Verbrau-
cherschutzes. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und Her-
ren, ich schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt vor, die Vorlagen an die in 
der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse zu über-
weisen. — Kein Widerspruch. Es ist so beschlossen. 

Wir sind damit am Schluß unserer Tagesordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf Mittwoch, den 8. Juni 1988, 13 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 12.42 Uhr) 



Deutscher Bundestag - 11. Wahlperiode - 81. Sitzung. Bonn, Freitag, den 20. Mai 1988 	5487* 

Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete() 	entschuldigt bis einschließlich 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer 20. 5. 
Dr. Ahrens 20. 5. 
Bahr 20. 5. 
Dr. Biedenkopf 20. 5. 
Bredehorn 20. 5. 
Bühler (Bruchsal) 20. 5. 
Dr. von Bülow 20. 5. 
Catenhusen 20. 5. 
Dr. Ehmke (Bonn) 20. 5. 
Fellner 20. 5. 
Frau Fuchs (Verl) 20. 5. 
Dr. Glotz 20. 5. 
Dr. Götz 20. 5. 
Dr. Haack 20. 5. 
Haar 20. 5. 
Frau Hämmerle 20. 5. 
Dr. Hauff 20. 5. 
Hauser (Krefeld) 20. 5. 
Heyenn 20. 5. 
Hoss 20. 5. 
Dr. Hüsch 20. 5. 
Ibrügger 20. 5. 
Klose 20. 5. 
Koltzsch 20. 5. 
Kroll-Schlüter 20. 5. 
Dr.-Ing. Laermann 20. 5. 
Dr. Laufs 20. 5. 
Leidinger 20. 5. 
Lüder 20. 5. 
Möllemann 20. 5. 
Dr. Müller 20. 5. 
Paintner 20. 5. 
Reuschenbach 20. 5. 
Schäfer (Mainz) 20. 5. 
Scheu 20. 5. 
Frau Schilling 20. 5. 
Frau Schmidt-Bott 20. 5. 
Dr. Schöfberger 20. 5. 
Dr. Schulte (Schwäbisch Gmünd) 20. 5. 
Frau Simonis 20. 5. 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk 20. 5. 
Spilker 20. 5. 
Stahl (Kempen) 20. 5. 
Stobbe 20. 5. 
Dr. Todenhöfer 20. 5. 
Dr. Unland 20. 5. 
Volmer 20. 5. 
Vosen 20. 5. 
Dr. Warnke 20. 5. 
Frau Wieczorek-Zeul 20. 5. 
Frau Will-Feld 20. 5. 
Wissmann 20. 5. 
Zierer 20. 5. 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Anlage 2 

Amtliche Mitteilungen 

Die Vorsitzenden folgender Ausschüsse haben mitgeteilt, daß der 
Ausschuß gemäß § 80 Abs. 3 Satz 2 der Geschäftsordnung von einer 
Berichterstattung zu nachstehenden Vorlagen absieht: 

Auswärtiger Ausschuß 
Drucksache 10/6601 
Drucksache 11/607 
Drucksache 11/1491 

Haushaltsausschuß 
Drucksache 11/1338 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
Drucksache 10/3613 

Die Vorsitzenden folgender Ausschüsse haben mitgeteilt, daß sie 
die nachstehenden EG-Vorlagen zur Kenntnis genommen bzw. von 
einer Beratung abgesehen haben: 

Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Drucksache 11/439 Nr. 2.6-2.8 
Drucksache 11/1895 Nr. 2.11-2.32 
Drucksache 11/1938 Nr. 7-9 
Drucksache 11/1998 Nr. 2.5 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Drucksache 11/1998 Nr. 2.6 
Drucksache 11/2089 Nr. 28 

Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 
Drucksache 11/1895 Nr. 2.39 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
Drucksache 11/883 Nr. 136 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Fragen des 
Abgeordneten Diller (SPD) (Drucksache 11/2303 Fra-
gen 67 und 68) : 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß es eine vom Insti-
tut Geographique National herausgegebene offizielle ICAO-
Karte gibt, welche die Existenz eines Trainingsgebietes für 
Strahlflugzeuge (Restricted Area R 45) auf der Strecke Colmar-
Luneville- Cattenom -Mont Medy - Verdun  ausweist (vgl. Trie-
rischer Volksfreund vom 2. Mai 1988: Tiefflugschneise über 
dem Kernkraftwerk Cattenom)? 

Ist die Bundesregierung gegebenenfalls bereit, mit der fran-
zösischen Regierung über eine sofortige Aufhebung dieser Trai-
ningsstrecke zu verhandeln, weil es überhaupt nicht ausreicht, 
über dem Atomkraftwerk Cattenom die Flugbeschränkung le-
diglich von mindestens 250 Metern auf mindestens 450 Meter 
über Grund anzuheben? 

Zu Frage 67: 

Ja. Das französische Flugbeschränkungsgebiet 
LFR 45 ist in den entsprechenden zivilen und militäri-
schen Luftfahrtsveröffentlichungen und Luftfahrtkar-
ten enthalten. Die von Ihnen genannten Orte liegen in 
der Nähe bzw. innerhalb dieses Gebietes. 

Innerhalb des Gebietes werden Tiefflüge militäri-
scher Strahlflugzeuge, d. h. Flüge unterhalb von 1 500 
Fuß (ca. 450 m) über Grund durchgeführt. 

Zu Frage 68: 

Nein. Im weiteren Bereich um das Kernkraftwerk 
Cattenom ist die Mindestflughöhe auf 1 500 Fuß über 
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Grund angehoben, d. h. Tiefflug ist in der Nähe des 
Kernkraftwerkes nicht zulässig. Insofern ist eine deut-
sche Initiative zur Aufhebung des Flugbeschrän-
kungsgebietes weder angebracht noch erforderlich. 

Anlage 4 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Weng (Gerungen) (FDP) (Druck-
sache 11/2303 Frage 69): 

Hat die Bundesregierung die Zahl der täglich von einem Mu-
sterungsarzt zu musternden Wehrpflichtigen, die auf Grund der 
seinerzeitigen Nagold-Affäre auf 25 herabgesetzt wurde, zu ir-
gendeinem Zeitpunkt entsprechend der seither um 8 Stunden 
von 48 Stunden auf 40 Stunden verkürzten Wochenarbeitszeit 
verändert? 

Die verkürzte Wochenarbeitszeit reichte — auch 
unter Berücksichtigung der sonstigen Aufgaben der 
Musterungsärzte — aus, selbst in gelegentlich schwie-
rigen und zeitaufwendigen Fällen eine der Bedeutung 
der ärztlichen Feststellungen angemessene Tauglich-
keitsuntersuchung zu gewährleisten. Anläßlich der 
Übertragung neuer Aufgaben auf dem Gebiet des 
Wehrersatzwesens ist eine entsprechende Anrech-
nung auf die Musterungsquote angeordnet worden. 

Anlage 5 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Fragen des 
Abgeordneten Steiner (SPD) (Drucksache 11/2303 
Fragen 70 und 71) : 

Wie viele Auszubildende im Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisters der Verteidigung erstreben nach Beendigung ihrer Aus-
bildung im Haushaltsjahr 1988 eine Übernahme als Facharbei-
ter/-in, als Verwaltungsfachangestellte(r) oder Bürogehilfe/-in 
oder Beamter/-in im Vorbereitungsdienst bzw. auf Probe (z. A.), 
und wie viele davon können nicht übernommen werden, jeweils 
getrennt aufgeführt für die Wehrbereiche I bis VI? 

Läßt der Personalabbau bei der Wehrverwaltung durch Stel-
lenkürzung und Wiederbesetzungssperre Schlüsse auf para llele 
Maßnahmen bei den Streitkräften zu — im Sinne der Äußerung 
des Bundesministers der Verteidigung bei seiner Verabschie-
dung in Wiesbaden: „Ohne die Verwaltung findet Bundeswehr 
nicht statt — ohne Streitkräfte brauchten wir aber auch keine 
Wehrverwaltung. "? 

Zu Frage 70: 

Im Jahre 1988 werden voraussichtlich 2 909 Beam-
tenanwärter sowie Auszubildende ihre Abschlußprü-
fung ablegen. Hiervon haben bereits jetzt rund 1 830 
ihr Interesse an einer Übernahme in den Dienst der 
Bundeswehr bekundet. Die Hauptprüfungstermine 
im Juni/Juli/August stehen noch aus. Hinzu kommt 
eine noch nicht bezifferbare Zahl derer, die eine Ein-
stellung als Soldat auf Zeit/GWDL anstreben und bis 
dahin eine Übergangsbeschäftigung suchen. 

Gegenwärtig steht der Übernahme nach der Ab-
schlußprüfung in den Bundesdienst die gesetzliche 
Einsparauflage verbunden mit der Wiederbeset-
zungssperre des Haushaltsgesetzes 1988 entgegen. 
Alle Wehrbereiche sind in gleicher Weise betroffen. 

Die Bundesregierung versucht, mit der Unterstüt-
zung des Haushaltsausschusses alle Möglichkeiten 
auszuschöpfen, um zumindest einem Teil der Betrof-
fenen die Weiterbeschäftigung zu eröffnen. 

Zu Frage 71: 

Die Bundesregierung setzt alles daran, den Perso-
nalbestand der Streitkräfte trotz sinkender Jahr-
gangsstärken auch in Zukunft sicherzustellen. BMVg 
hat ein Maßnahmenbündel vorgesehen, welches die 
Attraktivität weiterhin verbessern wird. Dazu gehören 
neben der Erhöhung des Kernbestandes beispiels-
weise auch finanzielle Anreize ebenso, wie eine mo-
derne Laufbahngestaltung mit attraktiven Aus- und 
Weiterbildungsmaßnahmen, sowie ein stetes Bemü-
hen um eine zeitgemäße Dienstzeitgestaltung. Die 
Streitkräfte haben gegenwärtig den besten Personal-
bestand seit Einrichtung der Bundeswehr. Sie sind 
ausdrücklich von der Einsparung des Haushaltsgeset-
zes 1988 ausgenommen. 
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